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Aus aktuellem Anlaß: 
Zur Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung 
Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
auf den Monat genau vor sechs Jahren, im Mai 1984, verabschiedete der Hauptausschuß des Bundesinstituts für 
Berufsbildung die Empfehlung zur "Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung". Die Vertreter der 
Arbeitgeber, der Gewerkschaften und der Länder hatten dann gefordert, daß "durch eine Gleichstellungsrege­
lung den Absolventen beruflicher Fortbildungsprüfungen nach Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung (z. B. 
Handwerks-, Industriemeister und entsprechende kaufmännische Abschlüsse) der Zugang zum Fachhochschul­
bereich zu eröffnen ist''. 
Diese Empfehlung ist damals auf wenig Bereitschaft gestoßen. Insbesondere die angesprochenen Fachhochschu­
len verwiesen auf den steigenden Anteil von Abiturienten unter ihren Studierenden und versuchten, sich gegen 
Bewerber ohne formale schulische Abschlüsse abzuschotten. Dem Beharren auf der Höherwertigkeit allgemeiner 
Bildung als Grund für die Ablehnung von Nicht-Abiturienten an Hochschulen war mit der hohen Anerkennung, die 
die deutsche Berufsausbildung aufgrund ihrer Qualität auch international gefunden hatte, bereits in vielen Punkten 
der Boden entzogen worden. 
Heute, sechs Jahre danach, ist von dieser brüchigen Argumentationsbasis nichts mehr übrig: Diejenigen Jungen 
und Mädchen, die als Grundlage ihres Berufsweges den Facharbeiter- oder Gesellenbrief und danach die 
Meister- oder Fachwirteprüfung und nicht das Abitur anstreben, arbeiten mit anspruchsvollen Ausbildungsinhalten 
und -methoden und erreichen damit Qualifikationen, die zwar "anders", aber in jeder Hinsicht denen der Abitu­
rienten gleichwertig sind. 
Bei der Neuordnung der Berufe der letzten Jahre wurden die in den Ausbildungsordnungen beschriebenen Anfor­
derungen nicht danach bestimmt, ob sie den Kategorien "allgemeinbildend" oder "berufsqualifizierend" zuzu­
rechnen sind. Entscheidend ist das Bildungsziel einer selbständig planenden, durchführenden und kontrollieren­
den Facharbeiter- oder Fachangestelltenpersönlichkeit, die in der technologischen, sozialen, ökologischen und po­
litischen Entwicklung unserer Gesellschaft eine wichtige Rolle spielt. 
Die Grenzep. zwischen allgemeinbildenden und berufsbildenden Inhalten sind heute fließend, und mit der "euro­
päischen" Offnung unserer Bildungswege werden sie noch stärker verwischen. Doch: Die Anerkennung ihrer 
Gleichwertigkeit ist auch heute noch ein hochbrisantes Thema! 
Der im Januar diesesJahresvon der schleswig-holsteinischen Landesregierung gefaßte Beschluß, daß künftig auch 
den Bewerberinnen und Bewerbern die Hochschulen des Landes offenstehen, die kein Abitur, dafür aber den Ab­
schluß einer qualifizierten Berufsausbildung und eine fünfjährige Berufstätigkeit oder entsprechende Ersatzzeiten 
nachweisen können, hat nicht überall Beifall gefunden. Viele, die sich in der Belobigung des hohen Standards der 
deutschen Berufsbildung nicht genug tun können, finden es gleichwohl völlig verfehlt, unserer jungen praktischen 
Intelligenz den Weg in die Hochschule zu öffnen. 
Der Deutsche Hochschulverband bezeichnete in einer Presseinformation vom 13. Februar 1990 den Hochschulzu­
gang ohne Abitur als eine "drastische Erleichterung" und äußerte die Befürchtung, daß mit dieser Regelung "bis­
her gültige Standards für den Hochschulzugang aufgegeben werden könnten''. Der Deutsche Lehrerver band, in 
dem sich offenbar die Philologen gegen die Berufsschullehrer durchgesetzt haben, fordert laut DL-Informations­
dienst 7/1990 vom 13. 2. 1990 eine Diskussion in der KMK, weil diese Pläne" .. . den KMK-Konsens des Jahres 1987 
bezüglich der Anforderungen von Gymnasien, Kollegs, Berufsoberschulen der Berufsgymnasien an die Studierfä­
higkeit unterliefen''. 
Allen diesen Äußerungen gemeinsam ist die Einschätzung, daß die im dualen System und in anschließender Be­
rufstätigkeit und Weiterbildung erworbene Berufsqualifzierung, Kenntnisse und Verhaltensweisen den universitä­
ren Anforderungen nicht genügen könnten. Damit wird nicht nur die anerkannt hohe Qualität der dualen Berufsaus­
bildung in der Bundesrepublik diskriminiert und ihre Entwicklung in den letzten Jahren völlig unberücksichtigt ge­
lassen. Damit wird auch die Ablehnung der Hochschullehrerschaft signalisiert, die notwendige, dem Lernverhalten 
dieses Personenkreises angemessene Innovation der Hochschuldidaktik in Angriff zu nehmen. Zusätzlich wird 
auch noch die Tatsache unterschlagen, daß an Universitäten unserer europäischen Nachbarn (z. B. Großbritannien 
und Frankreich) ebenso wie in den USA und Kanada Nicht-Abiturienten immatrikuliert werden, wenn sie die Anfor­
derungen des ersten Studienjahrs erfüllt haben. 
Schleswig-Holstein hat nun den längst überfälligen Schritt zur Anerkennung der Gleichwertigkeit von allgemeiner 
und beruflicher Bildung als Voraussetzung für ein Studium getan. Für diesen Schritt gebührt dem Land die Aner­
kennung der berufstätigen Menschen, die ihre intellektuelle und praktische Leistungsfähigkeit auch in einem Stu­
dium beweisen wollen, und denen nun neue Aufstiegsmöglichkeiten eröffnet wurden. Dies wird sich letztendlich 
auch als Lösung der Probleme erweisen, die sich durch das Ausbleiben junger Menschen auf dem Ausbildungs­
stellenmarkt in der Bundesrepublik abzuzeichnen beginnen. Die Klage über den Rückgang der Bewerberzahlen 
im dualen System wird immer vehementer mit der Forderung nach Erhöhung der Attraktivität dieses Ausbildungs­
systems verknüpft. Der schleswig-holsteinische Schritt entspricht dieser Forderung voll und ganz. Er ist auch ent­
scheidend im internationalen Wettbewerb der Berufsbildungssysteme. 
Wenn künftig nicht nur Abiturienten, sondern auch Facharbeitern, Fachangestellten und Gesellen die Hochschulen 
offenstehen und die Leistungen der ersten Semester und nicht eine punktuelle Prüfung über das weitere Studium 
entscheiden, kann die Entscheidung für einen Beruf auf einerneuen Grundlage getroffen werden: Die Ausbildung 
in einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf und die berufliche Weiterbildung eröffnen die gleichen akademi­
schen Aufstiegsmöglichkeiten wie die Oberstufe des Gymnasiums. Das Odium der Bildungssackgasse ist der be­
ruflichen Bildung genommen. 

(riuwd? 
Hermann Schmidt 
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Veränderungen in der Altersstruktur 
der Bevölkerung: Herausforderung zur 
Neuordnung der sozialpflegerischen Berufe 
Barbara Meifort 

Dem demographisch bedingten Anstieg an Betreuungsbedarf für ältere Pflegebedürftige 
steht ein unzureichendes Versorgungsangebot an Einrichtungen, Plätzen und Personal in 
der stationären und ambulanten Altenhilfe sowie im Angebot für ältere Behinderte gegen­
über. Diese Situation wird sich in der nächsten Zeit noch verschärfen, wenn in allen Wirt­
schaf tsbereichen der Mangel an Nachwuchskräften deutlicher wird. Denn den gesundheits­
und sozialpflegerischen Bereich wird diese Entwicklung mit unvergleichlich größerer 
Schärfe treffen, weil die Pflege und Betreuung hilfe- und pflegebedürftiger Menschen per­
sonalintensiv ist. Das heißt: Es wird mehr Pflegepersonal benötigt. Dabei stellt sich aber 
auch die Frage, welche Art von Pflegepersonal benötigt wird: Welche Berufe mit welchem 
Qualifizierungsumfang? Denn gegenüber der Versorgungsstruktur, die sich in den vergan­
genen Jahren mit dem Aufbau der ambulanten Dienste grundlegend verändert hat, ist die 
Qualifikationsstruktur weitgehend unverändert geblieben. Welche für die Berufsqualifika­
tion relevanten Problemstellungen sich daraus ergeben, wird an Beispielen verdeutlicht. 
Dabei wird besonderes Augenmerk auf die Versorgungslücke im Bereich der Hauspflege 
gerichtet. Dies ist nach Auffassung des EIBE dringend erforderlich, weil im Bereich der 
Hauspflege häufig der Dreh- und Angelpunkt für präventive und rehabilitative Ansätze liegt, 
um das Verbleiben in der eigenen häuslichen Umgebung zu ermöglichen und zu erhalten. 
Zur Gewinnung des dringend benötigten Pflegepersonals wird eine flexible Qualifizierungs­
strategie vorgeschlagen in Form eines teilnehmerorientierten Baukastenkonzepts, bei dem 
sich Einzelbestandteile je nach Teilnehmer/ innenvoraussetzung zu Aus-, Weiterbildungs­
und Umschulungsmöglichkeiten kombinieren lassen. 

Barbara Meifort 
Diplom-Hande lslehrerin und Leite rin der Abtei­
lung 4.3 "Organisation und Qualität" des Bundes­
instituts für Berufsbildung in Berlin. 

Die Bevölkerungsentwicklung 
hat unser Pflege- und 
Versorgungssystem überrollt 

Zwei gegenläufige Entwicklungsli­
nien bestimmen die gesundheits­
und sozialpflegerische Arbe it in 
der Bundesrepublik Deutschland 
zu Beginn der 90er Jahre: 
- Auf der einen Seite haben wir 

mit einem weiteren erheblichen 

2 

Anstieg an Pflegebedürftigen zu 
rechnen. 

- Auf der anderen Seite steht die­
ser Entwicklung ein weitrei­
chender Mangel an einschlägig 
qualifizierten professionellen 
Helferinnen und Helfern gegen­
über. 

Diese Situation, die mit dem 
Schlagwort vom , , Pflegenotstand' ' 
belegt wird, besagt: "Die Bevölke­
rungsentwicklung hat unser 
Pflege- und Versorgungssystem 
überrollt." 1) Es handelt sich hier­
bei um kein spezifisch deutsches 
Problem: In allen "hochentwickel­
ten Industrieländern" ist im Rück­
blick auf die vergangenen 100 Jah­
re feststellbar, daß die Altersgrup­
pen der über 60- bis 65jährigen ab­
solut und relativ stärker zunehmen 
als die jüngeren Bevölkerungs­
gruppen. Aber im Verhältnis zu un­
seren europäischen Nachbarn -
was Altersstruktur, Wirtschaftspro­
bleme usw. ausmacht, mit durch­
aus vergleichbaren Problemen 
konfrontiert - liegt die Bundesre­
publik Deutschland im Hinblick auf 
die Beschäftigung von Vollzeitkräf­
ten in der stationären Altenhilfe 

deutlich zurück - von der Ausstat­
tung mit ambulanten Diensten und 
Pflegekräften völlig zu schwei­
gen. 2) 

Nun sollte "Alter ' ' an sich kein Pro­
blem bedeuten. Zahlen belegen, 
daß der überwiegende Anteil 
der sogenannten "Altersbevölke­
rung' '3) im Vollbesitz seiner geisti­
gen und auch körperlichen Kräfte 
ist. Es wäre allerdings zu kurz 
gegriffen, die beiden geschilder­
ten Entwicklungslinien zwischen 
Pflege- und Hilfebedürftigen auf 
der einen und Pflegepersonal auf 
der anderen Seite durch solche 
Hinweise relativieren zu wollen. Es 
ist nun einmal so, daß mit zuneh­
mendem Alter die Zahl derjenigen, 
die krank und hilfebedürftig wer­
den, ansteigt. Während z. B. bei 
den 60- b is 70jährigen heute nur 
0,9% pflegebedürftig sind, sind es 
bei den über 80jährigen schon 
19 %. Zum Beispiel steigt beim 
Schlaganfall die Erkrankungshäu­
figkeit von 3% bei den 60- bis 
65jährigen auf 23% bei den über 
85jährigen an. 4) Ähnlich entwickelt 
sich die Erkrankungshäufigkeit bei 
Altersdemenz, einem degenerati­
ven Intelligenz- und Pe rsönlich­
keitsabbau im Alter, die bei über 
90jährigen einen Anteil von über 
30% erreicht. 5) Das heißt natürlich 
auch, daß 70 % im Vollbesitz ihrer 
körperlichen und geistigen Kräfte 
b leiben. Da sich aber der Anteil 
der Bevölkerung bei den höheren 
Altersgruppen seit 1950 verviel­
facht hat, ist es einleuchtend, daß 
sich ebenfalls die Häufigkeit der 
altersbedingten Erkrankung mit 
der Folge einer entsprechenden 
"Pflegebedürftigkeit' ' vervielfacht 
hat. 

Die Veränderungen in der Alters­
struktur sind seit langem zu beob­
achten, und die Konsequenzen für 
die Betreuung sind seit langem be­
kannt. Das gilt auch für die zweite 
Entwicklungslinie, den Personal­
mangel im Pflege- und Betreuungs­
bereich. Sowohl in der Kranken­
pflege als auch in der Altenpflege 
bleibt das ausgebildete Pflege­
fachpersonal nur ca. 3 bis 5 Jahre 
im Beruf. 6) Verläßliche Daten feh­
len hierzu. 
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Nach Angaben des Berufsverban­
des der Altenpfleger I innen übt 
schätzungsweise nur ein Drittel der 
ausgebildeten Altenpfleger I innen 
den erlernten Beruf auch tatsäch­
lich aus. In den Krankenhäusern, 
wo 50% aller Pflegetage auf Patien­
ten im Alter von über 60 Jahren ent­
fallen und 80% der Moribunden 
sterben 7), fehlen 60 000 Pflegekräf­
te - obwohl sich in den letzten 15 
Jahren die Zahl der Pflegekräfte 
bereits verdoppelt hat. 8) Auch in 
den 6 300 Einrichtungen der statio­
nären Altenhilfe wird der zusätzli­
che Bedarf auf 35 000 bis 50 000 
Stellen geschätzt. 9) 

Diese Situation wird sich in der 
nächsten Zeit noch verschärfen, 
wenn es nicht gelingt, neben der 
Bezahlung im gesundheits- und so­
zialpflegerischen Bereich vor al­
lem auch die Qualität der Arbeit 
sowie der Aus- und Weiterbildung 
anzuheben. Die veränderte Alters­
struktur der Gesamtbevölkerung 
bedeutet ja auch, daß in den 90er 
Jahren in allen Wirtschaftsberei­
chen mit einem Mangel an Nach­
wuchskräften zu rechnen ist. Diese 
Problemstellung wird allerdings 
den personalintensiven gesund­
heits- und sozialpflegerischen Be­
reich mit unvergleichlich größerer 
Schärfe treffen als alle anderen Be­
rufsbereiche. Denn die Pflege und 
Betreuung hilfe-und pflegebedürf­
tiger Menschen ist personalinten­
siv; Rationalisierungen sind hier 
nur in begrenztem Umfang und nur 
auf Kosten von Pflegenden und Ge­
pflegten möglich. 

Konsequenzen für die Berufs­
bildung der Pflegeberufe an­
gesichts des Pflegenotstands 

Das gesellschaftliche Ansehen der 
sozialpflegerischen Berufe steht in 
engem Zusammenhang damit, wie 
in unserer Leistungsgesellschaft 
Alter, Krankheit und Behinderung 
bewertet werden. Normen und 
Wertvorstellungen orientieren sich 
in unserer Gesellschaft in erster Li­
nie an den Leistungsbildern einer 
hochindustrialisierten Erwer bsge­
sellschaft. In dieser Gesellschaft 
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nicht mehr mithalten zu können, 
nicht mehr im ökonomischen Sinne 
produktiv und nützlich zu sein, sind 
gängige Wertmuster, die sich mit 
Alter und Altern verbinden. Das 
geringe Ansehen, das wir denen 
zumessen, die aufgrund von Alter, 
Krankheit oder Behinderung aus 
dem Erwerbsleben ausgegliedert 
werden, spiegelt sich auch in fata­
ler Weise in der Sprache über die 
,,erhöhte Langlebigkeit'' , über die 
"wachsende Zahl alter Men­
schen", die als "Belastung" "ver­
bucht'' werden. 

Solche Negativ-Stereotypien be­
kommen auch alle diejenigen zu 
spüren, die sich berufsmäßig mit 
alten und behinderten Menschen 
beschäftigen. Die geringe gesell­
schaftliche Wertschätzung von Al­
ter, Pflegebedürftigkeit und Behin­
derung schlägt sich bei ihnen in 
der Bezahlung, in den Arbeitsbe­
dingungen und der beruflichen Bil­
dung nieder. 10) 

Daher ist für die Altenpflege, die 
hier für alle gesundheits- und so­
zialpflegerischen Berufe herausge­
griffen werden soll, zunächst ein­
mal eine angemessene Bezahlung 
im Vergleich zu anderen Berufen, 
z. B. den Facharbeiterberufen in 
der Industrie sicherzustellen, aber 
auch angemessene Ausbildungs­
bedingungen, wozu neben Schul­
geldfreiheit auch eine Ausbil­
dungsvergütung wie in anderen 
Ausbildungsberufen gehört. Aller­
dings wäre es zu kurz gegriffen, 
den Pflegenotstand ausschließlich 
als finanzielles oder quantitatives 
Problem zu definieren. Im Zusam­
menhang mit Fragen der berufli­
chen Bildung ist von Bedeutung, ob 
das Pflegepersonal nicht allein 
quantitativ, vom Stellenschlüssel 
her, sondern vor allem auch inhalt­
lich von der Aus- und Fortbildung 
her, adäquat auf die Veränderung 
in der Struktur von Pflege- und Hil­
febedürftigen reagieren kann. 

Altenpflege 
Für die Veränderung der Ausbil­
dung in der Altenpflege liegen in­
zwischen zahlreiche Anträge vor. 
Die Argumentation geht formal in 
die Richtung: 3jährige Ausbil-
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dungsdauer, Schulgeldfreiheit, 
Zahlung einer Ausbildungsvergü­
tung, angeleitete, integrierte prak­
tische Ausbildung. 11 ) 

Aber die Ausbildung muß auch in­
haltlich den qualitativen Verände­
rungen in der Altenhilfe Rechnung 
tragen. Die zahlenmäßig insgesamt 
wachsende Gruppe älterer Men­
schen ist in sich sehr heterogen; sie 
umfaßt bereits mehrere Generatio­
nen und reicht von den sogenann­
ten , ,jungen Alten'' (Vorruheständ­
ler, Frühverrentete) bis zu den 
Hochbetagten. Diese sehr hetero­
gene Gruppe stellt sehr unter­
schiedliche Ansprüche, denen in 
den vorhandenen Altenhilfeein­
richtungen nicht entsprochen wer­
den kann. Schon heute bilden sich 
breit gefächerte Hilfsangebote in 
der offenen, ambulanten, teilstatio­
nären und stationären Altenhilfe 
heraus. Diese alternativen und 
komplementären institutionellen 
Angebote müssen von qualifizier­
ten Altenpflegernlinnen inhaltlich 
gefüllt und praktisch umgesetzt 
werden. Demgegenüber zielt die 
Ausbildung in der Altenpflege ge­
genwärtig immer noch überwie­
gend auf eine spätere Berufstätig­
keit in großen stationären Einrich­
tungen ab. Außerdem zeichnet sich 
in der Praxis der Altenhilfe mit 
wachsendem Anteil an Pflegebe­
dürftigen, mit der Zunahme von 
Mehrfachbehinderungen, an chro­
nisch Erkrankten, an Schlaganfall­
patienten, gerontopsychiatrischen 
Erkrankungen und der Zunahme 
von Sterbebegleitung ein inhaltlich 
veränderter Hilfe- und Pflegebe­
darf ab. Ich will hier nur ein Bei­
spiel dafür herausgreifen, nämlich 
die Pflege und Betreuung psy­
chisch Erkrankter und Gestörter 
bzw. demenhell erkrankter älterer 
Menschen. Bei einer Erkrankungs­
häufigkeit von etwa einem Drittel 
der über 85- bzw. 90jährigen und 
einem fünf- bis sechsfachen An­
stieg dieser Altersgruppe in den 
vergangenen 35 Jahren hat der An­
teil demenhell Erkrankter insge­
samt erhebliche Dimensionen an­
genommen. 12) Bewohner mit psy­
chischen Veränderungen, von Des­
orientierung bzw. , ,Verwirrtheit'' 
bis hin zu schweren psychischen 

3 



FACHBEITRÄGE 

Erkrankungen und in der Folge 
von Pflegebedürftigkeit prägen die 
Aufgaben in den Stationen der 
Alten- und Pflegeheime. Dies wird 
zu inhaltlichen Veränderungen in 
der Ausbildung führen müssen, 
und zwar insbesondere im medizi­
nisch-pflegerischen Bereich 
- zu einer Verstärkung der Inhalte 

aus der Behandlungspflege und 
Krankenbeobachtung und 

- zu einer erhöhten Berücksichti­
gung der Inhalte aus dem reha­
bilitativ-therapeutischen Bereich 
und aus der Gerontopsychiatrie 
sowie psychosozialer Inhalte; 

- zur Stärkung der Kompetenzen 
im musisch-kreativen Bereich, 
um die ,,Verwahrpflege' ' abzu­
lösen; 

- zur stärkeren Vermittlung ko­
operativer und organisatori­
scher Fähigkeiten, um eine 
ganzheitliche Betreuung zu ge­
währleisten. 

Bei diesem Forderungskatalog 
stellt sich allerdings die Frage, ob 
und wie dies alles in der Ausbil­
dung vermittelt werden kann? Ob 
nicht zunächst eine klarere Bestim­
mung des Verhältnisses von Aus- zu 
Weiterbildung erforderlich ist? 
Ausbildung muß qualifiziert und 
breit sein, für die verschiedenen 
Einsatzfelder die Grundlagen ver­
mitteln. Sie muß aber auch ihre 
Entsprechung im praktischen Ar­
beitsfeld finden, wenn sie nicht zu 
Frustrationen nach der Ausbildung 
und letztlich zum Ausstieg aus dem 
Beruf führen soll. Was nützt es, 
wenn z. B. in der stationären Alten­
pflege "am Tag 95% reine 
Versorgungs- und Grundpflege' ' 
geleistet werden müssen, wenn ge­
rade die medizinisch-pflegerische 
Kompetenz die Berufswirklichkeit 
bestimmt und wenn für den Be­
reich "psychosoziale Betreuung, 
Gesprächsführung, Psychohygie­
ne, Prävention oder Rehabilitation'' 
in der Realität keine Zeit bleibt, 
wenn dann die Ausbildungsdauer 
in sozialer Gerontologie und Prä­
vention / Rehabilitation auf Kosten 
der medizinisch-pflegerischen 
Kompetenzvermittlung erhöht 
wird? Gerät die Ausbildung damit 
nicht in ein klares Mißverhältnis 
zur Berufswirklichkeit? Bedeutet 
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das nicht, daß die Ausbildung fal­
sche Erwartungshaltungen produ­
ziert, ja, an der Realität vorbeiläuft, 
daß sie zu unsagbaren Frustratio­
nen und letztlich zu Resignation 
und Berufsausstieg führt? 13) Oder 
- anders ausgedrückt - : Wie 
tragfähig sind im personenbezoge­
nen Feld Berufsbildungskonse­
quenzen, wenn sie nicht von struk­
turellen Veränderungen begleitet 
und gestützt werden? Wieviel Kraft 
verbleibt in diesem Feld noch den 
Arbeitenden, um Veränderungen 
selbst in die Wege zu leiten? Oder 
bleibt ihnen - wie in der jetzigen 
Situation des "Pflegenotstands" -
nur die Verweigerung und der 
Ausstieg? 

Sozialstationen 
Nun mag es vordergründig so 
scheinen, als ob durch den massi­
ven Ausbau der ambulanten Pfle­
gedienste das Problem des Pflege­
notstands hierdurch gelöst werden 
könnte. Gilt nicht die häusliche 
Pflege Pflegebedürftiger und be­
hinderter älterer Menschen als die 
"humanere' ' Alternative? Und übt 
der ambulante Bereich nicht gera­
de auf die hochmotivierten und en­
gagierten Pflegekräfte eine erheb­
liche Anziehungskraft aus, weil sie 
sich hier noch die Möglichkeit zur 
"ganzheitlichen Pflege" , zu mehr 
"Patientenbezug" in der Arbeit er­
hoffen? Dabei sollte allerdings fol­
gendes bedacht werden: 
- Das Pflegepotential der Fami­

lien ist ausgeschöpft; die mei­
sten Pflegebedürftigen werden 
bereits zu Hause, von Familien­
angehörigen, i. d . R. von Frauen 
- Ehefrauen, Müttern, (Schwie­
ger-)Töchtern - versorgt; nur 
4 % der Pflegebedürftigen le­
ben im stationären Bereich. 14) 

- Trotz des Ausbaus der Sozialsta­
tionen werden bislang nur 12% 
der zwei Millionen Pflegebe­
dürftigen zu Hause bzw. ihrer 
pflegenden Familien von Sozial­
stationen unterstützt. 15) 

- Auch die ambulanten Pflege­
dienste sind personell völlig un­
terbesetzt. Wenn statt der 12 % 
tendenziell alle Pflegebedürfti­
gen, die zu Hause leben, die 
Dienste der Sozialstationen ihres 
Wohnbereichs beanspruchen 

wollten, stünde einer Pflegekraft 
in der Sozialstation pro Tag für 
jeden Pflegebedürftigen 1m 
Durchschnitt gerade eine Pfle­
geminute zur Verfügung. 16) 

Wie eine Untersuchung des BIBB 
über Qualifikationsanforderungen 
bei Beschäftigten in Sozialstationen 
erbrachte, leisten Sozialstationen 
heute - bedingt auch durch die 
Finanzierungssituation und die zah­
lenmäßige Dominanz der Kranken­
pflegekräfte - überwiegend häus­
liche Krankenpflege. Spezifische 
Altenpflege findet kaum statt, ob­
wohl 80 % der Klientel Altenpflege 
benötigen. Tätigkeiten wie Ge­
sprächsführung, soziale Beratung 
und Rehabilitation werden weder 
bei der Berechnung der verfüg­
baren Pflegezeiten des Pflege­
personals noch von den Finanzie­
rungsträgern berücksichtigt. 17) Zu­
sätzlich zu den medizinisch-pflege­
rischen Ansätzen müßten daher 
die Anforderungen an die Leistun­
gen an die Sozialstationen um prä­
ventive und rehabilitative Inhalte, 
um Verfahren zur körperlichen, zur 
mentalen und sozialen Mobilisie­
rung und Stabilisierung erweitert 
werden, wenn ein weiterer Ausbau 
des ambulanten Bereichs Sinn ma­
chen soll. Das hätte allerdings nicht 
nur Konsequenzen für die Aus- und 
Fortbildung, sondern vor allem 
für die Finanzierung dieser Lei­
stungen. 

Zugleich führt der Ausbau der 
ambulanten Versorgungsangebote 
bereits heute dazu, daß Eintrittsal­
ter und Grad der Pilegebedürftig­
keit jener Patienten ansteigen, die 
von der ambulanten Betreuung in 
die stationäre Versorgung über­
wechseln müssen. Die hierin sicht­
bare Verlagerung der beruflichen 
Anforderungen auf Schwerst-, 
Intensiv- und Endpflegen bedeutet 
neben einer deutlichen Schwer­
punktsetzung der Berufsanforde­
rungen auf medizinisch-pflegeri­
sche und gerontopsychiatrische 
Anforderungen für die Beschäftig­
ten in der stationären Alten- und 
Behindertenpflege gleichzeitig 
auch einen rapiden Zuwachs an 
physischen und psychischen Bela­
stungen. 
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Dieses Problem, daß sich die be­
ruflichen Anforderungen und Bela­
stungen im stationären und ambu­
lanten Einsatzbereich der Alten­
pflege auseinanderentwickeln, 
darf nicht unterschätzt werden. Im 
BIBB wird deshalb davon ausge­
gangen, daß die sich verändern­
den Belastungsformen in Zukunft 
leichter zu bewältigen wären, wenn 
im Rahmen beruflicher Bildungs­
maßnahmen Rotations- bzw. Um­
steigequalifikationen bereitgestellt 
würden. Sie sollen dazu beitragen, 
daß die Beschäftigten leichter zwi­
schen den verschiedenen berufli­
chen Einsatzfeldern wechseln kön­
nen und damit Resignation, Aus­
brennen und Berufsausstieg ge­
mindert werden. 18) 

Heilerziehungspflege 
Neben der Altenpflege sollten wir 
allerdings nicht die übrigen Berufe 
aus den Augen verlieren, die bei 
der Versorgung Pflegebedürftiger 
ebenfalls eine wichtige Rolle spie­
len. Dies gilt in erster Linie für den 
Beruf Heilerziehungspflege, der im 
Zusammenhang mit dem Thema 
"Pflegenotstand" bislang noch gar 
nicht erwähnt wurde und der mei­
nes Erachtens auch viel zu wenig 
bekannt ist. Auf die Angehörigen 
dieses Berufs kommen im Zusam­
menhang mit der veränderten Al­
tersstruktur Probleme ganz neuer 
Art zu: Die Betreuung der ersten 
Generation älterer und alter Behin­
derter seit dem Bestehen dieses 
Berufes. Rückert hat bereits 1986 
darauf hingewiesen, daß die Ver­
weildauer alter Menschen in psych­
iatrischen Einrichtungen immer 
kürzer wird und daß diese Einrich­
tungen etwa ein Viertel ihrer Klien­
tel in Einrichtungen der Altenhilfe 
entlassen. 19) Das heißt, zusätzlich zu 
den altersdemenhell Erkrankten 
ist in den vergangenen Jahren noch 
eine erhebliche Anzahl ehemali­
ger Psychiatriepatienten in die sta­
tionären Einrichtungen der Alten­
hilfe hinzugekommen. Diese Ten­
denz wird mit der weiteren Auflö­
sung von psychiatrischen Großkli­
niken (z. B. in den Ländern Bremen 
und NRW) weiter steigen. 

Der Beruf Heilerziehungspflege ist 
nicht in allen Bundesländern staat-
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lieh geregelt. Das Berufsbild ist 
sehr breit angelegt; Ziel ist die le­
bensbegleitende, ganzheitliche Be­
treuung und Versorgung behinder­
ter Menschen. Das beinhaltet pfle­
gerische, erzieherische, hauswirt­
schaftliche, beratende und betreu­
ende Aufgaben. Die Entstehung 
des Berufs ist mit dem Aufbau von 
Rehabilitations-Einrichtungen zur 
beruflichen Rehabilitation in den 
60er Jahren untrennbar verbun­
den. Deshalb arbeiten Heilerzie­
hungspfleger I innen bislang fast 
ausschließlich in Großeinrichtun­
gen: (Rehabilitations-)Kliniken, In­
ternaten von Berufsbildungswer­
ken usw. mit überwiegend jünge­
ren Behinderten im erwerbsfähi­
gen Alter. Für ältere Behinderte ist 
in diesen Einrichtungen kein Platz; 
sie werden bei Erwerbsunfähigkeit 
bzw. nach Erreichen der Alters­
grenze in (Alten-)Pflegeheime "ab­
gegeben'' , wie es heißt. 

Angesichts der Betreuungslücke 
für diese Gruppe und angesichts 
der besonderen Anforderungen 
bei der Betreuung dieser Perso­
nengruppe werden im BIBB die be­
ruflichen Anforderungen in der 
Heilerziehungspflege bei der Be­
treuung alter behinderter Men­
schen in einer Berufsfelduntersu­
chung zusammen mit den Berufen 
"Altenpflege" und "Haus- und Fa­
milienpflege'' analysiert. 

Haus- und Familienpflege 
Aus den Erhebungen des For­
schungsprojekts des BIBB in Sozial­
stationen hat sich außerdem erge­
ben, daß im Bereich der Hauspfle­
ge, die pflegenahe Basishilfen zur 
Bewältigung des Lebensalltags lei­
stet, ein großer und zunehmender 
Bedarf bei alten Menschen liegt, 
der z. Z. nicht ausreichend befrie­
digt werden kann . Haushaltsnahe 
Pflegehilfen sind im Zuge der Pro­
fessionalisierung der Kranken- und 
Altenpflege weitgehend aus den 
Berufsbildern etablierter Pflege­
berufe eliminiert worden und wer­
den (deshalb?) auch nicht nach 
der Reichsversicherungsordnung 
(RVO) von den Krankenkassen ver­
gütet. Gerade in diesem Bereich 
liegt jedoch häufig der Dreh- und 
Angelpunkt für präventive und re-
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habilitative Ansätze, um das Ver­
bleiben in der eigenen häuslichen 
Umgebung zu ermöglichen und zu 
erhalten. Häufig sind es gerade 
Überforderungen der hilfebedürf­
tigen alten Menschen bei den Ver­
richtungen der alltagsweltlichen 
Aufgaben, die einen Pflegebedarf 
erst verursachen. 

Aufgaben und Anforderungsni­
veau in diesem Bereich dürfen 
nicht wegen ihrer Nähe zur Haus­
arbeit unterschätzt werden. Der 
Hilfebedarf ist häufig sehr komplex 
und in psychosozialer Hinsicht häu­
fig auch verdeckt, so daß eine soli­
de Qualifizierung der in Einzel­
arbeit tätigen Hauspflegerinnen 
unerläßlich ist. Zum Beispiel ergab 
eine Untersuchung von Prognos in 
Berlin, daß der Anteil geronto­
psychiatrischer Erkrankungen der 
über 65jährigen sehr groß ist. 20) 

Die vorhandenen Ausbildungsgän­
ge und Berufsbilder für diesen 
Aufgabenbereich zielen bislang 
schwerpunktmäßig auf den Einsatz 
in Familien mit Kindern. Ange­
sichts der demographischen Ent­
wicklung und des Hilfebedarfs al­
ter Menschen wird vom BIBB ein 
Ausbildungsgang zur staatlich an­
erkannten Haus- und Familienpfle­
gerin vorgeschlagen, der neben 
der herkömmlichen Fachrichtung 
eine zweite Fachrichtung - die 
Versorgung von Altenhaushalten -
anbietet. 21) 

Angesichts des großen Bedürfnis­
ses vieler Frauen, ohne adäquate 
oder überhaupt ohne berufliche 
Qualifizierung nach der Familien­
phase wieder ins Erwerbsleben 
zurückzukehren und im Hinblick 
auf die Betreuungs- und Versor­
gungslücke im Bereich der Haus­
pflege bietet es sich in diesem Zu­
sammenhang ferner an, tragfähige 
Qualifizierungskonzepte für unge­
lernte oder nicht ausreichend qua­
lifizierte Frauen zu entwickeln, in 
denen die in der Familienphase er­
worbenen Qualifikationen - syste­
matisiert und fundiert - einbezo­
gen und anerkannt werden und 
Abschlüsse auf dem Niveau staat­
lich anerkannter Berufe im Pflege­
bereich erreicht werden können. 
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Gedacht wird an ein Baukasten­
konzept, nach dem in einer ersten 
Phase die in der Familienphase er­
worbenen Qualifikationen auf eine 
nach Berufsbildungsgesetz aner­
kannte Ebene gestellt werden -
auch, um den betroffenen Frauen 
die damit verbundenen arbeitsver­
sicherungsrechtlichen Möglichkei­
ten (z. B. Ansprüche nach AFG) zu 
erschließen. Nach dieser Einfüh­
rungsphase, die der Motivierung 
und der Systematisierung vorhan­
dener Fähigkeiten und Kenntnisse 
und der Ermutigung zum Weiter­
lernen dient, soll eine Externen­
prüfung vor der zuständigen Stelle 
nach § 40 BBiG zur Hauswirtschaf­
terin abgelegt werden. Darauf auf­
bauend soll ein Weiterbildungs­
gang nach § 46, l BBiG anschlie­
ßen, der zur staatlich anerkannten 
Haus- und Familienpflegerin mit 
den zwei Fachrichtungen - Haus­
halt mit Kindern oder Altenhaus­
halte - führt. 

Basisqualifizierung 
Als Einstieg in dieses Modell zur 
Professionalisierung der Hauspfle­
ge hat der Hauptausschuß des 
BIBB empfohlen, zumindest eine 
Basisqualifizierung für die große 
Gruppe der pflegerisch nicht aus­
gebildeten Laienkräfte im ambu­
lanten, aber auch im stationären 
Bereich vorzunehmen. In berufsbe­
gleitender Form soll folgender In­
haltskatalog vermittelt werden: 
- Kenntnisse pflegerischer Grund­

lagen und Befähigung zur pfle­
gerischen Grundversorgung. 

- Ernährungsgrundlagen, Diätzu­
bereitung im Zusammenhang 
mit entsprechend häufig vor­
kommenden Krankheitsbildern ; 
Bedeutung des Flüssigkeits­
haushalts. 

- Psychosoziale Grundlagen für 
Betreuungsaufgaben: Kenntnis­
se über Aktions- / Reaktionsmu­
ster, Wissen über Familienstruk­
turen, Selbsterfahrung, Rollen­
verständnis, Abgrenzungsfähig­
keit innerhalb des Pflegepro­
zesses. 

- Rehabilitationsaufgaben, Mobili­
Sierung. 

Diese Basisqualifizierung trägt zur 
Qualitätssicherung bei und soll 
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dem sozialpolitisch unhaltbaren 
Zustand entgegenwirken, daß die 
bislang beruflich benachteiligten 
Frauen über kurze, nicht tragfähige 
"Zurichtungen", die Ausbildung 
suggerieren, in schlecht bezahlte 
berufliche Sackgassen geraten. 
Der Qualifizierungsbaustein ist 
überdies so angelegt, daß er auf 
bestehende, staatlich anerkannte 
Ausbildungsgänge - z. B. auf die 
o. a. Haus- und Familienpflege 
anrechenbar ist. 22) 

Wiedereingliederungsmaßnah­
men und verkürzte Umschulung 
Abgesehen von den Vorschlägen 
zur Basisqualifizierung und zur 
Wiedereingliederung von Frauen 
ohne Ausbildung nach der Fami­
lienphase bietet es sich an, Kurse 
zur Wiedereingliederung nicht nur 
für Krankenschwestern, sondern 
auch für Altenpfleger I innen anzu­
bieten. Immerhin dürften von den 
20 000 bis 30 000 aus dem Beruf 
ausgeschiedenen ehemaligen Al­
tenpfleger linnen auch ein großer 
Teil Frauen sein, die familienbe­
dingt ausgeschieden sind und evtl. 
bei entsprechend attraktiven An­
geboten hinsichtlich Bezahlung 
und Fortbildung an einer Rückkehr 
Interesse hätten . 

Ferner sollten wir an die Erfahrun­
gen anknüpfen, die wir Anfang der 
siebziger Jahre mit verkürzten Um­
schulungsmaßnahmen zur Kran­
kenpflege gemacht haben: Wenn 
man daran denkt, daß Berufsmoti­
vation und -Stabilität bei dieser 
Gruppe auffallend hoch sind 23) 

und daß es in den 90er Jahren eine 
große Zahl berufserfahrener Er­
wachsener geben wird, die in den 
80er Jahren angesichts des Man­
gels an Ausbildungsplätzen entwe­
der nicht den Wunschberuf oder 
überhaupt keine adäquate Berufs­
ausbildung erhielten, kann man 
auch davon ausgehen, daß eine 
große Zahl von ihnen Fortbildungs­
bzw. Umschulungsmöglichkeiten 
zur Altenpflege nachfragen würde. 
Dieses Konzept bietet sich auch 
deshalb an, weil der Altenpflege­
beruf ja ursprünglich als Fort- bzw. 
Umschulungsberuf für lebens-und 
berufserfahrene Erwachsene ge­
schaffen worden ist. 

Qualitätssicherung der 
Pflegearbeit setzt Qualität 
der Weiterbildung voraus 

Der Pflegenotstand ist nicht allein 
ein finanzielles und quantitatives 
Problem. Vielmehr sind sich alle 
Betroffenen darin einig, daß in 
Fluktuation, Abwanderung aus 
dem Beruf und fehlendem Berufs­
nachwuchs eine Not der Pflegen­
den zum Ausdruck kommt, den an­
dauernden und wachsenden physi­
schen und psychischen Belastun­
gen gewachsen zu sein, die die 
Konfrontation mit Krankheit, Alter 
und Behinderung, mit Tod und 
Sterben, Isolation und zunehmen­
der sozialer Verelendung alter und 
behinderter Pflegebedürftiger dar­
stellen. Hierauf inhaltlich und me­
thodisch ausreichend vorbereitet 
zu werden, mit den fortlaufenden 
Belastungen umgehen zu können, 
Entlastungsformen im Berufsalltag 
und berufliche Perspektiven anzu­
bieten, stellt beträchtliche Anfor­
derungen an die Qualität der 
beruflichen Weiterbildung 1m 
Gesundheits- und Sozialbereich. 

Es fehlt jedoch sowohl im Bereich 
der stationären Versorgung alter 
pflegebedürftiger und behinderter 
Menschen als auch im gesamten 
Bereich der ambulanten sozialen 
Dienste an systematischen Weiter­
bildungskonzepten. Fort- und Wei­
terbildung werden in diesem frau­
enspezifischen Berufsbereich im­
mer noch als Privileg und Luxus 
und als individuell zu erbringende 
Leistung angesehen, statt als Inve­
stition des Betriebes in das Human­
kapital "Arbeitsfähigkeit". Die 
Pflegekraft müßte, wie in anderen 
Wirtschaftsbereichen auch, als 
Produktivkraft angesehen werden, 
die nicht nur das eigene, indivi­
duelle Arbeitsvermögen sichern 
muß, sondern auch die Basis für 
die ökonomische Leistungskraft 
eines jeden Betriebes, auch des 
Alten- und Pflegeheims und der 
Sozialstationen darstellt. 

Die Initiierung betrieblicher Fort­
bildungsmaßnahmen, die in kla­
rem Zusammenhang zu den berufs-
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fachlichen Kompetenzbereichen 
stehen, die Schaffung entsprechen­
der Rahmenbe dingungen zur Er­
höhung der Motivation zur Teilnah­
me an Weiterb ildung, die Beglei­
tung von Fort- und Weite rbildung 
mit strukture llen Veränderungen in 
der Arbe itsgestaltung, die die Um­
setzung von neuen Erkenntnissen 
in der Be rufspraxis ermöglicht, das 
alles sind originäre Leitungsaufga­
ben. Sie wahrzunehmen e rfordert 
Leitungs- und Managementkompe­
tenzen, die schwerlich automatisch 
oder naturwüchsig vorhanden 
sind. 24) 
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Berlin 19. Juni 1989. 

23) Fallstudien im Rahmen des Projektes 4.033 in 
verschiedenen Großkliniken, u. a. in einer west­
deutschen psychiatrischen Landesklinik. 

" ) Siehe Anmerkung 22). 

Förderung der Modernisierung 
überbetrieblicher Berufsbildungsstätten 
Kurt Kielwein 

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten haben die Aufgabe, durch betriebsergänzende 
M aßnahmen die qualitative und quanti tative Aus- und Weiterbildungsfähigkeit insbesondere 
von Klein- und Mittelbetrieben zu erhalten oder zu erreichen. 

Darum führen sie in erster Linie überbetriebliche Berufsausbildungs-, berufliche Fort- und 
Weiterbildungs- sowie Betriebsführungslehrgänge durch. In den letzten fahren wurden 
auch Sondermaßnahmen (z. B. Benachteiligten-Programm) und Umschulungslehrgänge 
durchgeführt. 

Angesichts des technischen und wirtschaftlichen Wandels ist damit zu rechnen, daß der 
Umfang der überbetrieblichen Berufsbildung noch wachsen wird. Damit die überbetriebli­
chen Berufsbildungsstätten ihren Bildungsauftrag erfüllen können, ist es erforderlich, ihre 
Funktionstüchtigkeit zu erhalten, zu verbessern. Dies erfordert jedoch einen hohen Finanz­
bedarf für die notwendigen Erhal tungs- und Ersatz- bzw. Anpassungsinvestitionen Diese Ko­
sten können von den Trägern überbetrieblicher Berufsbildungsstätten in der Regel nicht ge­
tragen werden. 

Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung hat in seinen Empfehlungen an 
die Bundesregierung vom 10. 12. 1985 und 5. 2. 1988 darauf hingewiesen, daß eine unterstüt­
zende Finanzierung erforderlich ist, wenn funktionstüchtige, moderne überbetriebliche Be­
rufsbildungsstätten im Interesse der Aus- und Weiterbildung in Klein- und Mittelbetrieben 
erhalten bleiben sollen. 

Mit der nun bestehenden neuen Förderungsmöglichkeit zur Modernisierung überbetrieb­
licher Berufsbildungsstätten soll dieses Ziel erreicht werden. 

Kurt Kielwein 
Leiter der Abteilung 6.3 "Förderung überbetrieb­
licher Berufsbildungsstätten" des Bundesinstituts 
für Berufsbildung in Bonn. 

Ausgangsposition 

Die Bundesregierung hat am 
24. 8. 1988 e ine "Konzeption für die 
Förderung überbetriebliche r be­
ruflicher Ausbildungsstätten' ' dem 
Deutschen Bundestag zur Unte r­
richtung zugele itet (siehe BT­
Drs. ll I 2824). Diese wurde in den 
zuständigen Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages beraten. 
Nach e ine r öffentlichen Anhörung 
zur Bedeutung und zu den künfti­
gen Aufgaben überbetriebliche r 
Berufsbildungsstätten (ÜBS) im fe­
derführenden Ausschuß für Bil-
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dung und Wissenschaft am 
17. 4. 1989 hat sich dieser Ausschuß 
mit Stimmen der Koalitionsfraktio­
nen am 21. 6. 1989 für eine Be­
schlußempfehlung (siehe BT­
Drs. ll I 5050) ausgesprochen. Der 
Deutsche Bundestag hat am 
26.10.1989 dieser Beschlußempfeh­
lung mehrheitlich zugestimmt. 
Danach wird die Bundesregierung 
aufgefordert, die bewährte Förde­
rung ÜBS aus dem Haushalt des 
Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft (BMBW) entspre­
chend ihrer Konzeption fortzuset­
zen, und zwar nach drei Aufgaben­
schwerpunkten: 
a) Erreichen des Ausbauziels von 

77 100 überbetrieblichen Ausbil­
dungsplätzen nach dem so­
genannten "Schwerpunkt-Pro­
gramm'' , 

b) Förderung der Betriebskosten 
ÜBS nach den bisherigen 
BMBW-Richtlinien für einen be­
grenzten Zeitraum, 

c) Förderung der Investitionsko­
sten für Ausstattungsvorhaben, 
notwendige Umbauten und Sub­
stanzerhaltung zur Modernisie­
rung ÜBS. 

Zur Ausfinanzierung des "Schwer­
punkt-Programms" hat das BMBW 
in 1988 die Projekte festgelegt, mit 
denen das gesetzte Ausbauziel er­
reicht werden soll. Nach Förde­
rung dieser Projekte dürfte das 
, , Schwerpunkt-Programm'' abge­
schlossen sein. 

Zur weiteren Förderung von Be­
triebskosten hat das BMBW in 1988 
die bisherigen Förderungskondi­
tionen geändert (siehe BAnz. 
Nr. 173, S. 4160). Danach können die 
ÜBS, die die Förderungsvorausset­
zungen nach den Richtlinien erfül­
len, nur noch im Jahr der Betriebs­
aufnahme und in den vier darauf­
folgenden Haushaltsjahren Zu­
schüsse in Höhe von bis zu 50% 
der nachgewiesenen Fehlbeträge 
erhalten. Diese Einschränkung der 
Förderung hat dazu geführt, daß 
nur noch für eine relativ geringe 
Anzahl ÜBS Bundesmittel bereit­
gestellt werden können. 

Bei der Modernisierung ÜBS wird 
eine neue Phase der Bundesförde­
rung eingeleitet. Bundestag und 
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Bundesregierung sehen in der Mo­
dernisierung ÜBS eine ständige 
Aufgabe. Die Bedeutung dieser 
Aufgabe für die Ausbildung in 
Klein- und Mittelbetrieben wird 
von ihnen besonders hervorgeho­
ben. In den kommenden Jahren 
soll damit eine zukunftsorientierte, 
regional und sektoral ausgewoge­
ne sowie qualitativ und quantitativ 
attraktive Berufsbildung der Klein­
und Mittelbetriebe unterstützt und 
eine effektive Nutzung der ge­
schaffenen Ausbildungskapazitä­
ten in ÜBS gewährleistet werden. 

Beim Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BIBB), welches nach § 6 Ab­
satz 2 Nr. 2 Berufsbildungsförde­
rungsgesetz (BerBiFG) die Förde­
rung ÜBS durchführt, liegen be­
reits zahlreiche Anträge auf finan­
zielle Beteiligung an den Moderni­
sierungskosten ÜBS vor. Die hohe 
Anzahl der Anträge bestätigt das 
große Interesse an dieser Förde­
rung. 

Förderung der 
Modernisierung ÜBS 

Gründe für eine 
öffentliche Förderung 
Um die vielfältigen Aufgaben, die 
ÜBS erfüllen, zeitgemäß durchfüh­
ren zu können, bedarf es einer 
ständigen Anpassung an die geän­
derten Anforderungen. Dazu wer­
den erhebliche Mittel für 
Erhaltungs- und Anpassungsinve­
stitionen benötigt. 
Nach einer Modellberechnung 
des BIBB aus dem Jahre 1987 be­
steht ein jährlicher Gesamtinvesti­
tionsbedarf von rd. 250,0 Mio. DM. 
Neben den jährlich hohen Be­
triebskosten ÜBS können die Trä­
ger aufgrund ihrer Finanzlage die 
notwendigen Investitionskosten 
nicht alleine tragen. Um die Erhal­
tung funktionsgerechter ÜBS zu si­
chern, ist die Gewährung finanziel­
ler Zuschüsse aus öffentlichen 
Haushalten notwendig. 

Grundlagen und 
Förderungsvoraussetzungen 
Für die Förderung der Modernisie­
rung ÜBS gelten die Richtlinien des 

BMBW vom 19. 9. 1973 i. d. F. vom 
30. 11. 1979. Im Wege der Ausle­
gung wurden sie zur Umsetzung 
der Förderung von Modernisie­
rungsvorhaben modifiziert. Ferner 
sind die Haushalts- und Verwal­
tungsvorschriften des Bundes an­
zuwenden. Gefördert werden kön­
nen nur ÜBS, die ergänzende über­
betriebliche Erstausbildung ge­
mäß den Vorschriften des Berufs­
bildungsgesetzes bzw. der Hand­
werksordnung vermitteln. Sie müs­
sen systematische überbetrieb­
liche Lehrgänge anbieten. Ein Be­
nutzungsplan für die ÜBS ist 
aufzustellen. Der Zugang zu den 
Bildungsmaßnahmen muß offen 
sein. 

Gefördert werden können nur Mo­
dernisierungsvorhaben, die sich 
aus der Nutzung für die überbe­
triebliche Erstausbildung begrün­
den lassen. Eine darüber hinaus­
gehende Nutzung für andere Be­
rufsbildungsmaßnahmen (z. B. be­
rufliche Weiterbildung, Umschu­
lung) ist förderungsunschädlich. 
Bedarf, Notwendigkeit und Zweck­
mäßigkeit des Vorhabens sowie 
die Sicherstellung der laufenden 
Kosten für die Unterhaltung der 
ÜBS und der Lehrgangsdurchfüh­
rung ist im einzelnen vom Träger 
der ÜBS nachzuweisen. 

Förderungsgegenstand 
Nach der Konzeption der Bundes­
regierung wird die Modernisie­
rung ÜBS durch die Begriffe der 
Erweiterungen, Umbauten, Sub­
stanzerhaltung und Sicherung der 
Funktionsfähigkeit durch Ausstat­
tung definiert. Erweiterungsbauten 
sind insoweit nur förderbar, als sie 
keine neuen Kapazitäten durch 
neue Werkstattplätze schaffen. Fer­
ner sind Umbauten in einer vorhan­
denen ÜBS förderungsfähig. Zur 
Verdeutlichung, welche Erweite­
rungs- und Umbauten berücksich­
tigt werden können, werden einige 
Beispiele angeführt: 
e Die Größe einer Werkstatt ist 

nicht mehr ausreichend für die 
Durchführung neuer Lehrgän­
ge. Daher müssen zusätzlich Flä­
chen gebaut werden. 

e Bisher angernietete Räume müs­
sen aufgegeben werden. Daher 
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wird ein Erweiterungsbau an 
der bestehenden ÜBS not­
wendig. 

e Die Intensivierung von Ausbil­
dungsinhalten führt zum Bedarf 
neuer Geräte und zusätzlicher 
Flächen. 

e Es fehlt eine Mensa, es fehlen 
Räume für die ergänzende theo­
retische Unterweisung, die In­
ternatskapazität ist unzurei­
chend, die Verwaltungsräume 
der ÜBS sind zu klein. 

e Die Werkstätten liegen ungün­
stig zueinander. Es müssen Flä­
chen verschiedener Werkstät­
ten neu zugeordnet und Trenn­
wände anders angeordnet 
werden. 

Wesentliche bauliche Veränderun­
gen zur Substanzerhaltung können 
gefördert werden, wenn damit 
eine nachhaltige Erhöhung des 
Gebrauchswerts einer ÜBS er­
reicht wird. Gravierende bauliche 
Mängel sollen damit behoben und 
die Funktionstüchtigkeit bestehen­
der ÜBS nachhaltig auf einen mo­
dernen Stand gebracht werden. Zu 
den Investitionen der Substanzer­
haltung zählen z. B. Maßnahmen 
des Wärmeschutzes, der Einbau 
von Isolierverglasungen, Fassa­
denverkleidungen, der Einbau mo­
derner Heizungssysteme und Ge­
bäudeinstallationen. 

Bei Gebäuden, die älter als 10 Jah­
re sind, kann auch die Behebung 
umfangreicher Betonschäden, die 
Neueindeckung nicht mehr repa­
raturfähiger Dächer oder die Be­
hebung unzureichender Isolierung 
an Fassaden gefördert werden, 
wenn durch diese Maßnahmen die 
Funktionstüchtigkeit und der Nut­
zungsauftrag der ÜBS erhalten 
werden kann . Die Förderung setzt 
aber voraus, daß trotz regelmäßi­
ger Bauunterhaltung I Instandhal­
tung des Gebäudes, diese Schä­
den entstanden sind. Wird auf­
grund einer Kosten-Nutzen-Analy­
se festgestellt, daß der Abriß einer 
bestehenden ÜBS wirtschaftlicher 
ist als eine andere Form der Sub­
stanzerhaltung, kann im Einzelfall 
auch ein Neuaufbau in die Förde­
rung einbezogen werden. Die Be­
schaffung neuer Geräte (ein-
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schließlich flankierender bauli­
cher Maßnahmen) ist förderfähig. 
Hierzu zählen notwendige Erst-, 
Ergänzungs- und Ersatzausstattun­
gen. 

Nicht förderfähig sind Verbrauchs­
mittel und Maßnahmen der Bauun­
terhaltung und Instandsetzung. 

Art und Höhe der Förderung 
Die Zuschüsse betragen bis zu 
50% der ausgabewirksamen för­
derfähigen Kosten (Anteilfinanzie­
rung). In begründeten Einzelfällen, 
insbesondere bei besonderer Fi­
nanzschwäche des Trägers und bei 
gleichzeitiger Lage der ÜBS in ei­
ner überdurchschnittlich struktur­
schwachen Region (Zonenrandge­
biet, Ruhrgebiet, Saarland), kann 
unter bestimmten Voraussetzungen 
ausnahmsweise ein Überschreiten 
des Regel-Höchstförderungssatzes 
bis zu 15 Prozentpunkte zugelassen 
werden. Mindestens 25% der aus­
gabewirksamen förderfähigen Ko­
sten muß die Eigenleistung des 
Trägers ÜBS betragen. Eine Ermä­
ßigung der Eigenleistung auf 10 % 
kann für ÜBS in strukturschwachen 
Regionen zugelassen werden . Als 
strukturschwache Regionen wur­
den vom BMBW festgelegt: 
e das Zonenrandgebiet sowie in 

U mstrukturierung befindliche 
Montanregionen, "Stahlstandor­
te'' außerhalb von Montanregio­
nen und "Werftstandorte", 

e Fördergebiete der Gemein­
schaftsaufgabe , ,Verbesserung 
der regionalen Wirtschafts­
struktur". 

Zuwendungen aus öffentlichen Mit­
teln gelten nicht als EigenmitteL 

Haben auch andere Institutionen 
an der Durchführung des Vorha­
bens Interesse, so sollen sie sich an 
den förderfähigen Kosten ange­
messen beteiligen. Zu dem bis zu 
50-Prozent- I 65-Prozent-Anteil aus 
dem Haushalt des BMBW können 
weitere öffentliche Mittel einge­
setzt werden. Wie bei der Vergabe 
öffentlicher Zuwendungen üblich, 
besteht auf die Förderung kein 
Rechtsanspruch. Sie erfolgt nur im 
Rahmen verfügbarer Haushalts­
mittel. 

Verfahren 
Damit Träger ÜBS einen besseren 
Überblick über die vielfältigen 
Förderbedingungen und Verfah­
rensregelungen erhalten, hat das 
BIBB - nach Abstimmung mit dem 
BMBW - ein Informations-Blatt 
herausgegeben. 

Zur besseren Planung sollen die 
Antragsteller ihre Vorhaben früh­
zeitig über die zuständigen ober­
sten Landesbehörden dem BIBB 
anzeigen. In Koordination mit den 
übrigen potentiellen öffentlichen 
Zuwendungsgebern wird in den 
meisten Fällen das Antragsverfah­
ren vom BIBB eingeleitet. Zur Prü­
fung des Bedarfs, der Notwendig­
keit und Zweckmäßigkeit des Vor­
habens sowie zur Feststellung der 
Angemessenheit der Kosten betei­
ligt das BIBB 
e Beratungs- und Gutachter-Stel­

len, die im Auftrag des BIBB 
tätig werden, 

e bezüglich baulicher Maßnah­
men zusätzlich die staatliche 
Bauverwaltung, 

e die zuständigen obersten Lan­
desbehörden und die zuständi­
gen Stellen nach dem Berufsbil­
dungsgesetz bzw. nach der 
Handwerksordnung. 

Darüber hinaus hat das BIBB die 
Möglichkeit, auch andere Stellen, 
z. B. oberste Bundesbehörden, 
Bundesanstalt für Arbeit, Spitzen­
organisationen der Wirtschaft, um 
fachliche Stellungnahme zu bitten. 

Inzwischen wurden rd . 240 Anträ­
ge auf Förderung von Modernisie­
rungsvorhaben gestellt. Das An­
tragsvolumen beträgt rd. 200,0 Mio. 
DM. Rund 53% der Anträge betref­
fen nicht kapazitätswirksame Bau­
vorhaben, rd . 47 % Ausstattungs­
vorhaben. Die Annahme, der Be­
darf an Modernisierung ÜBS wür­
de überwiegend im Ausstattungs­
bereich liegen, wird dadurch nicht 
bestätigt. Der Bedarf an baulichen 
Maßnahmen zur Funktionserhal­
tung wird von vielen Trägern ÜBS 
als dringend notwendig erachtet. 

Für die Investitionskasten-Förde­
rung weist die mittelfristige Finanz­
planung der Bundesregierung z. Z. 

9 



FACHBEITRÄGE 

die Bereitstellung folgender Haus­
haltsmittel aus: 
1991 80,0 Mio. DM 
1992 60,0 Mio . DM 
1993 40 ,0 Mio. DM 
1994 40,0 Mio . DM. 

Weitere Entwicklung 

Bereits jetzt kann vermerkt wer­
den, daß die Träger ÜBS an der 
seit dem l. l. 1989 bestehenden 
neuen Förderungsmöglichkeit zur 
Modernisierung ÜBS aus dem 
Haushalt des BMBW ein großes In­
teresse haben. Der seit langem 
festgestellte Bedarf an einer fort­
laufenden Modernisierung ÜBS 
wird durch die Praxis bestätigt. Er­
fahrungen mit sogenannten "För­
derungs-Programmen" haben ge­
zeigt, daß ein Attentismus entsteht, 
der dazu beiträgt, daß erforder­
liche Anpassungsinvestitionen zu­
rückgestellt werden. Unter diesen 
Umständen wird eine erforder­
liche, sinnvolle Planung der Träger 
ÜBS erschwert. Hier hat nun die 
Konzeption der Bundesregierung 
und der Beschluß des Deutschen 
Bundestages die notwendige Klar­
heit geschaffen. 

Eine effektive Umsetzung der För­
derung erfordert zu gegebener 
Zeit eine Überprüfung mit dem Ziel 
einer Anpassung an die neuen An­
forderungen. Es gilt, den Bedarf an 
baulichem Modernisierungsauf­
wand und die Auswirkungen neuer 
Technologien bei der Ausstattung 
ÜBS weite rhin zu beobachten, um 
den Trägern bei der Planung und 
Weiterentwicklung von Vorhaben 
zur Erhaltung funktionstüchtiger 
moderner ÜBS entsprechende Hil­
fen anbieten zu können. Fragen­
komplexe wie z. B. 

e Verbesserung der Anpassung 
an den dynamischen Wandel 
der Technik, 

e wirtschaftlicher Einsatz der Ge­
rätschaften und Entwicklung 
von Überprüfungsinstrumenta­
rien für die anfallenden Be­
triebskosten, Koordination öf­
fentlicher Förderung, 

lO 

e planvolle und systematische Ar­
beitsweise bei der Neugestal­
tung pädagogisch-didaktisch 
sinnvoller Lehrgangsprogram­
me in Kooperation mit anderen 
Trägern ÜBS, 

e Möglichkeiten einer schnelle­
ren Reaktion auf die neuen An­
forderungen durch flexiblere 
und breit angelegte Lehrgangs­
programme, 

e weitere Entwicklung von Semi­
narkonzepten zur Sicherstellung 
der Qualifikation des Ausbil­
dungspersonals, 

e Übernahme weiterer Aufgaben 
im Rahme n des Technologie-

Transfers in Zusammenarbeit 
mit anderen Institutionen 

müssen weiterhin untersucht und 
gelöst werden (s. auch Thesen­
papier zum Forschungsprojekt 
FP 6.022 "Auswirkungen neuer 
Technologien auf Strukturen ÜBS 
des Handwerks'', U. Schöpke, K. 
Berger, Th. Dahm). Für die Träger 
ÜBS ist es gut zu wissen, daß nun 
der Bund bereit ist, die erforderli­
che Modernisierung der ÜBS im 
Interesse der notwendigen Berufs­
bildung in Klein- und Mittelbetrie­
ben langfristig finanziell mit abzusi­
chern. 

Der Arbeitsplatz als Lernfeld 
Ein innovatives Weiterbildungskonzept 

Gerhard Herz, Hans G. Bauer, Michael Brater, Kurt Vossen 

Daß die betrieblichen Einsatzplätze wichtige, ja durch eine Lehrwerkstatt gar nicht ersetz­
bare Lernmöglichkei ten bieten, wird immer deutlicher erkannt, aber immer noch zu wenig 
genutzt. Berufliche Handlungsfähigkeit als übergeordnetes Ausbildungsziel kann nur durch 
eine optimale Vernetzunq systematisch-didaktisierten Lernens (meist in der Lehrwerkstatt) 
und aufgabenbezogenen Lernens in betrieblichen Realsituationen erreicht werden. Eine 
Voraussetzung dafür ist die Erschließung der betrieblichen Arbeitsplätze als Lernplätze. 
Dadurch werden die " Inhaber" dieser Arbeitsplätze, meist Facharbeiter, in eine pädagogi­
sche Verantwortung gestellt, auf die sie in der Regel nicht vorbereitet sind. In einem M odell­
versuch, den die BAYER AG durchführt, wird ein arbeitsplatzbezogenes Qualifizierungskon­
zept erprobt, das die nebenberuflichen Ausbilder in die Lage versetzen soll, diese Aufgabe 
deutlicher zu sehen und mit den Mitteln, die ihnen inhaltlich, organisatorisch und zeitlich an 
ihr em Arbeitsplatz zur Verfügung stehen, produktiv zu bewältigen. Eine Folge von sieben Se­
minaren, verbindende Aufgabenstellungen und die dabei institutionalisierte Kooperation 
mit den hauptberuflichen Kollegen sind die wesentlichen strukturellen Komponenten dieses 
M odellversuchs. 

Die BAYER AG kooperiert in der Konzeption, Durchführung, Moderation und wissenschaft­
lichen Begleitung dieser Maßnahme mit der Gesellschaft für Ausbildungsforschung und 
Berufsentwicklung e. V, München. 

Hans G. Bauer 
Diplom-Soziologe. Gesellschaft für Ausbildungs­
forschung und Berufsentwicklung e. V., München. 
Projektentwicklung und Seminarmoderation im 
Modellversuch. 

Michael Brater, Dr. phil M. A. 
Gesellschaft für Ausbildungsforschung und Be­
rufsentwicklung e. V., München. Wissenschaft­
liche Begleitung des Modellversuchs. 
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Gerhard Herz, Dr. phil. 
Gesellschaft für Ausbildungsforschung und Be­
rufsentwicklung e. V. , München. Projektent­
wicklung und Seminarmoderation im Modell­
versuch. 

In den Jahren 1985/ 1986 wurde bei 
der BAYER AG in Leverkusen eine 
explorative Studie durchgeführt, 
die sich mit der Lern-, Motivations­
und Sozialverhaltensstruktur von 
Auszubildenden mit höheren 
Schulabschlüssen, insbesondere 
solchen mit Abitur, befaßte. 1) Die 
Befragung von Auszubildenden, 
Ausbildern und Lehrern erbrachte 
- verkürzt dargestellt - bezüglich 
der Veränderung der Alters- und 
Vorbildungsbedingungen der Aus­
zubildenden folgende Ergebnisse: 
- Lernverhalten: Auszubildende 

wollten schon immer wissen , 
wie etwas geht, heute wollen 
Auszubildende auch w1ssen, 
warum etwas geht. 

- Motivation: Auszubildende wol­
len den Sinnbezug ihrer Ar­
beitszusammenhänge erfahren. 
Sie erwarten Selbständigkeit als 
Voraussetzung für hohe Arbeits­
motivation. 

- Sozialverhalten: Auszubildende 
erwarten von Kollegen und Aus­
bildern partnerschaftliches Ver­
halten. 

Aus dem Gesamtzusammenhang 
der Ergebnisse waren die folgen­
den, für die Inhalte und Methoden 
der Ausbildung zentralen Folge­
rungen abzuleiten: 
l. anspruchsvolle Aufgaben stel­

len; 
2. Abläufe umfassend durchschau­

bar machen; 
3. Verantwortung übertragen; 
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Kur t Vossen 
lng. BAYER AG, Leverkusen. Ausbildungsleiter 
"Technische Berufsausbildung" und Projektleiter 
des Modellsversuchs. 

4. in den Methoden abwechseln; 
5. aufindividuelle Fähigkeiten/Un­

terschiede eingehen. 

Die besondere Relevanz dieser 
Folgerungen zeigte sich vor allem 
im Betriebseinsatz. Hier nämlich 
haben die Auszubildenden das 
Ziel ihres Tuns konkret vor Augen 
und gerade in dieser Situation kön­
nen sie eine Vorstellung davon ge­
winnen, was heute berufliche 
Handlungsfähigkeit heißt. 

Allerdings stehen die Auszubilden­
den hier vor einem gewissen Di­
lemma: ihnen ist sehr deutlich, daß 
dieser Teil der Ausbildung von gro­
ßer Bedeutung für ihren Lern- und 
Erfahrungsgewinn ist, andererseits 
finden sie sich dort immer wieder 
in der Situation, daß ihre Lernbe­
dürfnisse und Informationsansprü­
che nicht in der Weise zufrieden­
gestellt werden, wie sie es sich 
wünschen. Dafür gibt es eine gan­
ze Reihe von Gründen. Einer von 
ihnen ist in der Tatsache zu sehen, 
daß die Mitarbeiter, denen sie dort 
zugeteilt sind, auf diese Zusatzauf­
gabe "Ausbildung" nicht genü­
gend vorbereitet sind. 

Aus der Frage nach Lösungsmög­
lichkeiten für dieses Dilemma ent­
stand die Grundidee des Modell­
versuchs, nämlich das für die be­
ruflichen Handlungsvollzüge so 
wichtige Lernpotential der betrieb­
lichen Einsatzplätze zu nutzen. Me-
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thodisch ergab sich daraus die An­
forderung, eine möglichst arbeits­
platznahe und erfahrungsbezoge­
ne Weiterqualifizierung betriebli­
cher Ausbilder zu entwickeln. Ziel­
gruppe dieses Entwicklungsmo­
dells, das am l. 8. 1989 begonnen 
hat, sind diejenigen (Fach-)Arbei­
ter vor Ort, die, begleitend zu ihrer 
Produktionsaufgabe, regelmäßig 
Auszubildende betreuen (neben­
berufliche Ausbilder). Diese Ziel­
gruppe ist angesichts der noch 
ziemlich fest gefügten betriebli­
chen Hierarchien schon deshalb 
nicht ohne weiteres für eine derar­
tige Maßnahme freigestellt , weil in 
den meisten Großbetrieben Aus­
bildungsbeauftragte existieren, die 
die fachlichen und disziplinari­
schen Ansprechpartner der Auszu­
bildenden sind. Vielfach haben sie 
aber nur koordinierende, nicht je­
doch unmittelbar betreuende bzw. 
anleitende Funktion. 

Berufspädagogische 
Gestaltungselemente 

Damit greift der Modellversuch 
eine aktuelle und äußerst wichtige 
Entwicklung in der Berufsbildung 
auf, die vor allem in den Betrieben, 
die über Ausbildungswerkstätten 
verfügen, in ihrem Gewicht immer 
deutlicher wird, nämlich die Wie­
derentdeckung der betrieblichen 
Ausbildung "vor Ort", an den rea­
len Arbeitsplätzen - im Unter­
schied zu allen für Lernzwecke ge­
schaffenen , ,künstlichen' ' Situatio­
nen. Trotz mehr oder weniger lan­
ger Betriebsphasen in der Ausbil­
dung gewerblich-technischer Be­
rufe hielt man noch bis vor weni­
gen]ahren eine systematische Aus­
bildung vor Ort unter modernen 
Arbeits- und Produktionsbedin­
gungen für fast ausgeschlossen. 
Komplexität der Anlagen, Arbeits­
tempo, Gefahren, Undurchschau­
barkeit und Verantwortungsge­
sichtspunkte schienen ausreichen­
de Lernmöglichkeiten nicht zuzu­
lassen. Der Vorteil der Systematik 
wird im Blick auf die notwendige 
Entwicklung beruflicher Hand­
lungsfähigkeit zu einem Problem, 
das sich für Klein- und Mittelbetrie-
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be, in denen Ausbildung weitge­
hend im Arbeits- und Produktions­
zusammenhang stattfindet, niemals 
in dieser Weise (vielleicht aber mit 
umgekehrten Vorzeichen) gestellt 
hat. 

In den letzten Jahren lassen sich 
aber drei Entwicklungstendenzen 
beobachten, die der Ausbildung 
am Arbeitsplatz wieder neue Auf­
merksamkeit sichern: 
- Die im Zuge des Einsatzes der 

Computertechnologie verstärkt 
an Aktualität gewinnende Dis­
kussion um die Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen bzw. 
, ,beruflicher Handlungsfähig­
keit'' zeigt, daß sich eine Reihe 
jener Fähigkeiten - etwa Impro­
visationsvermögen, Flexibilität, 
viele soziale Fähigkeiten - nicht 
oder nur sehr begrenzt didakti­
sieren und in simulierten Lern­
situationen vermitteln lassen, 
sondern auf "Echtsituationen" 
angewiesen sind. 

- Die - allmählich - fortschrei­
tende Entwicklung technischer 
Vernetzungs- und Integrations­
systeme führte in vielen Groß­
betrieben zu der Erkenntnis, 
daß diese Technologie entwe­
der in Lehrwerkstätten realisti­
scherweise nicht mehr simuliert 
werden kann, oder daß sogar 
charakteristische Qualifikations­
anforderungen - etwa der In­
standhaltung oder Störungsbe­
seitigung- überhaupt nur unter 
Ernstbedingungen auftreten, so­
mit auch nur dort gelernt wer­
den können . Damit scheinen 
nun auch eine Reihe von moder­
nen Fachqualifikationen nur "vor 
Ort'' vermittelbar zu werden. 

- Schließlich - jüngste Tendenz 
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- gerät die Trennung von Ar-
beit und Lernen gegenwärtig 
noch von einer anderen Seite 
her unter Druck: Gerade mo­
dernste Technologie ist durch 
schnelle Innovationen und zu­
nehmend auch dadurch ge­
kennzeichnet, daß sie erst in 
den Anwendungssituationen 
selbst "zu Ende entwickelt" und 
in ihren Nutzungsmöglichkeiten 
voll erschlossen wird. Die Fach­
arbeiter, die mit dieser Technik 
umgehen, müssen sich deshalb 

selbst ständig mitverändern 
bzw. neue Nutzungs- und Gestal­
tungsmöglichkeiten entdecken 
und aus der Praxis lernen. Da­
mit wird für sie die Arbeitssitua­
tion objektiv auch eine Lernsi­
tuation, was derzeit an vielen 
Stellen zu der Forderung etwa 
nach der "lerntransparenten 
Technikgestaltung'' bzw. Anla­
genkonstruktion führt! Das heißt, 
daß heute in zukunftsorientier­
ten Arbeitsprozessen selbst 
wohl die Forderung nach einer 
Reintegration von Arbeiten und 
Lernen veranlagt ist. 

Auf der anderen Seite haben trotz 
dieser Entwicklungen und zu­
kunftsweisenden Erfordernissen 
die oben erwähnten Argumente 
über die Schwierigkeiten und Un­
möglichkeiten der Ausbildung am 
Arbeitsplatz nichts an ihrer Berech­
tigung verloren: Arbeiten und Ler­
nen drohen sich, gerade in moder­
nen Arbeitsprozessen, weitgehend 
auszuschließen. Für eine zukunfts­
weisende Ausbildung darf aber 
genau dies immer weniger ein­
treten. 

Will man diesen Widerspruch auf­
lösen, genügt es zweifellos nicht, 
lediglich die Betriebsphasen in 
der Ausbildung zu verlängern oder 
zu intensivieren, sondern es müs­
sen die realen Arbeitsplätze bzw. 
betrieblichen Handlungssituatio­
nen bewußt für das Lernen er­
schlossen werden - selbstver­
ständlich ohne daß diese betrieb­
lichen Handlungssituationen da­
durch in irgendeiner Weise "päd­
agogisiert'' werden dürfen. Diese 
Zugänglichkeit einer realen, des­
halb technisch und organisatorisch 
nicht unter Lerngesichtspunkten 
(also etwa durch Anhalten der Pro­
duktionsflüsse) zu verändernden 
Arbeitssituation für das Lernen 
hängt zum einen von der Vorbil­
dung und Vorbereitung des Ler­
nenden ab (welche Grundlagen, 
welches Lernverhalten muß er mit­
bringen?), zum anderen aber und 
entscheidend von den Fähigkeiten 
des nebenberuflichen "Ausbilders 
vor Ort'', Arbeitssituationen als 
Lernsituationen überhaupt zu ver­
stehen, aufzubereiten und für die 

jeweiligen - individuell ja sehr un­
terschiedlichen - Auszubildenden 
aufzuschließen. 

Auf dem Hintergrund der Ergeb­
nisse der Vorstudie und der Beob­
achtungen zu den Entwicklungs­
tendenzen in der Berufspädagogik 
erscheinen uns folgende Gestal­
tungselemente für diesen Modell­
versuch von zentraler Bedeutung 
zu sein: 
a) Die berufspädagogische Qualifi­

zierung soll gerade auch den 
nebenberuflichen Ausbilder be­
fähigen, am individuellen Ent­
wicklungsstand des Auszubil­
denden anzuknüpfen. Damit 
kann das differenzierte Lei­
stungs- und Erwartungsniveau 
unterschiedlich vorgebildeter 
Auszubildender besser berück­
sichtigt werden; 

b) Eine solche Qualifizierung re­
flektiert die fachlichen und 
überfachlichen Lernpotentiale 
der veränderten betrieblichen 
Handlungsfelder, nutzt sie me­
thodisch vielfältig und macht sie 
dem nebenberuflichen Ausbil­
der pädagogisch verfügbar. Be­
rufspädagogisch gesprochen 
heißt dies, den Arbeitsplatz und 
die reale fachliche Tätigkeit als 
Lernort und als Lernchance in­
tensiver zu nutzen und damit der 
Forderung nach beruflicher 
Handlungsfähigkeit stärker als 
bisher zu entsprechen. Es liegt 
auf der Hand, daß mit dieser -
im bisherigen Ausbildungsge­
schehen noch nicht allzu ver­
breiteten - Aufwertung des be­
trieblichen Teils der Ausbildung 
zwei für die Zukunft der berufli­
chen Bildung äußerst interes­
sante Fragenkomplexe bearbei­
tet werden müssen: 
l. Wie muß die Nahtstelle zwi­
schen Ausbildungs(werk)stätte 
und Betrieb, die vielfach nur als 
Organisationsproblem gesehen 
wird, in Zukunft konzeptuell ge­
staltet sein? 
2. Welche Art von gemeinsamer 
(Lern-)Zielgestaltung ergibt sich 
aus dieser Situation, wenn sich 
zeigt, daß die am schulischen 
Lernen orientierten Lernzielfor­
mulierungen auf eine didakti­
sierte Situation, wie sie in der 
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Lehrwerkstatt herstellbar ist, gut 
passen und zur "Prüfungsfähig­
keit'' führen, berufliche Hand­
lungsfähigkeit dadurch aber kei­
neswegs garantiert ist? 

c) Die Qualifizierung zielt auf einen 
konzeptuellen Gesamtzusam­
menhang des betrieblichen Aus­
bildungssystems hin, indem in 
diese - in erster Linie für ne­
benberufliche Ausbilder ge­
dachte Maßnahme auch 
hauptberufliche Ausbilder (so­
wohl mit getrennten als auch ge­
meinsamen Anteilen) eingebun­
den sind. 

Methodisches 

Die eigentliche methodische Her­
ausforderung in diesem Modell­
versuch liegt in der Tatsache, daß 
der Betriebseinsatz ein Lernen in 
Ernstsituationen ermöglicht. Darin 
sind - und dies zeigt der bisherige 
Verlauf - für den Ausbilder und 
den Auszubildenden zwei Heraus­
forderungen enthalten: 
l. Der mehr oder weniger von 
schulischer Erfahrung geprägte 
Lernbegriff verhindert tendenziell, 
daß "nicht-didaktisierte" Situatio­
nen als Lernsituationen verstanden 
werden. Dementsprechend verste­
hen beide Beteiligte eine Unter­
weisung ohne weiteres als Lernen 
bzw. Lehren, es ist aber offensicht­
lich schwierig, eine Situation, die 
sich etwa durch eine Betriebsstö­
rung ergibt, und in der der Auszu­
bildende oft "nur" mitlaufen kann, 
als reale und fruchtbare Lerngele­
genheit zu ergreifen. 

2. Die "Entdeckung" des eigenen 
Arbeitsplatzes als ganzheitliche 
und vielfältige Lernsituation ist un­
gewohnt und ungeübt. Entspre­
chend werden auch die darin lie­
genden Lernchancen mehr geahnt 
als erkannt. 

Methodisch geht es also darum, 
die Chance, die eine niemals syste­
matisch planbare Situation, wie sie 
sich im Betrieb findet, über Ar­
beitsplatzanalysen handhabbar zu 
machen und in Handlungsziele um­
zusetzen. Es ist selbstverständlich, 
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daß die Seminare selbst in den 
dort angewandten Methoden die 
Ansprüche erleben lassen müs­
sen, auf die die Teilnehmer vorbe­
reitet werden sollen (exemplari­
sches Lernen). Grundsätzlich gilt, 
daß die Seminarinhalte soweit wie 
irgend möglich an konkreten Er­
fahrungen der Teilnehmer anknüp­
fen und von ihnen selbst erarbeitet 
werden sollen. Damit wird Erfah­
rungsnähe und Transparenz her­
gestellt. Zudem werden hierdurch 
die Qualifikationen und die spezi­
fisch persönlichen Qualitäten der 
Teilnehmer produktiv genutzt. 

Es kann bei dieser Weiterbildungs­
maßnahme nicht darum gehen, 
daß die Teilnehmer "belehrt" oder 
im traditionellen Sinne unterrichtet 
werden. Ihre Praxis - auch mit 
Auszubildenden - ist in der Regel 
sehr vielfältig und reichhaltig. Sie 
wird aber über weite Strecken 
recht unbewußt vollzogen. Eine 
zentrale Aufgabe der Seminare be­
steht also darin, die Qualitäten der 
bisherigen Praxis bewußtzuma­
chen, sie methodisch und didak­
tisch "auf den Begriff zu bringen" , 
Fragen zu beantworten und Anre­
gungen zu geben. Die ersten Erfah­
rungen zeigen, daß dies zwar gera­
de für diesen Teilnehmerkreis un­
gewohnt ist , ihre Motivation und Ini­
tiative aber entschieden stärkt. 
Neben den üblichen teilnehmerak­
tivierenden Methoden werden zur 
Intensivierung von unmittelbaren 
und persönlichen Erfahrungspro­
zessen auch kreativ-künstlerische 
Übungen eingesetzt. 

Struktur des 
Modellversuchs 

Die Maßnahme ist auf drei Jahre 
angelegt. 
- Einbezogen werden 36 neben­

berufliche und 30 hauptberufli­
che Ausbilder aus dem techni­
schen und dem naturwissen­
schaftlichen Bereich. 

-Im ersten Jahr und Durchgang 
(Teilnehmer aus dem techni­
schen Bereich) wird die Semi­
narkonzeption entwickelt, 1m 
zweiten Durchlauf (Teilnehmer 
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ebenfalls aus dem technischen 
Bereich) sodann erprobt. 
Eine erste Übertragung findet 
im dritten Jahr und Durchgang 
statt, indem Ausbilder des natur­
wissenschaftlichen Bereichs die 
Seminarreihe durchlaufen. 

- Die ersten vier Seminare jedes 
Durchgangs sind für die neben­
beruflichen Ausbilder konzi­
piert, wobei das vierte bereits 
einer ersten Umsetzung "vor 
Ort'' dient (aber noch ohne Aus­
zubildende stattfindet). 

- Das fünfte Seminar führt die 
hauptberuflichen Ausbilder in 
Inhalte und Ziele des Modellver­
suchs ein. 

- Das sechste und siebte Seminar 
führt die beiden Ausbildergrup­
pen zusammen. Damit soll ein 
erster Schritt zu einer ausbil­
dungsbezogenen Kooperation 
getan werden. Gleichzeitig kann 
damit die ebenfalls in der Unter­
suchung festgestellte "Entfrem­
dungstendenz' ' der hauptberuf­
lichen Ausbilder von der Pro­
duktion bearbeitet werden. 

Zwei zusätzliche innovatorische 
Elemente sind noch zu nennen: 
- In der Zeit zwischen den Semi­

naren werden von den Teilneh­
mern Aufgabenstellungen bear­
beitet. Sie sollen an den jeweils 
aktuellen Seminarinhalten an­
knüpfen und auf das nächste Se­
minar vorbereiten. 

- Im personellen Konzept des Mo­
dellversuchs ist die seminarbe­
gleitende Schulung von Multipli­
katoren vorgesehen. Sie werden 
in die Vor- und Nachbereitung 
der Seminare einbezogen und 
werden, nachdem sie an einem 
Seminarzyklus teilgenommen 
haben, im nächsten Durchgang 
selbst einen Teil der Moderata­
renaufgaben übernehmen. 
Durch die Multiplikatoren soll 
eine spätere Verbreitung des 
Konzepts im Unternehmen er­
möglicht werden. Die zweite 
Aufgabe der Multiplikatoren be­
steht darin, die nebenberuf­
lichen Kollegen bei der Erarbei­
tung der Aufgabenstellung und 

· die Akzeptanz und Verbreitung 
der Maßnahme im jeweiligen 
Arbeitsbereich zu unterstützen. 
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Erste Erfahrungen 

Die Anzahl der Teilnehmer (36 ne­
benberufliche und 30 hauptberufli­
che Ausbilder) weist aus, daß es 
sich hier nicht um einen Mengen­
ansatz, sondern um die exemplari­
sche Überprüfung und Weiterent­
wicklung eines Qualifizierungskon­
zepts handelt. Während die 
Erprobungs- und die Revisionspha­
se im Bereich der Metall- und Elek­
troberufe stattfindet, erfolgt durch 
das Einbeziehen von neben- und 
hauptberuflichen Ausbildern des 
naturwissenschaftlichen Ausbil­
dungsbereichs im dritten Durch­
gang eme erste werksinterne 
Übertragung. Auch strukturell be­
trachtet gilt die Konzentration somit 
deutlich den nebenberuflichen 
Ausbildern, den Facharbeitern al­
so, denen ein Auszubildender für 
die Praxisteile seiner Ausbildung 
an die Seite gestellt wird. Es sind 
dies durchweg keine Meister oder 
AEVO-Geschulte, sondern eher 
Lernungewohnte , die auch kaum 
von betrieblichen Weiterbildungs­
maßnahmen berührt werden - zu­
mindest nicht von solchen über­
fachlicher Art. 
Trotz dieser auswahlbezogenen 
Einengungen findet sich bei den 
nebenberuflichen Seminarteilneh­
mern eine große Spannweite im 
Hinblick auf verschiedenste 
Aspekte : 
- die Teilnehmer des l. Durch­

laufs kommen zwar alle aus dem 
Instandhaltungsbereich, aber 
bereits hier variieren die Grade 
an z. B. überwiegender Werk­
stattarbeit oder einem fast per­
manenten Einsatz vor Ort; 

- einige kommen aus Bereichen 
mit z. T. sogar ingenieurhaften 
Arbeits- und Aufgabenanteilen, 
andere aus sehr eng geschnitte­
nen Arbeitszusammenhängen 
(die z. B. bereits die Diskussion 
darüber ausgelöst haben, ob an 
manchen solcher Arbeitsplätze 
eine sinnvolle Ausbildung über­
haupt möglich ist); 

- manche der Teilnehmer haben 
ständig Auszubildende zu be­
treuen, andere gelegentlich; 

- sehr unterschiedlich präsentiert 
sich auch das Umfeld (Kollegen, 
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Vorgesetzte) der Seminarteil­
nehmer: es gibt dort Interesse, 
Unterstützung u. ä. ebenso wie 
Skepsis, Unverständnis und zu­
mindest Zurückhaltung. 

- Vor diesem vielfältigen Hinter­
grund ist zu sehen, daß die Teil­
nehmer unterschiedlich verteil­
te(n) Gewohnheiten und Mut mit­
bringen, etwa vor einer Gruppe 
zu stehen und zu sprechen und 
sich in einem Seminar und z. T. 
eben auch m ungewohnten 
Sprachformen zu bewegen. 

Bezüglich der künstlerisch-kreati­
ven Medien 2), die in den Semina­
ren eingesetzt werden, hat sich ge­
zeigt, daß diese kreativen Hand­
lungsfarmen breitere Kommunika­
tionsebenen erschließen. Wider­
stand gegen dieses immer noch 
nicht selbstverständliche Vorgehen 
ist nicht erkennbar geworden, wohl 
aber, daß diese Übungen von den 
Teilnehmern als exemplarische 
Erfahrungs- und Lernsituationen 
begriffen und mittlerweile ge­
schätzt werden. 

Hier besteht bei den hauptberufli­
chen Ausbildern - so unser erster 
Eindruck - etwas mehr "Zurück­
haltung' ' . Möglicherweise hängt 
dies mit der pädagogischen Pro­
fessionalität zusammen, die uns bei 
diesen Ausbildern auffiel (manche 
dieser Teilnehmer agieren selbst 
als Referenten in betrieblichen Bil­
dungsveranstaltungen). 

Hinsichtlich der nebenberuflichen 
Ausbilder aber kann man zweifel­
los schon jetzt von einem gesteiger­
ten Ausbildungsinteresse ausge­
hen. Aussagen hierzu reichen von 
einem "weiteren Blick auf Arbeits­
platz/ -tätigkeit'' bis hin zu selbstini­
tiierten Umsetzungsversuchen mit 
Auszubildenden im Hinblick auf 
selbständigkeitsorientierte Metho­
den der Ausbildung (manche Teil­
nehmer wünschen eine möglichst 
schnelle Einbeziehung ihrer Kol­
legen). 

Vor allem die nebenberuflichen 
Ausbilder haben zu den methodi­
schen und sozialen Fragen, die in 
den Seminaren berührt werden, ei­
nen deutlich praktisch-handlungs-

bezogenen Zugang. Ohne Zweifel 
hat sich eine methodisch-reflektier­
te Haltung sowohl in Hinblick auf 
das Erkennen und "Heben" von 
Lernchancen wie auch im Umgang 
mit den selbständigkeitsorientier­
ten Methoden der Ausbildung bis­
her erst in ungleichen Anteilen 
herausgebildet. 
Zu unserem teilnehmerorientierten 
Konzept gehört es auch, die Teil­
nehmer an ihren Arbeitsplätzen zu 
besuchen. Diese Besuche sind au­
ßerdem ein Wirkungs- und Einsatz­
bereich für die Multiplikatoren, 
den wir zu Anfang nicht in dieser 
Form und diesem Umfang einge" 
schätzt haben: 
- in der "nebenseminarlichen" 

Betreuung der Teilnehmer ei­
nerseits und 

-in der "Pflege" des Umfeldes, 
d. h. der Vorgesetzten und Kolle­
gen der Teilnehmer. 

Es wäre naiv anzunehmen, daß 
eine Maßnahme, die an einer Stelle 
des Ausbildungsgeschehens an­
setzt, ohne Auswirkungen auf die 
anderen bliebe. Dem wurde zwar 
durch Kooperation von neben- und 
hauptberuflichen Ausbildern struk­
turell Rechnung getragen, allen 
Beteiligten ist aber bewußt, daß 
damit erst der Anfang eines länge­
ren Prozesses gemacht ist, der auf 
eine handlungsbezogene Gesamt­
komposition der dualen Ausbil­
dung hinführt. 

Ob es möglich sein wird, durch 
eine Kooperation zwischen neben­
und hauptamtlichen Ausbildern in­
tensivierend zu wirken, etwa in der 
Richtung des Etablierens eines 
"Ausbildungsteams" zwischen 
Lehrwerkstatt und Betrieben, muß 
sich zeigen. Jedenfalls stellt diese 
"gemeinsame Ausbildungsaufgabe'' 
eine Zielsetzung unserer Bemühun­
gen dar. 

Literaturverzeichnis 

1) Vgl. Bauer, H. G.; Herz, G.; Herzer, H : Ausbilder 
als Partner. Eine Weiterbildungskonzeption für 
betriebliche Ausbilder als Ergebnis einer Stu­
die über Alter und Vorbildung der Auszubilden­
den. Alsfeld 1990. 

2) Vgl. dazu Brater, M.; Büchele, U. ; Fucke, E.; Herz, 
G.: Künstlerisch handeln. Die Förderung beruf­
licher Handlungsfähigkeit durch künstlerische 
Prozesse. Stuttgart 1989. 

BWP 3/ 90 



Fortbildung zum Weiterbildungslehrer 
Lehrgangskonzept und Erfahrungen einer Qualifizierungsmaßnahme für 
arbeitslose Lehrer 

Marie-Luise Langenbach, Doris Löwisch, Albert Scherer 

In Hamb urg wurde 1986187 für arbeitslose Pädagoginnen und Pädagogen eine "Fortbil­
dung zum Weiterbildungslehrer" durchgeführt. Im Rahmen eines Forschungsauftrages des 
Bundesinsti tuts für Berufsbildung wurde diese Fortbildung evaluiert, eine Qualifikationsprofil 
für Weiterbildungslehrer entwickelt und die Lehrgangskonzeption überarbeitet. Dieser Bei­
trag geht von der Arbeitsmarktsituation arbeitsloser Lehrerinnen und Lehrer aus und be­
leuchtet die Berufssituation von Weiterbildungslehrern. Danach werden die durchgeführte 
Fortbildung und ihre Auswertung skizziert und drei Punkte näher ausgeführt: die Fortbil­
dungserfahrungen mit arbeitslosen Pädagoginnen und Pädagogen, das entwickelte Qualifi­
kationsprofil für Weiterbild ungslehrer und das überarbeitete Lehrgangskonzept für eine 
" For tbildung zum Weiterb ildungslehrer': 

M arie-Luise Langenbach 
Diplom-Psychologin; freiberufl ich tätig, Arbeits­
schwerpunkte : Erwachsenenbildung und Psycho­
therapie. 

Albert Scherer 
Diplom-Pädagoge; wissenschaftlicher Mitarbeiter 
in der Stiftung Berufliche Bildung in Hamburg, 
Lehrbeauftragter an der Fachhochschule; Arbeits­
schwerpunkte: Berufliche Weiterbildung, Sozial­
pädagogik und Berufshilfe. 
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Doris Löwisch 
Diplom-Psychologin und freiberufl iche Therapeu­
tin in Hamburg, Arbeitsschwerpunkte: Erwachse­
nenb ildung, Supervision, Beratung und körper­
orientierte Psychotherapie. 

Arbeitsmarktchancen 
und Fortbildungsangebote 
für arbeitslose 
Lehrerinnen und Lehrer 

"Seit Jahren gehören die Lehrer zu 
den · Berufsgruppen mit den größ­
ten Schwierigkeiten am Arbeits­
markt.'' 1) Diese Feststellung aus 
der Bundesanstalt für Arbeit Ende 
1988 kennzeichnet die weiterhin 
schwierige Beschäftigungssituation 
für arbeitslose Lehrerinnen und 
Lehrer. Im September 1987 waren 
bundesweit 27 800 offiziell als ar­
beitslos gemeldet2 ) und im Juni 
1987 37 800 als arbeitssuchend. 3) 

In wachsendem Maße bieten die 
Fachvermittlungsdienste der Ar­
beitsämter Umschulungen für Leb-
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rer und Geisteswissenschaftler 
an. 4) Im Vordergrund stehen dabei 
Berufe in der Wirtschaft, im EDV­
Bereich, in der Personalentwick­
lung und im Versicherungswe­
sen. 5) 

Die pädagogischen, insbesondere 
die kommunikativen Kompetenzen 
der Lehrerinnen und Lehrer wer­
den in diesen neuen Einsatzberei­
chen zwar genutzt, aber überwie­
gend findet eine Abkehr von der 
Unterichtstätigkeit statt. Dies be­
deutet eine relative Entwertung 
der vorausgegangenen Lehreraus­
bildung und oftmals geringere 
Identifikationsmöglichkeiten mit 
dem neuen Beruf. Für das Angebot 
von Bildungsmaßnahmen stellt sich 
daher die Frage, ob arbeitslose 
Lehrerinnen und Lehrer nicht auch 
für Tätigkeiten fortgebildet werden 
können, die ebenfalls auf dem Ar­
beitsmarkt gefragt sind, aber eine 
bessere Verwertung der Lehrer­
ausbildung ermöglichen : für Lehr­
tätigkeiten in der Weiterbildung? 

Die Berufssituation von 
Weiter bild ungslehrerinnen 
und Weiterbildungslehrern 

Unter Weiterbildungslehrerinnen 
und Weiterbildungslehrern (im fol­
genden WBL genannt) werden 
Lehrkräfte in der beruflichen Er­
wachsenenbildung verstanden. 6) 

In der Praxis der beruflichen Wei­
terbildung wird dieser Begriff bis­
her nur vereinzelt verwendet; häu­
figer sind- wie generell in der Er­
wachsenenbildung - Bezeichnun­
gen w1e "Dozent, Referentin, 
Teamer, Kursleiter, Erwachsenen­
bildner, Mitarbeiterin in der Er­
wachsenenbildung, Lehrkraft'' 
oder allgemein "pädagogisches 
Personal''. Allein schon diese be­
griffliche Vielfalt wirft ein Licht 
darauf, wie unscharf dieses Berufs­
bild ist. Das gilt für die Lehrkräfte 
in der Erwachsenenbildung/ Wei­
terbildung allgemein ebenso wie 
für WBL als Lehrkräfte in der be­
ruflichen Weiterbildung. 

Über die Qualifikationsanforderun­
gen und Qualifizierungsmöglich-
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keiten für diese Lehrkräfte in 
der Erwachsenenbildung / Weiter­
bildung gibt es seit Jahren eine um­
fangreiche Diskussion.7) Je nach­
dem, um welche institutionellen 
Träger, Arbeitsfelder oder Ziel­
gruppen der Weiterbildung es sich 
handelt, sind die Aussagen sehr 
unterschiedlich. Im Bereich der 
Volkshochschulen wurden Qualifi­
zierungsangebote für haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiter in der 
Erwachsenenbildung geschaffen. 8) 

An zahlreichen Hochschulen gibt 
es grundständige oder Aufbaustli­
diengänge sowie Weiterbildungs­
angebote für Erwachsenenbild­
ner. 9) Da es sich bei WBL um 
Lehrkräfte in der beruflichen Wei­
terbildung handelt, ist nur ein Teil 
dieser Aussagen und Qualifizie­
rungsangebote für die Präzisie­
rung des Berufsbildes hilfreich. 

Es ist kein Zufall, daß in den letzten 
Jahren die Diskussion über Lehr­
kräfte in der beruflichen Weiterbil­
dung zugenommen hat. Der 
sprunghaft angestiegene Weiter­
bildungsbedarf in der Gesamtge­
sellschaft ist vielfach festgestellt 
worden, und diese Entwicklung 
hält aller Voraussicht nach an. Die 
dritte industrielle Revolution mit ih­
rem Einsatz von Mikroelektronik 
sowie modernen Informations- und 
Kommunikationstechniken erfor­
dert eine ständige Veränderung 
der beruflichen Qualifikationen. 10) 

Gleichzeitig bewirkt die andauern­
de Massenarbeitslosigkeit einen 
zusätzlichen Bedarf an beruflicher 
Weiterbildung, insbesondere für 
die sogenannten Problemgruppen 
des Arbeitsmarktes. Dieser wach­
senden Nachfrage steht ein Lehr­
personal gegenüber, das fachlich 
zumeist hochqualifiziert ist, dessen 
pädagogische Qualifikationen den 
Anforderungen einer modernen 
Berufspädagogik aber oft nicht ge­
nügen. Dies ist u. a. eine Folge typi­
scher Berufsmerkmale der Lehr­
kräfte in der Weiterbildung: Es 
gibt unter ihnen einen hohen Anteil 
nebenberuflich Lehrender, z. B. 
Spezialisten aus den Betrieben 
oder Berufsschullehrer, und einen 
kleineren Teil hauptberuflich Be­
schäftigter, die nicht nur lehrende, 
sondern auch planende, organisie-
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rende und beratende Funktionen 
haben. Letztere sind vor allem die 
Zielgruppe WBL. Diese Situation 
begründet den erhöhten Bedarf an 
pädagogisch qualifizierten WBL 
und unterstreicht die Notwendig­
keit, die Diskussion über eine Qua­
lifizierung und Professionalisie­
rung voranzutreiben. Auf diesem 
Hintergrund stellt eine "Fortbil­
dung zum Weiterbildungslehrer'' 
einen Beitrag dar zur Präzisierung 
des Berufsbildes und zur Professio­
nalisierungsdiskussion über WBL 
bzw. pädagogisches Personal m 
der Weiterbildung insgesamt. 11) 

Der Bereich der beruflichen Wei­
terbildung ist sehr differenziert, so 
daß WBL bei unterschiedlichsten 
Trägern bzw. Arbeitgebern be­
schäftigt sind: bei öffentlichen, 
halböffentlichen oder gemeinnützi­
gen Einrichtungen, kommerziellen 
Trägern und Betrieben sow1e 
stadtteil- oder zielgruppenbezoge­
nen Projekten und Initiativen. Die 
verschiedenen institutionellen Rah­
menbedingungen und Zielsetzun­
gen ergeben ein weitgefächertes 
Spektrum an möglichen Praxisfel­
dern für WBL. 

Für die Arbeitsbedingungen von 
WBL ist es charakteristisch, daß ih­
re Berufsposition in einigen Berei­
chen latent unsicher ist. Dies ist 
das Ergebnis immer wieder verän­
derter bildungs-, sozial-, finanz-und 
arbeitsmarktpolitischer Rahmen­
bedingungen der AFG-geförder­
ten Weiterbildung sowie eine Folge 
der dynamischen Entwicklung der 
auf dem Arbeitsmarkt geforderten 
Qualifikationen. 

Eine "Fortbildung zum 
Weiterbildungslehrer'' 
und ihre Auswertung 

Die vorangegangenen Überlegun­
gen waren der Hintergrund für 
zwei FuU-Maßnahmen "Fortbil­
dung zum Weiterbildungslehrer'', 
die 1986 und 1987 im Auftrag der 
Arbeitsverwaltung m Harnburg 
durchgeführt wurden. Der Träger 
war die Stiftung Berufliche Bildung, 
eme Weiterbildungseinrichtung 

der Freien und Hansestadt Harn­
burg. Sie führt schwerpunktmäßig 
berufliche Weiterbildungsmaßnah­
men für bildungsmäßig und sozial 
benachteiligte Arbeitslose durch. 12) 

Die Fortbildung zum Weiterbil­
dungslehrer richtete sich an ar­
beitslose Pädagoginnen und Päd­
agogen; überwiegend nahmen 
Lehrerinnen und Lehrer daran teil. 
Sie erhielten in der halbjährigen 
Maßnahme eine erwachsenenpäd­
agogische Zusatzqualifikation als 
Lehrkraft für den Bereich der be­
ruflichen Weiterbildung, insbeson­
dere für die Arbeit mit den soge­
nannten Problemgruppen des Ar­
beitsmarktes. Daran schloß sich 
eine vom Arbeitsamt zugesicherte 
zweijährige Tätigkeit als WBL auf 
ABM-Basis in Projekten der beruf­
lichen Weiterbildung an. 

Die Erfahrungen aus diesen bei­
den Lehrgängen und ABM-Projek­
ten konnten durch einen vom Bun­
desinstitut geförderten Forschungs­
auftrag wissenschaftlich ausgewer­
tet und durch eine qualitative Erhe­
bung verbreitert werden. Der For­
schungsauftrag bestand aus drei 
Teilen: Evaluation der Maßnah­
men, Erstellung eines Qualifika­
tionsprofils für WBL und Überar­
beitung des Lehrgangskonzeptes. 
Das überarbeitete Lehrgangskon­
zept wurde vom BIBB bereits 1989 
als gesonderter Materialband ver­
öffentlicht; der Gesamtbericht zu 
dem Forschungsauftrag ist 1990 
ebenfalls beim BIBB erschienen. 13) 

Im vorliegenden Artikel werden 
vor allem die Fortbildungserfah­
rungen mit der Zielgruppe der ar­
beitslosen Lehrerinnen und Lehrer 
sowie das Qualifikationsprofil für 
WBL dargestellt; das überarbeite­
te Lehrgangskonzept wird nur m 
seinen Grundzügen skizziert. 

Durch das Forschungsprojekt soll­
ten vor allem drei Fragen beant­
wortet werden : 
l. Welche Fortbildungserfahrun­

gen wurden mit den arbeitslosen 
Lehrerinnen und Lehrern ge­
sammelt und welche Konsequen­
zen für das Lehrgangskonzept 
ergeben sich daraus? 

2. Welche Erwartungen und wel­
che Erfahrungen bestehen in 
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der Praxis der beruflichen Wei­
terbildung hinsichtlich der An­
forderungen an WBL? 

3. Wie sollte ein Lehrgangskonzept 
für die oben genannte Zielgrup­
pe aussehen, um die erforderli­
chen Qualifikationen zu vermit­
teln? 

Bei der Evaluation der Fortbildung 
sowie bei der Entwicklung des 
Qualifikationsprofils wurden quali­
tative Erhebungsmethoden ver­
wendet, insbesondere Leitfadenin­
terviews. 14) Befragt wurden die 
Teamerinnen der Fortbildung, die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Fortbildung, die zum Zeitpunkt 
der Interviews bereits als WBL in 
den ABM-Projekten tätig waren, 
die pädagogischen Leiter von acht 
betrieblichen und außerbetriebli­
chen Trägern beruflicher Weiter­
bildungsmaGnahmen in Harnburg 
sowie fünfzehn in diesen Einrich­
tungen hauptamtlich beschäftigte 
WBL. Durch dieses Vorgehen soll­
te erreicht werden, daß das Quali­
fikationsprofil und das überarbei­
tete Lehrgangskonzept "aus der 
Praxis für die Praxis'' entwickelt 
wurden. 

Fortbildungserfahrungen 
mit der Zielgruppe 
"arbeitslose Pädagoginnen 
und Pädagogen'' 

Die meisten Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer kamen aus dem Lehr­
beruf und hatten Referendariatser­
fahrung. Sie verfügten über päd­
agogische Basisqualifikationen und 
erwarteten eine Weiterqualifizie­
rung, innerhalb derer sie als kom­
petente Fachleute angesprochen 
und einbezogen werden. Ihre Hoff­
nungen, als Lehrkraft praktisch tä­
tig sein zu können und eine berufli­
che Perspektive vor sich zu haben, 
waren endgültig zerplatzt. Daraus 
ergaben sich Vorbehalte gegen­
über der Fortbildung. Eine Folge 
des "Praxishungers" war Theorie­
müdigkeit. Die Erinnerung an das 
Referendariat mit seinem System 
von Kontrolle, Bewertung, Lei­
stungs- und Bewährungsdruck för­
derte Befürchtungen, in der Fort-
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bildung eine Wiederholung dieser 
Situation zu erleben. Auf dem Hin­
tergrund ihrer Arbeitslosigkeit war 
die Teilnahme an der Fortbildung 
für manche nicht ganz freiwillig; 
nach Jahren der Ausbildung erneut 
"die Schulbank drücken zu müs­
sen", wurde teilweise als "Krän­
kung'' empfunden. Die Hoffnung 
auf eine durch die Fortbildung ge­
sicherte Berufsperspektive war oft­
mals stärker als das Interesse an 
ihren Inhalten. 

Die Auseinandersetzung mit den 
neuen, erwachsenenspezifischen 
Anforderungen an pädagogisches 
Handeln weckte einerseits ein star­
kes Interesse an entsprechenden 
Ansätzen in der Didaktik, Metho­
dik und MedienwahL Andererseits 
erforderte es eine bewußte und 
nicht konfliktfreie Umorientierung 
gegenüber dem in der Schule ge­
wohnten Arbeiten mit vorgegebe­
nen, systematischen Curricula, mit 
durchgängiger Beurteilung nach 
Leistung und mit relativ homoge­
nen Schulklassen. Die Teilnehme­
rinnen und Teilnehmer an der Fort­
bildung hatten sich jetzt auseinan­
derzusetzen mit neuen Anforde­
rungen wie eigenständige, ziel­
gruppenorientierte Entwicklung 
von Curricula, Teamarbeit, "tat­
sächliches" Zuhören, Zulassen von 
Gefühlen, Umgang mit offenen Fra­
gen, gemeinsames Erarbeiten neu­
er Lösungen und Auseinanderset­
zung mit eigenen Schwächen und 
Fehlern. Gegenüber Themen, die 
eine stärkere Beschäftigung mit 
der eigenen Person erfordern, so­
wie Selbsterfahrungsanteilen in­
nerhalb der Fortbildung bestan­
den Vorbehalte. 

Die Erfahrungen in der Hambur­
ger Fortbildung unterstreichen, 
daß es sinnvoll ist, die pädagogi-
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sehen Basisqualifikationen von 
Lehrerinnen und Lehrern für die 
Fortbildung von WBL zu nutzen. 
Gleichzeitig entstehen durch die­
sen "input" spezifische Probleme, 
die didaktisch berücksichtigt und 
im dialektischen Sinne "aufgeho­
ben'' werden müssen. Dazu gehört 
eine pädagogische Grundorientie­
rung der Fortbildung, die im Lehr­
gangskonzept dargestellt wird. 

Anforderungen an 
Weiterbildungslehrerinnen 
und Weiterbildungslehrer 
- Vorschläge für ein 
Qualifikationsprofil 

Die folgenden Aussagen über die 
wünschenswerten bzw. erforderli­
chen Qualifikationen von WBL sind 
das Ergebnis unterschiedlicher 
Arbeitsschritte innerhalb des For­
schungsauftrages. Die meisten In­
formationen lieferten die Inter­
views mit den pädagogischen Lei­
tern und WBL sowie die Verarbei­
tung von drei neueren Fortbil­
dungskonzeptionen für Lehrkräfte 
m der beruflichen Weiterbil­
dung. 15) 

Als die wesentlichen Aufgabenfel­
der von WBL werden angesehen: 
Lehre, Beratung, Leitung von Grup­
penprozessen, Kooperation mit Kol­
leginnen und Kollegen bzw. inner­
halb der Gesamtinstitution, Bil­
dungsmanagement und eigene 
Fortbildung. 

Wenn man von den o. g. Aufgaben­
feldern für WBL und den ihnen in­
newohnenden Anforderungen aus­
geht, lassen sich für das Qualifika­
tionsprofil folgende Kompetenzbe­
reiche unterscheiden: 

methodisch­
didaktische 
Kompetenz 

Gruppen­
leitungs­
kompetenz 

Beratungs­
kompetenz 

Team­
arbeits­
kompetenz 

Politisch-orga­
nisatorische 
Kompetenz 

Kompetenzen im Persönlichkeitsbereich 
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Die wünschenswerten Kompeten­
zen im Persönlichkeitsbereich spie­
geln die Komplexität der Anforde­
rungen in der beruflichen Weiter­
bildung wider, insbesondere in 
der Arbeit mit den sog. Problem­
gruppen des Arbeitsmarktes. Die 
WBL sind gefordert, ihre "ganze 
Person' ' einzubringen und können 
sich nicht auf die Rolle als Wissens­
vermittler und Fachautorität be­
schränken. Über die personalen 
Schlüsselqualifikationen, die die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
in den Maßnahmen der berufli­
chen Weiterbildung entwickeln 
sollen, müssen die WBL selbst 
auch verfügen; dazu gehören 
Selbst-, Sozial- und Lernkompetenz. 
Als Grundlage für einen konstrukti­
ven Umgang mit den Kursteilneh­
merinnen und Kursteilnehmern, 
besonders in Beratungssituationen, 
ist Empathie erforderlich. Diese 
personalen Kompetenzen bilden 
gewissermaßen die Basis für die 
Qualifikationen in den anderen 
Kompetenzbereichen. 
Die erforderlichen Kompetenzen 
im methodisch-didaktischen Be­
reich beziehen sich auf die Anfor­
derungen erwachsenengerechten 
Lebrens und Lernens. Dazu gehö­
ren: Kenntnisse über Grundprinzi­
pien der Erwachsenenpädagogik 
und Lernbedingungen Erwachse­
ner, Kenntnis und Anwendungs­
fähigkeit erwachsenengerechter 
Methoden und Medien, psycholo­
gische und soziologische (Zielgrup­
pen-)Kenntnisse, teilnehmer- und 
zielgruppenorientierte didaktische 
Handlungsfähigkeit sowie Fachwis­
sen und fachdidaktisches Können. 
Fachwissen und Methodensicher­
heit sind gleichermaßen wichtig. 
Die fachliche Sicherheit eröffnet 
erst den Handlungsspielraum für 
die pädagogische Tätigkeit. Me­
thodensicherheit ist angesichts der 
oftmaligen Unterschiedlichkeit der 
Kursteilnehmerinnen und Kursteil­
nehmer unverzichtbar, um alle in 
den Lernprozeß einbeziehen zu 
können. Ohne Zielgruppenkennt­
nisse ist das pädagogische Prinzip 
der Teilnehmerorientierung nicht 
zu verwirklichen. 

Die Kompetenz zur Gruppenlei­
tung ist unmittelbar in jeder Lehr- / 
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Lernsituation gefordert. WBL sol­
len Diskussionen leiten, Orientie­
rungen für die Gruppe schaffen, 
ein Gemeinschaftsgefühl aufbauen 
helfen, die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer zur gegenseitigen Hilfe 
anregen, Toleranz für Unterschied­
lichkeiten schaffen, Außenseiter in­
tegrieren, die Problemlösungsfä­
higkeit der Gruppe fördern und 
insgesamt eine lerngünstige Atmo­
sphäre entwickeln. Voraussetzun­
gen hierfür sind Kenntnisse über 
den Ablauf von Gruppenprozessen 
und über Gruppendynamik sowie 
die Fähigkeit, sich selbst angemes­
sen in der Gruppe zu bewegen. 

Die Beratungskompetenz wird oft 
nicht als unmittelbare Anforderung 
für WBL betrachtet, sondern eher 
Berufsgruppen wie Psychologen 
oder Sozialarbeiterinnen zuge­
dacht. Tatsächlich fehlen diese je­
doch in vielen Einrichtungen der 
beruflichen Weiterbildung, und oft­
mals entstehen Probleme mit Bera­
tungsbedarf unmittelbar im Zusam­
menhang mit den Lehr- / Lernsitua­
tionen, so daß sie dort auch bear­
beitet werden sollten. WBL sollten 
über grundlegende Beratungs­
kompetenzen für die Bereiche der 
Lern-, Weiterbildungsberatung und 
teilweise auch für die sozialpäd­
agogische Beratung verfügen, so­
wohl für Einzel- als auch für Grup­
penberatung. Gleichzeitig sollten 
sie aber auch die Grenzen der ei­
genen Möglichkeiten kennen und 
die Ratsuchenden rechtzeitig an 
spezielle Beratungsdienste weiter­
leiten. 

Die Kompetenz zur Teamarbeit ist 
insbesondere in Einrichtungen er­
forderlich, deren Kurse interdiszi­
plinär, projekt- und teilnehmer­
orientiert angelegt sind. Die Ent­
wicklung von Curricula sowie das 
Teamteaching verlangen ein hohes 
Maß an produktiver Zusammenar­
beit. Voraussetzungen dafür sind 
Kommunikations-, Kooperations­
und Konfliktfähigkeit Diese Kom­
petenzen sind nicht nur nötig zwi­
schen den Kolleginnen und Kolle­
gen, sondern auch im Verhältnis zu 
anderen Abteilungen und Vorge­
setzten, also innerhalb der Gesamt­
institution. 

Kompetenzen im Bereich der orga­
nisatorischen und politischen Rah­
menbedingungen der beruflichen 
Weiterbildung sind besonders da 
gefordert, wo WBL über die Lehr­
und Beratungstätigkeit hinaus die 
institutionellen und rechtlichen 
Voraussetzungen ihrer Arbeit mit­
gestalten können bzw. müssen. Da­
zu gehören die Handlungsfähigkeit 
im bildungspolitischen Bereich so­
wie Kenntnisse in den Bereichen 
Programmplanung, Evaluation, Öf­
fentlichkeitsarbeit, Betriebswirt­
schaft, Verwaltung, Recht, Organi­
sationsentwicklung und Personal­
planung. Sicherlich ist gerade hier 
eine arbeitsplatzbezogene Schwer­
punktsetzung erforderlich, um kei­
ne unrealistischen Anforderungen 
an WBL im Sinne von "Allround­
Genies'' zu stellen. 

Ergänzend zu diesen Kompetenz­
bereichen werden von den päd­
agogischen Leitern, die für die Ein­
stellung der WBL zuständig sind, 
folgende Qualifikationen in der 
Reihenfolge ihrer Gewichtung als 
bedeutsam bezeichnet: Fachkom­
petenz, Berufsabschlüsse, Berufs­
erfahrung, Zeugnisse und u. U. Re­
ferenzen; Erfahrungen in der be­
ruflichen Weiterbildung gelten als 
wünschenswert. 

WBL bewegen sich in verschiede­
ner Hinsicht in Spannungsverhält­
nissen, die sie produktiv verarbei­
ten müssen. Zu diesen Konfliktfel­
dern gehören die tendenziellen 
Widersprüche zwischen Wirt­
schaftlichkeit und pädagogisch 
Wünschenswertem, zwischen dem 
Verwertungszweck der Fortbil­
dung und der Persönlichkeitsent­
wicklung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer, zwischen der Identifi­
kation mit dem Träger und der Fä­
higkeit, sich auch abgrenzen zu 
können. 

Ein Lehrgangskonzept zur 
Fortbildung von arbeitslosen 
Pädagogen zu 
Weiter bild ungslehrern 

Das im Rahmen des Forschungs­
auftrages überarbeitete Lehrgangs-
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konzept 13) trifft Aussagen zu den Abbildung 1: Phasenmodell 
Lerninhalten, zu den Lernzielen 
und zur Lernorganisation, zur 
zeitlichen und organisatorischen 
Struktur sowie zur pädagogischen 
Grundorientierung der Fortbildung. 

Für die Lerninhalte, für die Lern­
ziele und für die Lernorganisation 
wurde ein teil-offenes Curriculum 
vorgelegt, das folgende fünf Lern-
felder vorsieht und entsprechend 

Phase I: 

Seminar 

6 Wochen 

Phase II: 

Praxis + 
Praxisberatung 

3 Monate 

Phase III: Phase IV: Phase V: 

Seminar Praxis + Seminar 
Praxisberatung 

3 Monate 3 Monate 6 Wochen 

konkretisiert ist: Abbildung 2: Parallelmodell oder integriertes Modell 
l. Grundlagen der Erwachsenen­

bildung 
2. Lehren und Lernen mit Erwach-

senen 
3. Gruppenleitung 
4. Beratung 
5. Institutionelle Rahmenbedingun­

gen. 

Für die zeitliche und organisatori­
sche Struktur der Fortbildung be­
stehen zwei alternative Möglichkei­
ten: 

1. Das Phasenmodell: 
Innerhalb eines Jahres wechseln 
sich fünf unterschiedliche Phasen 
ab: Theoretisches Einführungsse­
minar (sechs Wochen), Praxis mit 
Praxisberatung (drei Monate), Se­
minar (drei Monate), Praxis mit Pra­
xisberatung (drei Monate), Ab­
schlußseminar (sechs Wochen). 

2. Parallel- oder integriertes 
Modell: 

Die sechswöchige Einführungs­
und Abschlußphase ist wie im Pha­
senmodell. Dazwischen liegt eine 
neunmonatige Hauptphase, inner­
halb derer an zwei Tagen wöchent­
lich das Seminar stattfindet und an 
drei Tagen die Praxis als WBL mit 
Praxisberatung. 

Für die Durchführung der Fortbil­
dung wird ein didaktisches Kon­
zept für notwendig erachtet, das 
folgenden Prinzipien entspricht: 
- Ganzheitlichkeit: Alle am Lehr- / 

Lernprozeß beteiligten Faktoren 
haben ihre Berechtigung und 
verdienen Beachtung. 

- Teilnehmerorientierung: Die 
Ziele und Inhalte der Fortbil­
dung werden auf die Teilnehme­
rinnen und Teilnehmer ausge­
richtet, müssen für sie transpa-
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Einführungs- 2 Tage wöchentlich Seminare Abschluß-
phase phase I I 

I Hauptphase 
I 

6 Wochen 3 Tage wöchentlich Praxis mit Praxisberatung 6 Wochen 

9 Monate 

rent sein und ihre Mitgestaltung 
ermöglichen. 

- Kompetenzorientierung: An die 
vorhandenen Kompetenzen der 
Teilnehmerinnen und Teilneh­
mer wird angeknüpft, und sie 
werden für den Fortbildungs­
prozeß fruchtbar gemacht. 

- Kooperation und Kommunika­
tion: Durch die Auswahl der Un­
terrichtsverfahren werden die 
sozialen Beziehungen in der 
Lerngruppe positiv beeinflußt 
und für den Lernprozeß genutzt. 

- Handlungsorientierung: Es wer­
den Handlungsstrategien erar­
beitet, erprobt und angewandt, 
die auf Problemlösungen in der 
pädagogischen Praxis abzielen. 

- Prozeßorientierung: Fortschritte 
und Krisen gehören gleicherma­
ßen zu erfolgreichen Lernpro­
zessen und werden didaktisch 
berücksichtigt. 

- Nutzung der "pädagogischen 
Doppeldeckersituation'': Wei­
terbildung für Erwachsene ist 
Thema der Fortbildung und fin­
det gleichzeitig faktisch statt. 
Diese "doppelte Sicht" ermög­
licht die Nutzung der eigenen 
Lerngruppe als Bezugsmöglich­
keit bei der Bearbeitung der er­
wachsenenpädagogischen The­
men. 

- Theorie-Praxis-Bezug: Die eige­
ne praktische Tätigkeit der Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer 
innerhalb der Fortbildung spielt 
eine große Rolle. Die Probleme 
der Praxis sind größtenteils the­
menbestimmend für die Theo­
rieanteile. 

Mit der Auswertung der Fortbil­
dungserfahrungen, der Aufstel­
lung des Qualifikationsprofils so­
wie der Vorlage des überarbeite­
ten Lehrgangskonzeptes hoffen 
wir, einen fruchtbaren Beitrag zur 
Diskussion über die Professionali­
sierung von WBL geleistet und 
eine neue Berufsperspektive für 
arbeitslose Lehrerinnen und Leh­
rer skizziert zu haben. Die Ergeb­
nisse sollen andere Bildungsein­
richtungen und auch Arbeitsämter 
anregen, entsprechende Fortbil­
dungsangebote aufzunehmen. 

Anmerkungen 

1) So urteilt Thomas Utecht, Fachbe re ichsleiter für 
die geistes- und sozialwissenschaftliehen Beru­
fe in der Arbeitsmarktinformationsstelle der 
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) der 
Bundesanstalt für Arbeit. In: UNI Berufswahl­
Magazin, 12/88, S. 27. 

2) UNI Berufswahl-Magazin, 7- 8/88, S. 13. 

3) UNI Berufswahl-Magazin, Sonderheft Arbeits­
markt 1987/88, S. 29. 

4) Vgl.: UNI Berufswahl-Magazin , 9/88, S. 28 ff. 
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5) Ebd. Vgl. auch: Havers, N. /Parmentier, K./ 
Stoss, F.: Alternative Einsatzfelder für Lehrer? 
Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
Nr. 73, Nürnberg 1983. Und: Wiegand, U. (Hrsg.): 
Berufliche Einsatzmöglichkeiten für Lehrer und 
Pädagogen in der Wirtschaft, Bad Honnef 1988. 

6) Vgl.: Beinke, L./ Arabin, L./Faulstich, P. (Hrsg.): 
Der Weiterbildungslehrer, Bd. I und 2, Weil der 
Stadt 1981. 

1) Vgl.: Dahm, G., u. a.: WeiterbildungspersonaL 
In : ders. u. a. (Hrsg.): Wörterbuch der Weiter­
bildung, München 1980, S. 36lff. ; Gieseke, W.: 
Pädagogenqualifikation. In: Nuissl, E. (Hrsg.): 
Taschenbuch der Erwachsenenbildung, Balt­
mannsweiler 1982, S. 145 ff.; Vath, R.: Der Beruf 
des Erwachsenenpädagogen. In : Siebert, H . 
(Hrsg.): Taschenbuch der Weiterbildungsfor­
schung, Baltmannsweiler 1979, S. 108 ff. Dort 
wird jeweils weiterführende Literatur zu diesem 
Thema genannt. 

8) Vgl.: Arbeitskreis Universitäre Erwachsenenbil­
dung (Hrsg.): Nebenberufliche Qualifikation, 
Bd. 1- 8 und Dozentenleitfaden, Weinheim und 
Basel 1982; Lieb!, P./ Scherer, A.: Hauptberufli­
che Mitarbeit in der Erwachsenenbildung, 
hrsg. von der Pädagogischen Arbeitsstelle 
(PAS) des Deutschen Volkshochschul-Verban­
des, Frankfurt 1984; PAS (Hrsg.): Selbststudien­
malerial für Mitarbeiter in der Erwachsenenbil­
dung (sestmat), 23 Studieneinheiten, Frankfurt 
versch. J.; Schmidt, G.: Mitarbeiterfortbildung, 
hrsg. von der PAS, Frankfurt 1984. 

9) Vgl. : Faulstich, P.: Erwachsenenbildung und 
Hochschule, München/Wien/Baltimore 1982. 

10) Vgl.: Glücklich, F. : Kapitulation vor der Dauer­
arbeitslosigkeit- Welchen Weg nimmt die Bun­
desrepublik, hrsg. von der Stiftung Berufliche 
Bildung, Harnburg 1988, S. 23 ff. 

11 ) Zu den widersprüchlichen Entwicklungen in 
der Professionalisierungsdiskussion in jüngster 
Zeit vgl. Schlutz, E./Siebert, H. (Hrsg.) : Ende 
der Professionalisierung? Die Arbeitssituation 
in der Erwachsenenbildung als Herausforde­
rung für Studium, Fortbildung und Forschung, 
Bericht der Jahrestagung 1987 der Kommission 
Erwachsenenbildung der Deutschen Gesell­
schaft für Erziehungswissenschaft, Tagungsbe­
richte Nr. 17 d. Universität Bremen, Bremen 
1988. 

12) Vgl.: Stiftung Berufliche Bildung (Hrsg.): Die er­
sten fünf Jahre 1982-1987, Harnburg 1987. 

13) Langenbach, M . L./ Löwisch, 0./ Scherer, A.: 
Fortbildung zum Weiterbildungslehrer - Pra­
xisanforderungen, Qualifikationsprofil und 
Lehrgangskonzept, hrsg. vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung, Berlin 1990. 

14) Zu den Forschungsmethoden im Bildungsbe­
reich vgl. Will, H.; Winteler, A.; Krapp, A.: Eva­
luation in der beruflichen Aus- und Weierbil­
dung, Sauer-Verlag, Schriftenreihe Moderne 
Berufsbildung, Bd. 10, Heidelberg 1987. 

1s) Czycholl, R./ Geißler, K. A .: Dozentenqualifizie­
rung. In: Beiträge zur Berufs- und Wirtschafts­
pädagogik, Bd. l, Linz 1985; Harke, 0./Volk-von 
Bialy, H. (Hrsg.): Modellversuch "Lernbera­
tung" - Fortbildung von Lehrpersonal in der 
beruflichen Erwachsenenbildung. 4 Bände. 
Bundesinstitut für Berufsbildung: (Fachinforma­
tion, Heft 3, erscheint Ende April 1990); Wack, 
0. G. : Praxis gemeinsam bewältigen - Zur Kon­
zeption einer subjekt-und situationsorientierten 
Kursleiterfortbildung, Landesinstitut für Schule 
und Weiterbildung, Soest 1987. 
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Zur derzeitigen Lage der Berufsbildung 
in der DDR 
Ein Interview*) mit Herrn Professor Dr. Wolfgang Rudolph, Direktor des 
Zentralinstituts für Berufsbildung der DDR 

Wolfgang Rudolph, Prof. Dr. sc. paed.; 
Direktor des Zentralinstituts für Berufsbildung der 
DDR. 

BWP: Herr Professor Rudolph, die 
Berufsbildung in der Deutschen 
Demokratischen Republik befindet 
sich zur Zeit in einem entscheiden­
den Wandel. Worin liegen ange­
sichts der tiefgreifenden gesell­
schaftlichen Veränderungen die 
aktuellen Probleme der Berufsbil­
dung in der DDR und woraufzielen 
Ihre Reformvorschläge? 

Rudolph: Die Berufsbildung war 
immer und ist in jedem Lande auf 
so vielfältige Weise mit allen Berei­
chen der Gesellschaft, insbeson­
dere mit der Wirtschaft verbun­
den, daß derartige Veränderun­
gen, wie sie sich in der DDR seit 
dem Herbst 1989 vollziehen, auch 
einen grundlegenden Wandel der 
Berufsbildung mit sich bringen. 
Wir gehen davon aus, daß sich die 
Berufsbildung nicht nur den neuen 
Bedingungen und Erfordernissen 
anpassen muß, sondern daß sie 
selbst aktiv zu diesen Veränderun­
gen beitragen sollte. Als erstes 

*) Ein entsprechendes Interview zwischen der 
wissenschaftlichen Zeitschrift des Zentralinsti­
tuts für Berufsbildung der DDR "Forschung zur 
Berufsbildung" und dem Generalsekretär des 
Bundesinstituts für Berufsbildung, Dr. Hermann 
Schmidt, wird im Heft 3/90 der o. g. Zeitschrift 
veröffentlicht. 

wurden Maßnahmen durchge­
führt , um Deformationen in der Be­
rufsbildung aufgrund einseitiger 
weltanschaulich-ideologischer und 
parteipolitischer Beeinflussungen 
der Jugendlichen zu beseitigen. So 
haben wir z. B. in kurzer Zeit Vor­
schläge für die inhaltliche Neuge­
staltung der gesellschaftskund­
liehen Fächer in der Berufsausbil­
dung ausgearbeitet. Wesentlich 
schwieriger gestaltet sich jetzt die 
Umstellung der Berufsbildung auf 
marktwirtschaftliche Bedingungen, 
die von inhaltlicher Neugestaltung 
- vor allem der kaufmännischen 
Ausbildung - bis zur Einstellung 
auf neue Wirtschaftsmechanismen 
- z. B. dem Wegfall zentraler staat­
licher Planung auch in der Berufs­
bildung- reicht. Überhaupt gilt es 
m. E., den staatlichen Dirigismus zu 
ersetzen durch Übertragung von 
Verantwortung an die Wirtschaft 
und ihre sich neuformierenden Or­
gane, d. h . Kammern, Verbände 
usw. , sow1e die konsequente 
Durchsetzung der gewerkschaftli­
chen Mitsprache auf allen Ebenen 
und in allen Fragen. Heute geht es 
nicht mehr um eine Refom der Be­
rufsbildung, sondern entspre­
chend der Regierungserklärung 
vom 19. April 1990 auch auf dem 
Gebiet der Berufsbildung um eine 
Angleichung an die in der Bundes­
republik geltende Rechtsordnung. 
Damit sind vielfältige praktische 
Arbeiten verbunden, vor allem 
aber eine gewaltige Umstellung im 
Denken aller Beteiligten- von Mit­
arbeitern des Ministeriums für Bil­
dung über unser Institut, die Ver­
antwortlichen in der Wirtschaft, 
Gewerkschaftsfunktionäre bis hin 
zu allen Lehrern und Ausbildern, 
den Lehrlingen, den Schülern bei 
der Suche nach einer Lehrstelle 
und den Eltern. 

BWP: Sie sprachen über viele not­
wendige und bereits eingeleitete 
Veränderungen. Wenn Sie, Herr 
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Professor Rudolph, nach vier fahr­
zehnten Berufsbildung in der DDR 
Bilanz ziehen, worin sehen Sie die 
Vorzüge dieses Berufsbildungssy­
stems? 

Rudolph: Zunächst möchte ich ein­
mal sagen, daß das Berufsbil­
dungssystem der DDR internatio­
nal ein gutes Ansehen hatte und es 
auch innerhalb unseres Landes 
zweifelsohne auf der "Haben-Sei­
te'' steht. Nicht zufällig gab es ja im 
Herbst relativ wenig Unmut unter 
der Bevölkerung gegenüber der 
Berufsbildung. Wir haben ein ho­
hes Ausbildungsniveau erreicht, 
was ja auch in der guten Verwert­
barkeit der Facharbeiterqualifika­
tion von Übersiedlern in die Bun­
desrepublik zum Ausdruck kommt 
- vorwiegend im gewerblich-tech­
nischen Bereich. Wenn ich nach 
, ,Vorzügen'' gefragt werde, möchte 
ich darauf aufmerksam machen, 
daß sie immer relativiert werden 
müssen vor dem Hintergrund einer 
grundlegenden, konsequenten 
Überwindung aller Deformationen, 
die sich aus den früheren stalinisti­
schen Strukturen auch für die Be­
rufsbildung der DDR ergaben. Für 
einen Vorzug halte ich die Einheit 
zwischen theoretischer und prakti­
scher Berufsausbildung, die u. a . 
durch einheitliche Lehrpläne für 
diese beiden Teile der Ausbildung 
seit 1951, durch die einheitliche 
Leitung beider Bereiche auf allen 
Ebenen und durch die Existenz von 
Betriebsberufsschulen, in denen 
ca. zwei Drittel aller Lehrlinge aus­
gebildet werden, verwirklicht 
wird. Das gleiche trifft auf die Ein­
heit von Ausbildung und berufli­
cher Weiterbildung in konzeptio­
neller und organisatorischer Hin­
sicht zu. Für gut halte ich auch lang­
jährige Traditionen in der Aus- und 
Weiterbildung von Lehrkräften für 
die Berufsbildung - das Studium 
für Berufsschullehrer an Universi­
täten, das Fachschulstudium für 
Lehrkräfte des berufspraktischen 
Unterrichts (Ausbilder) an Fach­
schulen, die Tätigkeit der Bezirks­
kabinette für Weiterbildung der 
Kader der Berufsbildung u. a. m. 
Als Vorzüge erschienen einige so­
ziale Fragen wie die Sicherheit ei­
ner Lehrstelle für alle Schulabgän-
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ger oder die Arbeitsplatzgarantie 
nach der Ausbildung, die aber mit 
einem administrativen Druck auf 
die Betriebe verbunden waren und 
deshalb mit marktwirtschaftliehen 
Prinzipien unvereinbar sind. 

BWP: Worin liegen Ihrer Ansicht 
nach die gemeinsamen Perspekti­
ven der Berufsbildung in beiden 
deutschen Staaten? 

Rudolph: Vielleicht sollte man zu­
nächst präzisieren und angesichts 
der in historisch kurzer Zeit erfol­
genden Vereinigung zwischen den 
beiden deutschen Staaten nach 
der Berufsbildung im zukünftigen 
einheitlichen Deutschland fragen. 
Die ersten freien und geheimen 
Wahlen in der DDR am 18. März ha­
ben ein eindeutiges Votum der 
Mehrheit der Wähler für eine 
schnelle Vereinigung auf der 
Grundlage des Artikels 23 des 
Grundgesetzes ergeben. Das ist 
der Wählerauftrag, der auch für 
die Berufsbildung gilt , wenn auch 
noch viele Diskussionen über De­
tailfragen notwendig sein werden. 
Für die Berufsbildung ist dabei zu­
nächst die Tatsache bedeutsam, 
daß sie in beiden deutschen Staa­
ten sehr ähnlich ist: Es handelt sich 
bei beiden um ein auf betriebliche 
Ausbildung orientiertes System in 
Einheit mit Berufsschulunterricht 
wobei der Staat die theoretische 
Ausbildung und die Wirtschaft ein­
zelbetrieblich die praktische Aus­
bildung finanziert. Es sind also kei­
ne grundlegenden Umstellungen 
erforderlich, wie sie z. B. bei einem 
Aufeinandertreffen vollzeitschuli­
scher und betrieblicher Ausbil­
dungssysteme notwendig wären. 
Aber es gibt einige Unterschiede, 
vor allem in der Art und Weise der 
Verbindung zwischen der theo­
retischen und der praktischen Be­
rufsausbildung. Das duale System 
in der BRD hat sich bewährt und 
findet weltweit - auch in der DDR 
- hohe Anerkennung. Ich würde 
aber die Vereinigung der beiden 
Staaten für eine günstige Möglich­
keit erachten, auch über die weite­
re Vervollkommnung dieses Sy­
stems nachzudenken, wofür es ja 
auch in der Bundesrepublik ver-
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schiedene Vorstellungen gibt, wie 
ich aus dem Zwischenbericht der 
Enquete-Kommission des Bundes­
tages ersehen konnte. Dabei sollte 
auch diese und jene Erfahrung der 
DDR ins Kalkül gezogen werden. 
Natürlich ist mir klar, daß manches 
unter marktwirtschaftliehen Bedin­
gungen einfach nicht geht, z. B. die 
Planung von Lehrstellen, die plan­
mäßige Verteilung der Schulab­
gänger, die Beauflagung von Be­
trieben zur Schaffung von Ausbil­
dungsplätzen o. ä. Ich könnte mir 
aber vorstellen, daß einige spezifi­
sche Teile der Berufsbildung der 
DDR - z. B. Betriebsberufsschulen 
oder die "Berufsausbildung mit 
Abitur'' - auch auf der Grundlage 
der Rechtsordnung der Bundesre­
publik bzw. der Schulgesetze der 
zukünftigen Länder in der DDR mo­
difiziert erhalten bleiben könnten . 

BWP: Welchen Beitrag kann die 
Berufsbildungsforschung zur Lö­
sung der anstehenden Probleme 
leisten? 

Rudolph: Meines Erachtens sehr 
viel. Die Berufsbildungsforschung 
hat in der DDR gute und lange Tra­
ditionen. Bekanntlich wurde ja be­
reits unmittelbar nach Gründung 
der DDR 1950 ein Deutsches Zen­
tralinstitut für Berufsbildung ge­
schaffen, weil eine gute Berufsbil­
dungspolitik und -praxis nur auf 
wissenschaftlicher Grundlage mög­
lich ist. Das beweist ja auch die Tä­
tigkeit des BIBB. Die Berufsbil­
dungsforscher in beiden deut­
schen Staaten haben - wie es das 
Berufsbild ungsförderungsgesetz 
(§ 6 Abs. 2 Nr. 3) vorsieht- die vor­
nehmliehe Aufgabe, auf der 
Grundlage ihrer wissenschaftli­
chen Untersuchungen als Berater 
der Regierungen zu fungieren . So 
war unser Institut auch maßgeblich 
an der Tätigkeit von zwölf Arbeits­
gruppen beteiligt, die Vorschläge 
zur Berufsbildungsreform ausar­
beiteten. In diesen Gruppen wirk­
ten seit Januar 1990 etwa 600 Wis­
senschaftler, Praktiker und Bil­
dungspolitiker mit. Jetzt geht es 
darum, für die Rechtsangleichung 
auf dem Gebiet der Berufsbildung 
im Rahmen des Vereinigungspro-
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zesses zwischen beiden Staaten 
eine wissenschaftliche Fundierung 
durch Analysen, Expertisen, Va­
riantenvergleiche, synthetisieren­
de Arbeiten, konstruktive Vorschlä­
ge u. v. a. m. zu fördern . Darunter 
fallen auch Arbeiten zur Anglei­
chung an das Verzeichnis der aner­
kannten Ausbildungsberufe, zur 
schrittweisen Umstellung der Aus­
bildungsinhalte auf die Ausbil­
dungsordnungen und Rahmenlehr­
pläne der BRD bis hin zur erstmali­
gen Ausarbeitung eines Berufsbil­
dungsberichtes der DDR. der sich 
in Aufbau und Inhalt in den Berufs­
bildungsbericht der Bundesregie­
rung organisch einfügt. Nicht zu­
letzt braucht gerade im gegenwär­
tigen Vereinigungsprozeß die Pra­
xis viele Hilfen von uns, was auch 
unsere Unterstützung bei der Wei­
terbildung von Lehrkräften und 
Leitungspersonal der Berufsbil­
dung einschließt. 

Bei vielen dieser Projekte gibt es 
bereits eine unmittelbare Zusam­
menarbeit zwischen Mitarbeitern 
des ZIB und des BIBB. Ich denke 
dabei an die inhaltliche Neugestal­
tung der kaufmännischen Ausbil-

. dung in der DDR, an die Einbezie­
hung der DDR in die Qualifikations­
erhebung des BIBB und des IAB, 
an Äquivalenzuntersuchungen zu 
den Facharbeiterberufen der 
DDR. an Modellversuche zum Ein­
satz neuer Medien u. v. a. m. 

BWP: Wie sehen Sie die Lösung 
der Probleme der Berufsbildung in 
beiden deutschen Staaten vor dem 
Hintergrund der gesamteuropäi­
schen Entwicklung? 

Rudolph: Die Berufsbildung bei­
der deutschen Staaten - ebenso 
wie die Berufsbildung eines ver­
einigten Deutschland - muß einen 
aktiven Beitrag zum europäischen 
Vereinigungsprozeß leisten. Ich ha­
be sogar den Eindruck, daß die an­
deren Länder von uns auf diesem 
Gebiet besonders viel Initiative er­
warten. Und die DDR hat dabei 
auch viel einzubringen. Ich denke 
dabei u. a. an die seit zwanzig Jah­
ren erfolgreich durchgeführte For­
schungskooperation zwischen den 
Berufsbildungsforschungsinstituten 
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der RGW-Länder, an der wir maß­
geblich beteiligt sind. Diese Erfah­
rung sollte unbedingt in die gesamt­
europäische Zusammenarbeit ein­
fließen. Die DDR könnte dabei 
auch eine gewisse .,Mittlerfunk­
tion' ' zwischen den EG- und RGW­
Ländern spielen, da unser Institut 
aufgrund jahrelanger international 
vergleichender Berufsbildungsfor­
schung über eine gute Situations­
kenntnis, über eine umfangreiche 
Dokumentation und entsprechen­
de Sprachbefähigung verfügt. 
Auch der Prozeß des Zusammen­
wachsens zweier Berufsbildungs­
systeme, wie er in Deutschland vor 
sich geht, wird viele Erkenntnisse 
mit sich bringen, die auf den euro­
päischen Rahmen ausgedehnt wer-

den können. Andererseits sollten 
wir gerade bei den jetzigen Bemü­
hungen um die Veränderung der 
Berufsbildung in der DDR im Rah­
men des deutsch-deutschen Verei­
nigungsprozesses auch die Erfah­
rungen anderer europäischer Län­
der beachten - ost-und westeuro­
päischer - und selbstverständlich 
unsere Erfahrungen einbringen. 
Dafür hat CEDEFOP mit der ersten 
Ost-West-Konferenz zur Berufsbil­
dung im Januar in Budapest einen 
guten Auftakt gegeben und auch 
für die nächste Zeit wertvolle Initia­
tiven eingeleitet. 

BWP: Herr Professor Rudolph, ich 
danke Ihnen für das Gespräch. 

Modellversuch Informatik-Pädagoge /Pädagogin 
Zu einem neuen pädagogischen Qualifikationsprofil für 
Hochschulabsolventinnen und -absolventen 
in außerschulischen Beschäftigungsbereichen 

Angelika Nicol, Rolf Oberliesen 

Bedingt durch berufliche Wandlungsprozesse entsteht gegenwär tig ein bedeutender Be­
darf an fachlich und pädagogisch qualifizierten Dozenten und Dozentinnen. Hier wird über 
eine Weiterbildungsmaßnahme (M odellversuch) berich tet, die unter Einbeziehung der vor­
handenen pädagogischen Qualifikation von Hochschulabsolventinnen und -absolventen die­
se neuen Beschäftigungsmöglichkeiten im Bereich der Informations- und Kommunikations­
technologien zu erschließen sucht. Der M odellversuch verfolgt u. a. das Ziel, ein innovatives 
Curriculum auch für andere Weiterbildungsträger bereitzustellen. Gleichzeitig blieb zu 
prüfen, inwieweit sich mit diesem neuen Qualifikationsprofil die angenommene betriebl iche 
Antizipation bestätigte und sich die postulier ten Beschäftigungschancen potentiell erhöhten. 

Angelika Nicol 
Diplomandin am Fachbereich Erziehungswissen­
schaft der Universität Hamburg. 

Rolf Oberliesen, Dr. 
Ordentlicher Professor für Erziehungswissen­
schaft am Fachbere ich Erziehungswissenschaft 
der Universität Hamburg. 

BWP 3/ 90 



Vorbemerkung 

Angesichts der in der Vergangen­
heit ungünstigen Einstellungsbe­
dingungen ist es nicht verwunder­
lich, daß sich immer mehr ausge­
bildete Lehrerinnen und Lehrer 
auf außerschulische Beschäfti­
gungsfelder hinorientieren. Hier 
wird über einen Modellversuch 
berichtet, der Lehrerinnen und 
Lehrer über ein spezifisches Quali­
fikationsprofil (mit informatischen 
und integrierten betriebswirt­
schaftlichen sowie betriebsprakti­
schen Elementen) neue Beschäfti­
gungschancen in Unternehmen 
der Industrie und des Dienstlei­
stungsgewerbes, aber auch für 
Ausbildungssituationen der Wirt­
schaft und anderer freier Träger zu 
eröffnen sucht. Träger dieses mit 
Mitteln des BMBW geförderten 
Projektes ist das Bildungswerk der 
Deutschen Angestellten-Gewerk­
schaft (DAG), die DAA, die diesen 
Modellversuch an insgesamt drei 
Lehrgangsorten (Hamburg, Dort­
mund, München) von 1987 bis 1988 
durchführte. Das Projekt 1) wurde 
von der Universität Harnburg wis­
senschaftlich beraten und be­
gleitet. 

Der Modellversuch lnformatik­
Pädagoge/Pädagogin hatte das 
generelle Ziel, arbeitslose Lehrer 
und Lehrerinnen aufbauend auf ih­
re bereits erworbenen Qualifikatio­
nen für pädagogisch-didaktische 
Tätigkeiten, in außerschulischen 
Tätigkeitsfeldern und Arbeitsbe­
reichen zu qualifizieren. Im Zen­
trum des Modellversuchs standen 
dabei Fragen nach der curricula­
ren Entwicklung, der Erprobung 
und Evaluation (Prozeßevaluation, 
Wirkungsevaluation) und Imple­
mentation dieses Weiterbildungs­
lehrgangs für Hochschulabsolven­
tinnen und -absolventen. So wurde 
u. a. das Ziel verfolgt, ein Modell­
curriculum für Weiterbildungsträ­
ger bereitzustellen und dabei 
gleichzeitig zu überprüfen, ob sich 
mit dieser Konzeption tatsächlich 
die Beschäftigungschancen ar­
beitsloser Lehrer und Lehrerinnen 
m außerschulischen Bereichen 
verbessern lassen. 
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Informatik-Pädagoge I 
Pädagogin-
ein neues Qualifikationsprofil 

Lehrer und Lehrerinnen bringen 
für Beschäftigungsfelder, die mit 
Aus-, Fort- und Weiterbildung im 
Zusammenhang stehen, zunächst 
Grundqualifikationen mit, die in ein 
Kompetenzprofil Informatik-Päd­
agoge/Pädagogin eingehen. Hier­
zu gehören insbesondere päd­
agogisch-didaktische, fachwissen­
schaftliche sowie kommunikative 
Qualifikationen, wie sie Falk (1988) 
in seinem "kategorialen Struktur­
modell der Lehrerqualifikation'' 
differenziert. 

Für die Beschäftigungsaussichten 
dürfte die allgemeine didaktische 
Qualifikation der Informatik-Päd­
agogen/Pädagoginnen einen rela­
tiv hohen Stellenwert einnehmen 
(Stooss 1983, 128; Falk 1988, 118): Da­
bei ist weniger das theoretisch­
wissenschaftliche Verständnis ent­
scheidend als vielmehr die Fähig­
keit, Lerninhalte adressatengemäß 
auszuwählen, aufzubereiten und zu 
vermitteln, Lehr- und Lernprozesse 
zu evaluieren sowie entsprechen­
de Beratungstätigkeiten zu über­
nehmen. Diese wichtigen Grund­
qualifikationen bedürfen jedoch 
für ein geschlossenes Qualifika­
tionsprofil Informatik-Pädagogen / 
Pädagoginnen der Ergänzung be­
ziehungsweise Erweiterung. Im 
Modellversuch Informatik-Pädago­
ge/Pädagogin wurden dabei fol­
gende - für die außerschulischen 
Beschäftigungssektoren wichtige 

Zusatzqualifikationen ange­
nommen: 

(l) Betriebswirtschaftliche Qualifi­
kation; volks- und betriebswirt­
schaftliche Kenntnisse und Fähig­
keiten, die sich besonders auf in­
nerbetriebliche Kommunikations­
und Kooperationsabläufe be­
ziehen. 
(2) Datenverarbeitungs-Qualifika­
tion; Kenntnisse über Aufbau und 
Funktion von DV-Systemen, über 
Programmiersprachen wie zum 
Beispiel PASCAL, COBOL, ASSEM­
BLER, verschiedener Betriebs- und 

Anwendersysteme und Software­
entwicklung; Fähigkeiten, betriebs­
wirtschaftliche und kaufmännische 
Problemstellungen unter Einsatz 
von Datenverarbeitungssystemen 
zu lösen (Methodenkompetenz) 
(3) · Berufspädagogische I Erwach­
senenpädagogische Qualifikation; 
Kenntnisse über Aufgaben und 
Methoden der Qualifikationsfor­
schung, curriculare Planungsfähig­
keiten sowie Fähigkeiten zur Beur­
teilung von Weiterbildungssyste­
men. 
( 4) Betriebspraktische Qualifika­
tion; Fähigkeiten zur Herstellung 
von Anwenderbezügen in konkre­
ten betrieblichen Zusammen­
hängen. 

Umfassende Handlungs­
kompetenz als Leitkategorie 

Berufliche und außerbetriebliche 
sowie die allgemeine Weiterbil­
dung von Erwachsenen dürfte sich 
generell zu einem Kernbereich zu­
künftiger Innovationssektoren ent­
wickeln. Dies bedeutet, daß ein 
entsprechend großer Weiterbil­
dungsbedarf auf allen Ebenen und 
damit verbunden der Ruf nach hin­
reichend fachlich und besonders 
pädagogisch-didaktisch kompe­
tenten Weiterbildnern entsteht. 2) 

Mit dem Umbruch der Produk­
tionskonzepte3) werden Mitarbei­
ter und Mitarbeiterinnen beispiels­
weise zukünftig stärker gefordert 
sein, Prozeßabläufe in übergrei­
fenden Zusammenhängen zu erfas­
sen. Dies hat zur Folge, daß von ih­
nen vermehrt Systemdenken, Ab­
straktionsvermögen und sachlogi­
sches Denken gefordert wird, Fä­
higkeiten und Fertigkeiten, die 
aber immer in enger Verknüpfung 
mit der jeweiligen spezifischen be­
ruflichen Qualifizierung stehen. 
Zum Verständnis der Zusammen­
hänge sind Kenntnisse um Arbeits­
prozesse über die einzelnen Ar­
beitsplätze hinaus erforderlich, die 
in enger Verzahnung mit den ver­
schiedenen Fachkenntnissen syste­
matisch zu vermitteln sind. 

Die zentrale Prämisse der curricu­
laren Konzeption Informatik-Päd-
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agoge/Pädagogin ist daher die 
Forderung nach einer umfassen­
den informations- und kommunika­
tionstechnologischen Handlungs­
kompetenz. Gemeint sind damit 
umfassende Fähigkeiten und Fer­
tigkeiten, die sowohl fachliche, 
pädagogisch-didaktische Kompe­
tenzen wie auch eine entsprechen­
de Sozialkompetenz bedingen. 
Hierin sind eingeschlossen spezifi­
sche Fähigkeiten der Mitgestaltung 
von Arbeitsorganisationen, der 
selbsttätigen Anpassung an Ar­
beitsmarktstrukturen sowie auch 
Fähigkeiten zur Interessenwahr­
nehmung und -artikulation: In der 
Zielperspektive des Curriculums 
liegt die Weiterbildung zu einem 
Generalisten, einer Generalistin 
mit breitem Basiswissen auf der ei­
nen und vielfachem Detailwissen 
auf der anderen Seite. 

Auf diese spezifischen Anforderun­
gen hin weitergebildete Lehrerin­
nen und Lehrer müssen neben ih­
ren allgemeinen pädagogisch-di­
daktischen Kompetenzen über fun­
dierte Kenntnisse betriebswirt­
schaftlicher Zusammenhänge und 
DV-gestützter Anwendungen verfü­
gen, damit sie befähigt sind, in den 
genannten Bereichen etwa Lern­
programme, Tutorensysteme oder 
Shells für Expertensysteme zu ent­
wickeln sowie auch komplexe Aus­
und Weiterbildungsprojekte voll­
ständig autonom zu planen und un­
ter Berücksichtigung erwachse­
nenpädagogischer Aspekte durch­
zuführen. Informatik-Pädagogen/ 
Pädagoginnen sollten die verbrei­
tetsten Softwaresysteme kennen 
und in der Lage sein, in betriebs­
wirtschaftlichen Zusammenhängen 
auch mit unbekannter Software ei­
genständig zu arbeiten. So kön­
nen sie auch unmittelbar mit 
Softwareentwicklungs- und -anpas­
sungsprojekten beauftragt wer­
den. Sie sollten hinreichend ver­
traut sein mit den verschiedenen 
Mediensystemen, dem selbständi­
gen Entwurf von unterschiedlichen 
Präsentationsformen sowie den Be­
sonderheiten der Rhetorik in die­
sen Tätigkeitsbereichen. Beispiels­
weise können Informatik-Päd­
agogen I Pädagoginnen ebenfalls 
selbständig in der Mitarbeiter-
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und Mitarbeiterinnen-Kundenschu­
lung tätig werden. Um neue 
Informations- und Kommunikations­
technologien in der betrieblichen 
Praxis zu Problemlösungen kompe­
tent einsetzen zu können, ist es er­
forderlich, Techniken des Pro­
blemlösens sowie Techniken der 
Umsetzung der Lösungen in algo­
rithmische und schließlich formale 
Strukturen zu beherrschen. Diese 
Fähigkeiten müssen jedoch gekop­
pelt sein mit einer Kompetenz zur 
kritischen Analyse der sich erge­
benden Wirkungen in Arbeitswelt 
und Gesellschaft. 

Curriculares Strukturprinzip: 
Integration 

Handlungskompetenz bedeutet ne­
ben dem Erwerb der fachlichen 
wie auch sozialen Voraussetzungen 
des Handelns den Erwerb der 
Handlungsfähigkeit selbst. Wenn 

es um aktive Aneignungsprozesse 
von fachlicher, pädagogisch-di­
daktischer und sozialer Kompetenz 
geht, ist eine Trennung von Theorie 
und Praxis, von Lernen und Erfah­
rung ebenso aufgehoben wie die 
Fähigkeit zu Handeln mit reflektier­
ter Handlungsbereitschaft ver­
schmilzt. Für das Curriculum Infor­
matik-Pädagoge I Pädagogin ergibt 
sich damit explizit ein Strukturie­
rungsanspruch der curricularen 
Integration. 

Zunächst geht es um die fachliche 
Integration, die Vermittlung von dif­
ferierenden spezifischen fachli­
chen Kompetenzen der so ver­
schiedenen Fächer wie "Kommuni­
kationstechnologie'', , ,Software-En­
gineering'' , , ,Organisationslehre'' , 
, , Berufspädagogik' ' , , , Didaktik der 
Wirtschaftsinformatik''. Das Curri­
culum Informatik-Pädagoge I Päd­
agogin zielt hier eindeutig auf den 
Generalisten, die Generalistin. So 
ist zunächst versucht, die Gefahr 

Curriculare Integration im Lernbereich Datenverarbeitung 
(vgl. Abschlußbericht des Modellversuchs) 
Lernbereich Datenverarbeitung 

Praktische Informatik Angewandte Informatik 

Programmierung Systembez. Datenverarb. 

I 
Einführung in die Datenverarbeitung 

I 
Software Engineering Textverarbeitung 

PASCAL Betriebssysteme integr. Software-Paket: 

I 
Software-Entwicklungs-Training PASCAL 

I 
Tabellenkalkulation, 

COBOL Datenbanksysteme Geschäftsgraphik, 
Datenbanksystem 

Software Tools 
betriebswirtschaftliche 
Fallstudien: 
Lohn und Gehalt 
und 
Finanzbuchhaltung 

I 
Software-Entwicklungs-Training COBOL 

I 
c Datenfernübertragung Programmiersprachliche 

und Lokale Netze Übungen zu C 
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einer fachlichen Partikularisie­
rung, die Einsichten in Gesamtzu­
sammenhänge verhindert, durch 
eine entsprechende horizontale 
und vertikale curriculare Struktu­
rierung aufzufangen. Die verschie­
denen Fächer sind im Curriculum 
horizontal in drei verschiedenen 
Lernbereichen (Datenverarbei­
tung, Betriebswirtschaft, Berufs­
pädagogik I Erwachsenenbildung) 
zusammengefaßt, die eine aufga­
benbezogene Integration ermögli­
chen. Durch eine Konzentration auf 
Anwendungssituationen werden 
betriebswirtschaftliche, technische 
Kenntnisse der Informatik sowie 
wirtschaftliche, aber auch soziale 
und gesellschaftliche Aspekte mit­
einander verzahnt vermittelt. 

Die vertikale Gliederung unter­
stützt diese aufgabenbezogene In­
tegration. In der Einführungsphase 
wird eine breite Orientierungs­
grundlage vermittelt (ca . 340 Std.). 
In der Aufbauphase (ca. 1560 Std.) 
hingegen stehen sehr deutlich Da­
tenverarbeitungsanwendungen in 
sehr enger Anlehnung an die In­
halte aller Lernbereiche z. B. in 
Form programmiersprachlicher 
Übungen, Anwendung von Pro­
grammen und betriebswirtschaftli­
ehen Fallstudien, eingeschlossen 
fachdidaktische Aufbereitung so­
wie auch die Erprobung von Lern­
sequenzen im Mittelpunkt des 
Lehrgangs. Hier werden Informa­
tionen über Anfangssituationen 
und Zielsetzungen vermittelt, zu­
gleich auch Fachwissen und Pro­
blemlösungsstrategien, die Umset­
zungen in zielorientierte Handlung 
ermöglichen. Die Abschlußphase 
konzentriert diese verschiedenen 
Lernerfahrungen noch einmal in ei­
nem EDV-Projekt, das in Koopera­
tion mit einem Softwarehaus orga­
nisiert wird. Die curriculare Orga­
nisation folgt hier den Prinzipien ei­
ner zunehmenden Verdichtung, 
Komplexität und Praxisnähe. 

Die Integration von Theorie und 
Praxis ist ein weiteres wichtiges 
Referenzmoment des Curriculums. 
Es sind Lernkonzepte erforderlich, 
in denen die Verbindung von theo­
retischem und praktischem Lernen 
im Zusammenhang der Anwen-
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dung und Nutzung von Informa­
tions- und Kommunikationstechno­
lagien in besonderer Weise sicher­
gestellt ist. Der formulierte ganz­
heitliche Anspruch handlungs­
orientierter Lernstruktur gilt hier 
ebenfalls. Hinzu kommt ein ziel­
gruppenspezifisches Moment, das 
hinreichend empirisch belegt 
scheint, nämlich daß dauerhafte 
Beschäftigungsaussichten für Leh­
rerinnen und Lehrer in der Wirt­
schaft nur bestehen, wenn spezifi­
sche betriebsbezogene Zusatzqua­
lifikationen praxisorientiert erwor­
ben wurden. Das Curriculum 
realisiert diesen Anspruch zu­
nächst, indem es typische Anwen­
dungsbeispiele m den Mittel­
punkt der Weiterbildungsmaßnah­
me stellt: Beispiele, die möglichst 
repräsentativ für die verschiede­
nen Aspekte und Anwendungssek­
toren stehen. Für alle beteiligten 
Fächer ist damit zum einen ein ein­
heitlicher Rahmen vorgegeben, zu­
gleich aber auch ein hohes Motiva­
tionspotential für die Beschäftigung 
mit zum Teil sehr abstrakten und 
unzusammenhängend erscheinen­
den Inhalten. In umfassenden 
Übungsphasen am Rechner wer­
den die Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer mit der Bewältigung kom­
plexer Fehler- und Problemsituatio­
nen konfrontiert. 

Das Curriculum Informatik-Päd­
agoge I Pädagogin sieht verschie­
dene Praxisphasen vor: Ein mehr­
wöchiges Betriebspraktikum hat 
neben der Vertiefung des Anwen­
derbezuges besonders die Funk­
tion, den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern differenzierte Ein­
blicke in betriebliche Zusammen­
hänge und die Nutzung von DV-Sy­
stemen als auch in die sich damit 
abzeichnenden Probleme zu er­
möglichen. Als Praktikumsbetrie­
be erwiesen sich besonders Soft­
ware-Häuser, DV-Hersteller und 
DV-Abteilungen von mittleren und 
größeren Unternehmen als sinn­
voll. Problemlösungsverfahren und 
Programme werden unter Anlei­
tung z. T. von Mitarbeitern von Soft­
ware-Häusern entwickelt, über­
prüft und evaluiert. In den Lehr­
gang ist zudem ein pädagogisches 
Praktikum integriert. Während die-

ser Praktikumssequenzen besteht 
insbesondere die Gelegenheit, ei­
gene Konzeptionen und Durchfüh­
rungen von DV-bezogenen Lehr­
und Lernorganisationen zu erpro­
ben. 

Im Hinblick auf die spätere Tätig­
keit von Informatik-Pädagogen/ 
Pädagoginnen erscheint die Inte­
gration von fachlichen und pädago­
gisch-didaktischen Inhalten beson­
ders wichtig, besteht doch ein we­
sentlicher Teil ihrer Handlungs-

. kompetenz darin, DV-Inhalte didak­
tisch aufbereitet bedarfsorientiert 
zu vermitteln. Die Lehrgangskon­
zeption Informatik-Pädagoge stellt 
diese Zusammenhänge zunächst 
dadurch sicher, daß sie über die 
drei Lernfelder durch die be­
schriebene Aufgabenintegrität alle 
drei Bereiche problemorientiert 
aufeinander bezieht. Daneben ste­
hen zwei weitere Integrationsfakto­
ren wie das des pädagogischen 
Praktikums und der Didaktischen 
Studie, die zusammen den inte­
grierten Verwertungszusammen­
hang von Datenverarbeitung, Be­
triebswirtschaft und Pädago­
gik / Didaktik, von dem das Modell 
Informatik-Pädagoge ausgeht, re­
präsentieren. 

Angesichts der sehr heterogenen 
Eingangsqualifikationen der Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer be­
steht für die curriculare Konstruk­
tion in besonderer Weise das Pro­
blem der Integration differieren­
der fachlicher Kompetenzen und 
Lernerfahrungen Die curriculare 
Konzeption berücksichtigt dies in­
sofern, als sie neben prinzipiell teil­
nehmerorientierter Lernorganisa­
tion mit offenen projektorientierten 
Lernsituationen eine prozeßbeglei­
tende curriculare Evaluation mit 
dem Ziel institutionalisiert, Lernen­
de und Lehrende von vornherein in 
die Diskussion um den curricula­
ren Innovationsprozeß einzubezie­
hen. Diese setzte mit Beginn des 
Lehrgangs Informatik-Pädago­
ge I Pädagogin ein und sicherte 
während des gesamten Ablaufs ei­
nen kontinuierlichen Kommunika­
tions- und Kooperationsprozeß zwi­
schen allen Betroffenen und Betei­
ligten. 4) 

25 



AUS MODELLVERSUCHEN 

Curriculare Evaluation -
Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer 

Zur Erfassung der Einstellungen 
und Bewertungen der Teilnehme­
rinnen und Teilnehmer, ihrer sub­
jektiven Einschätzungen der Be­
deutung der Inhalte, Gestaltung 
und Organisation der Maßnahme 
sowie ihre allgemeinen und spezifi­
schen Erwartungen an den Lehr­
gang wurde während des Modell­
versuchs an allen Lehrgangsorten 
eine Eingangs- beziehungsweise 
Abschlußbefragung durchgeführt. 
Die Ergebnisse der Befragungen 
bezüglich der curricularen Evalua­
tion werden hier zusammengefaßt 
dargestellt. 

Als wesentliches Element der 
handlungsorientierten Lernstruk­
tur galt die Durchführung einer in­
terdisziplinär und integrativ gestal­
teten Ausbildung. Im Lehrbereich 
betriebswirtschaftliche Grundla­
gen, in welchem die Fähigkeit zur 
Darstellung ökonomischer Zusam­
menhänge ein unerläßliches Lern­
ziel darstellte, konnte festgestellt 
werden, daß den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern die berufsprakti­
sche Bedeutung dieses Lehrgangs­
elements nicht immer unmittelbar 
einsichtig war. Im Bereich Daten­
verarbeitung wurde schon wäh­
rend des laufenden Lehrgangs 
deutlich, daß das ursprüngliche 
Curriculum nicht weit genug diffe­
renziert war, um eine durchgehen­
de Unterrichtspraxis anzuleiten. 
Mit der curricularen Evaluation ist 
angestrebt, Lehrgangsinhalte stär­
ker zu spezifizieren und zu syste­
matisieren, um eine effektivere 
Verzahnung der Inhalte von Be­
triebswirtschaftslehre und Daten­
verarbeitung gewährleisten zu kön­
nen, was auch hier am ehesten 
durch einen projektorientierten 
Unterricht mit entsprechenden Un­
terrichtsunterlagen und organisato­
rischen Voraussetzungen zu initiie­
ren wäre. Auch im Lernbereich 
Berufspädagogik I Erwachsenen­
bildung wurden die curricularen 
Richtlinien beibehalten, jedoch lie­
ßen die hier gemachten Erfahrun-
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gen es ebenfalls als sinnvoll er­
scheinen, die Auswahl und Abfol­
ge der Inhalte zu revidieren, sie 
stärker zu systematisieren, um das 
Lernen in Zusammenhängen zu för­
dern. Gegenüber dem ursprüngli­
chen Curriculum wurden hier be­
reits die Besonderheiten einer 
berufspädagogischen Perspektive 
stärker betont, um den Teilnehme­
rinnen und Teilnehmern die beruf­
liche Identität von Angestellten nä­
herzubringen, was jedoch nicht im­
mer auf eine umfassende Akzep­
tanz stieß. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer gingen vielfach 
mehr von der Annahme aus, daß 
ihre pädagogisch-didaktische Qua­
lifikation, im Vergleich mit den 
Kenntnissen und Fähigkeiten im 
Bereich Datenverarbeitung, in ih­
rem Qualifikationsprofil nur von un­
tergeordneter Bedeutung hinsicht­
lich beruflichen Vermittlungschan­
cen sein würde. 

Die Befragung der Teilnehmerin­
nen und Teilnehmer ergab unter 
anderem, daß das Interesse der 
Population an den inhaltlichen The­
menschwerpunkten zu Beginn wie 
am Ende der Maßnahme sehr 
stark auf die Bereiche Datenverar­
beitung und Datenverarbeitung I 
-anwendung, vor allem auf die Pro­
grammiersprachen PASCAL, CO­
BOL und ASSEMBLER, auf Be­
triebssysteme sowie Datenbanksy­
steme, das Softwareentwicklungs­
training und programmiersprach­
liche Übungen konzentriert war. 
Ebenso großes Interesse bestand 
aber auch an dem Bereich Berufs­
pädagogik I Erwachsenenbildung, 
hier vor allem an dem Erlernen von 
Arbeitstechniken / Methoden und 
dem Planen von Seminaren. Das 
schon zu Lehrgangsbeginn gerin­
gere Interesse am Lernbereich be­
triebswirtschaftliche Grundlagen 
reduzierte sich noch im Laufe des 
Lehrgangs, stärkeres Interesse äu­
ßerte hier etwa die Hälfte der Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer le­
diglich an dem Fach Organisations­
lehre. 

Das abschließende sechswöchige 
betriebliche Praktikum wurde von 
den Teilnehmerinnen und Teilneh­
mern, mit der Einschränkung, daß 

es zu kurz bemessen gewesen sei, 
recht positiv bewertet. Der Träger 
konnte allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern adäquate Prakti­
kumsplätze mit unterschiedlichsten 
Aufgabengebieten vermitteln, in 
denen sie ihre im Lehrgang erwor­
benen fachlichen Qualifikationen 
verwenden konnten. Fachdefizite 
wurden vor allem im Bereich Da­
tenverarbeitung erlebt. Fast alle 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
konnten jedoch während ihres 
Praktikums Qualifikationsbedarf 
im Zusammenhang mit der Daten­
verarbeitung erkennen und ihre 
pädagogisch-didaktischen Fähig­
keiten und Fertigkeiten hilfreich in­
tegrieren. 

Betriebliche Antizipation 

Über den beruflichen Verbleib der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
des Modellversuchs aus den Lehr­
gangsorten Hamburg, Dortmund 
und München liegen folgende In­
formationen vor: Bis Mitte Februar 
1989 konnten 38 der 46 Absolven­
tinnen und Absolventen ein ihnen 
adäquates Arbeitsverhältnis auf­
nehmen, was einer Vermittlungs­
quote bis dato von bisher 83% ent­
spricht. Nach Tätigkeitsfeldern auf­
geschlüsselt ergab die Analyse 
des Berufsverbleibs, daß 45 % der 
Vermittelten im Berufsfeld Saft­
wareentwicklung I DV-Organisation 
tätig wurden, 21 % eine Dozenten­
beziehungsweise Dozentinnentä­
tigkeit bei Trägern der beruflichen 
Weiterbildung aufgenommen hat­
ten, 16 % erhielten bei Software­
Häusern und DV-Herstellern einen 
Arbeitsplatz im Bereich Kunden­
schulung. Weitere 13 % verblieben 
in der innerbetrieblichen Mitarbei­
terfortbildung, ein Absolvent be­
kam eine Redakteursstelle beim 
Rundfunk und einer wurde in der 
Unternehmensberatung tätig. 

Nach etwa einem halben Jahr führ­
te der Träger der Weiterbildungs­
maßnahme eine Verbleibsstudie 
auf der Basis einer schriftlichen 
Befragung durch, die alle bisher 
abgeschlossenen Lehrgänge für 
Informatik-Pädagogen I Pädagogin-
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nen in Hamburg, Dortmund, Mün­
chen, Kassel und Marburg umfaß­
te. Von den betroffenen 120 Teil­
nehmerinnen und Teilnehmern 
sandten 41 den Fragebogen aus­
gefüllt zurück (34 %), hiervon etwa 
ein Drittel Frauen. Von diesen In­
formatik-Pädagogen I Pädagogin­
nen konnten über 63 % innerhalb 
des ersten Monats nach Ende der 
Weiterbildung eine berufliche Tä­
tigkeit aufnehmen. 22 % der Be­
fragten fanden den beruflichen 
Einstieg nach einer Arbeitslosen­
phase von 1-3 Monaten, 3% nach 
3-6 Monaten, 2,4% nach 6-9 Mo­
naten. Einige wenige Informatik­
Pädagogen I Pädagoginnen waren 
zum Zeitpunkt der Befragung noch 
ohne Beschäftigung. 

Für 28 % der Informatik-Pädago­
gen/Pädagoginnen erfolgte durch 
das in den Lehrgang integrierte 
sechswöchige betriebliche Prakti­
kum der unmittelbare Anschluß an 
die Berufstätigkeit durch die direk­
te Übernahme vom Praktikumsbe­
trieb Innerhalb der ausgeübten 
Berufe liegt ein deutlicher Schwer­
punkt bei den Tätigkeitsbereichen 
Programmierung und DV-Organi­
sation beziehungsweise Software­
entwicklung und Systemanalyse, 
mit denen 56 % der Informatik­
Pädagogen I Pädagoginnen befaßt 
sind. Dozententätigkeiten wie in­
nerbetriebliche Mitarbeiterfortbil­
dung oder Fortbildung bei Trägern 
der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung werden von 18 % der Ab­
solventen / Absolventinnen ausge­
übt, Kundenschulung bei Software­
häusern / DV-Herstellern von eini­
gen wenigen Informatik-Pädago­
gen/Pädagoginnen. Diese ausge­
übten Berufe entsprechen weitge­
hend den Berufswünschen, die die 
Teilnehmerinnen und Te ilnehmer 
bei Abschluß des Modellversuchs 
äußerten. 

Der überwiegende Teil der Infor­
matik-Pädagogen I Pädagoginnen 
gab an, daß nach ihrer Einschät­
zung die in der Weiterbildungs­
maßnahme erworbenen fachlichen 
Qualifikationen ausschlaggebend 
zum Erhalt des Arbeitsplatzes bei­
getragen haben. Weiterhin, zu je­
weils etwa 35 %, war für die Arbeit-
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geber der Studienabschluß, die 
vorherige Berufserfahrung sowie 
der bereits bestehende Kontakt zu 
den potentie llen Arbeitnehmern 
relevant. Von den Befragten erhielt 
die Mehrheit (77 %) einen unbefri­
steten Arbeitsvertrag in Vollzeitbe­
schäftigung. Die Sicherheit des Ar­
beitsplatzes schätzen 33% als sehr 
groß und 41% als groß ein; hier 
scheint e ine allgemeine Zufrieden­
heit vorzuherrschen, von denen le­
diglich die befristeten und Hono­
rartätigkeiten ausgenommen sind. 

30% der Informatik-Pädagogen/ 
Pädagoginnen sagten aus, daß sie 
sich aufgrund ihrer jetzigen Erfah­
rungen in der gleichen Situation 
auf jeden Fall wieder für diese 
Weiterbildungsmaßnahme ent­
scheiden würden, die Hälfte der 
Befragten äußerte sich indifferen­
ter mit "vielleicht". Positive Kritik 
erfuhr der Lehrgang im Rückblick 
auf die befriedigende Beschäfti­
gungssituation besonders durch 
die Meinung der ehemaligen Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer, daß 
sie an der Gestaltung des Lehr­
gangs unmittelbar beteiligt waren 
(35 %), woraus sich ersehen läßt, 
daß das implizierte handlungs­
orientierte curriculare Konzept 
nach Meinung von über einem 
Drittel der Befragten seine Einlö­
sung fand. Einschränkende Aussa­
gen beziehen sich hingegen auf 
die Organisation des Lehrgangs 
sowie die reale curriculare Organi­
sation mit ihrer nicht durchgehend 
transparenten übergreifenden 
Struktur und die Qualifikation der 
Dozentinnen und Dozenten. 

Zusammenfassung 

Zusammenfassend läßt sich fest­
stellen, daß das Qualifikationsprofil 
Informatik-Pädagoge insbesonde­
re in den Betrieben offensichtlich 
auf eine hinreichende Akzeptanz 
gestoßen ist. Dies bestätigen auch 
die Aussagen der Absolventinnen 
und Absolventen der Weiterbil­
dungsmaßnahmen, die insgesamt 
den Lehrgang mit seinem An­
spruch über ein integriertes Curri­
culum eine umfassende Hand-

lungskompetenz zu vermitteln, be­
zogen auf ihre individuellen beruf­
lichen Perspektiven als sehr sinn­
voll erachteten. Der Weiterbil­
dungsträger hat hie raus insofern 
Konsequenzen gezogen, als er die­
se Lehrgänge inzwischen weiter 
anbietet in Bielefeld, Dortmund (in 
Kooperation mit der Fachhoch­
schule Dortmund, Fachbereich In­
formatik), Hamburg, Kassel , Mün­
chen, Münster (in Kooperation mit 
der Siemens-Schule für Kommuni­
kations- und Datentechnik). 

Anmerkungen 

') Die Projektleitung hatte Uwe Ploch, DAA, Harn­
burg. An der Entwicklung des Curriculums ar­
beiteten zeitweise Marianne Horstkemper-Till­
mann, Lehrbeauftragte; Angelika Schwabe!, 
Fachbereich Informatik und Willy Brand, Fach­
bereich Erziehungswissenschaft der Universität 
Hamburg, mit. 

2) In den Betrieben erhält zum Beispiel die qualifi­
zierte Kundenberatung und -betreuung als auch 
-schulung mit darin enthaltenen pädagogisch­
didaktischen Orientierungen mehr und mehr 
wachsendes Gewicht. Auch im Rahmen von 
Marketingaktivitäten spielt diese zunehmend 
eine Rolle. Eine im Zusammenhang mit dem Mo­
dellversuch Informatik-Pädagoge I Pädagogin 
durchgeführte Trenderhebung von Stellenan­
geboten im EDV-Bereich (1/85-XI/86) in vier 
überregionalen Tageszeitungen ergab immer­
hin für diesen Zeitraum eine deutliche Anzahl 
von Stellenausschreibungen (ca. 250), die eine 
pädagogische Tätigkeit verbunden mit EDV­
und betriebswirtschaftliehen Qualifikationen 
nachfragten. 

3) Vgl. z. B. : Kern, H.; Schumann, M .: Das Ende der 
Arbeitsteilung?, München 1984, sowie Baethge, 
M .; Oberbeck, H.: Zukunft der Angestellten­
Neue Technologien und berufliche Perspekti­
ven in Büro und Verwaltung, Frankfurt 1986. 

' ) Zum Evaluationskonzept vgl. Nicol, A .; Oberlie­
sen, R.: Informatik-Pädagoge / in - Genera­
list/in mit Spezialkenntnissen. In: Erziehungs­
wissenschaften und Beruf, 1989, Heft 2, 
s. 148-162. 
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§ 36 BBiG, § 14 der Musterprüfungsordnung für 
die Durchführung von Abschlußprüfungen 
Der bei einer Industrie- und Handelskammer eingerichtete Prüfungsaus­
schuß für die Abschlußprüfung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
kann nicht verlangen, daß ihm überregional erstellte Prüfungsaufgaben 
vor der Prüfung zur Einsichtnahme und zur Beschlußfassung vorgelegt 
werden. 

OVG NW, Urteil vom 1. 9. 1989 - 15 A 2584186- (rechtskräftig); 
I. Instanz: VG Münster- 1 K 2059185-. 

Zum Sachverhalt: Die Beteiligten 
streiten über die Kompetenzen der 
Organe einer Industrie- und Han­
delskammer im Bereich der beruf­
lichen Bildung. Entsprechend der 
überwiegenden bundesweiten 
Handhabung läßt der beklagte Ge­
schäftsführer der Kammer die Prü­
fungsaufgaben für die Abschluß­
prüfung in den Ausbildungsberu­
fen jeweils von überregionalen In­
stituten ausarbeiten. Demgegen­
über vertritt der klagende Prü­
fungsausschuß die Auffassung, er 
sei im Kammerbereich umfassend 
zuständig für die Abnahme der Ab­
schlußprüfung. Die Aufforderung 
des Klägers, ihm vor der Prüfung 
die Aufgabentexte zur Einsichtnah­
me und Beschlußfassung vorzule­
gen, lehnte der Beklagte ab. Das 
Verwaltungsgericht gab der Fest­
stellungsklage des Prüfungsaus­
schusses statt; die Berufung des 
Beklagten hiergegen hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Klage ist 
nur m geringem Umfang be­
gründet. 

Zugunsten des Klägers ist festzu­
stellen, daß die Bescheide 
vom ... rechtswidrig waren. Denn 
der Beklagte hatte die Ablehnung 
der Anträge -wie die Rechtsmit­
telbelehrung zeigt - in die Gestalt 
von Verwaltungsakten gekleidet, 
die die Rechtsfolge einer mögli­
chen Bestandskraft in Anspruch 
nahmen. Dafür ist beim Streit zwi­
schen Organen um Kompetenzen 
im innerorganisatorischen Bereich 
schon mangels einer unmittelba­
ren Rechtswirkung nach außen 
(vgl. § 35 Verwaltungsverfahrens­
gesetz) kein Raum. 

Weitergehende Feststellungen 
kann der Kläger nicht beanspru-
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chen, denn eine Befugnis zur Ein­
sichtnahme in überregional erstell­
te Prüfungsaufgaben und zur Be­
schlußfassung darüber steht ihm 
nach geltendem Recht nicht zu. 
Weder das Berufsbildungsgesetz 
noch die Prüfungsordnung der 
vom Beklagten vertretenen Indu­
strie- und Handelskammer enthal­
ten eine entsprechende, im inner­
organisatorischen Bereich unver­
zichtbare Kompetenzzuweisung. 

Das Berufsbildungsgesetz institu­
tionalisiert zwar im Vierten Ab­
schnitt die Prüfungsausschüsse, 
regelt aber - mit einer hier nicht 
interessierenden Ausnahme in § 39 
Abs. 2 Satz 2 BBiG - nicht deren 
Kompetenzen. Das gilt auch für § 36 
Satz 1 BBiG. Danach errichtet die 
zuständige Stelle für die Abnahme 
der Abschlußprüfung Prüfungs­
ausschüsse. Die neutrale Bezeich­
nung ,,Abnahme'' besagt lediglich, 
daß, nicht jedoch in welchem Um­
fang die Prüfungsausschüsse tätig 
werden sollen. Ein Unterschied zu 
dem an anderer Stelle verwandten 
Begriff "durchzuführen" (vgl. § 34 
Abs. 1 Satz 1 BBiG) ist nicht zu er­
kennen. Die Fassung des § 36 BBiG 
stützt daher weder die vom Beklag­
ten vertretene Auffassung, bereits 
das Berufsbildungsgesetz be­
schränke die Zuständigkeit der 
Prüfungsausschüsse auf die Prü­
fungsabschnitte "Bewerten der 
Prüfungsleistung und Feststellung 
des Prüfungsergebnisses" und 
schon deshalb sei deren Mitwir­
kung an den Prüfungsaufgaben 
ausgeschlossen (vgl. Knopp I 
Kraegeloh, Berufsbildungsgesetz, 
Komm., 2. Aufl. 1982, Erl. 3 zu 
§ 36; Hurlebaus, Gewerkschaft­
liche Bildungspolitik 1984, 44 ff.; 
Herkert, Berufsbildungsgesetz, 
Komm., Stand März 1989, Rdn. 9 

und 10 zu § 36 - ), noch die Annah­
me des Klägers, der Prüfungsaus­
schuß sei als allein zur Abnahme 
der Prüfung berufenes Gremium 
für alle die Abschlußprüfung be­
treffenden Fragen zuständig (vgl. 
Walter I Hausmann, Gewerkschaft­
liche Bildungspolitik 1984, 40, 43; 
Düring I Wohlgemuth, DB 1986, 
Beil. 28, S. 10; Hamb. OVG, Urteil 
vom 22. 12. 1977 - Bf II 93176 - , 
Hamb. JVBl. 1978, 37). Der zuletzt 
genannten Auslegung stünde im 
übrigen die Systematik des Berufs­
bildungsgesetzes entgegen. 

Das Prüfungswesen in den aner­
kannten Ausbildungsberufen ge­
hört zu den Selbstverwaltungsan­
gelegenheiten der Industrie- und 
Handelskammer (vgl. § 1 Abs. 2 
IHKG). Demgemäß führt sie die 
Prüfungen als eigene Angelegen­
heit aus (vgl. BVerwG, Urt. vom 
20. 7. 1984- 7 C 28.83 -, BVerwGE 
70, 4, 7 = DVBl. 1985, 57, 58), hat da­
bei aber die bindenden Vorgaben 
des Vierten Abschnitts des Berufs­
bildungsgesetzes zu beachten. Da­
nach ist ihr die Verpflichtung aufer­
legt, einen Prüfungsausschuß zu 
errichten und diesen am Prüfungs­
verfahren zu beteiligen. Ferner hat 
sie die Zusammensetzung und die 
Berufung des Ausschusses sowie 
Fragen des Vorsitzes, der Be­
schlußfähigkeit und der Abstim­
mung in Übereinstimmung mit 
§§ 37 und 38 BBiG zu regeln und 
muß dem Ausschuß gemäß § 39 
Abs. 2 Satz 2 BBiG die abschließen­
de Entscheidung über die Prü­
fungszulassung einräumen. Über 
diese Mindestregelung hinaus 
überläßt jedoch das Berufsbil­
dungsgesetz die Ausgestaltung 
des Einsatzes des Prüfungsaus­
schusses und damit auch die Ab­
grenzung seiner Kompetenzen der 
Regelung durch die Industrie- und 
Handelskammer in der Prüfungs­
ordnung. 

Die weitreichende Gestaltungser­
mächtigung zugunsten der 
Industrie- und Handelskammer 
kommt etwa darin zum Ausdruck, 
daß ihr sogar die Festlegung der 
Bewertungsmaßstäbe in der Prü­
fungsordnung übertragen ist (vgl. 
§41 Satz 2 BBiG). 
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Vor diesem Hintergrund kann dem 
Harnburgischen 0 berverwaltungs­
gericht (Hamburg: JVBL 1978, 37) 
auch nicht darin gefolgt werden, 
daß die Prüfungsausschüsse die 
einzigen im Prüfungswesen zu bil­
denden Institutionen seien. Denn 
die Industrie- und Handelskammer 
kann, soweit sie nicht dem Prü­
fungsausschuß Funktionen zuweist, 
Aufgaben des Prüfungswesens 
auch durch ihren Hauptgeschäfts­
führer erfüllen lassen. 

Aufgrund der Ermächtigung hat 
der Berufsbildungsausschuß der 
vom Beklagten vertretenen Indu­
strie- und Handelskammer die 
, ,Prüfungsordnung für die Durch­
führung von Abschlußprüfungen in 
anerkannten Ausbildungsberufen'' 
(PrO) beschlossen. Diesem Aus­
schuß obliegt es als mit umfassen­
der Regelungskompetenz ausge­
stattetem Organ der Kammer (vgl. 
BVerfG, Beschluß vom 14. 5. 1986-
2 BvL 19/84 -, BVerfGE 72, 278, 
29lf.; Düring/Wohlgemuth, a. a. 0., 
S. 3ff.) nach §58 Abs. 2 BBiG, die 
aufgrund des Berufsbildungs­
gesetzes von der Kammer zu er­
lassenden Rechtsvorschriften für 
die Durchführung der Berufsbil­
dung zu beschließen. Dazu zählen 
auch die Prüfungsordnungen (vgl. 
Knopp / Kraegeloh, a . a. 0. , Erl. 2 zu 
§58). 

Die hier maßgebliche Vorschrift 
der Prüfungsordnung lautet - in 
Übereinstimmung mit der Muster­
prüfungsordnung des Bundesaus­
schusses für Berufsbildung (abge­
druckt bei Knopp / Kraegeloh, 
a. a. 0., Anh. III, Nr. 2, Anl. l a) -
wie folgt: 

§ 14 Prüfungsaufgaben 
(l) Der Prüfungsausschuß be­
schließt auf der Grundlage der 
Ausbildungsordnung die Prüfungs­
aufgaben. 
(2) Der Prüfungsausschuß ist gehal­
ten, überregional erstellte Prü­
fungsaufgaben zu übernehmen, so­
weit diese von Gremien erstellt 
oder ausgewählt worden sind, die 
im Einvernehmen mit der beteilig­
ten Stelle entsprechend § 37 Abs. 2 
BBiG zusammengesetzt worden 
sind. 
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Danach kann nur in den Fällen, in 
denen der Prüfungsausschuß 
selbst die Prüfungsaufgaben for­
muliert und .,beschließt", dem An­
liegen des Klägers Rechnung ge­
tragen werden; denn die Beschluß­
fassung erfordert. wenn sie sinnvoll 
sein soll, die Möglichkeit einer vor­
hergehenden umfassenden Be­
schäftigung des Ausschusses mit 
dem Prüfungsstoff. Die - im vorlie­
genden Falle allein streitige - Be­
handlung überregional erstellter 
oder ausgewählter Prüfungsaufga­
ben ist dagegen ausdrücklich (nur) 
in § 14 Abs. 2 PrO geregelt, der 
eine Beschlußfassung durch den 
Prüfungsausschuß nicht vorsieht. 
Damit entfällt auch das daran an­
knüpfende, die Beschlußfassung 
vorbereitende Einsichtsrecht 

Die strikte Bindung des Prüfungs­
ausschusses an überregional er­
stellte oder ausgewählte Aufgaben 
kommt in den Formulierungen ., ist 
gehalten" und .,übernehmen" zum 
Ausdruck. Beide Wendungen ver­
deutlichen, daß dem Prüfungsaus­
schuß kein eigener Spielraum für 
die Entscheidung verbleibt. inwie­
weit die von der Prüfungsordnung 
intendierte Rechtsfolge, die Abnah­
me der Abschlußprüfung auf der 
Grundlage überregional erstellter 
Prüfungsaufgaben, eintreten soll. 
Das Wort .,gehalten" bedeutet in 
diesem Zusammenhang dasselbe 
wie .,verpflichtet" (ebenso Hurle­
baus, a. a . 0., S. 46; a. A. [ .. Soll-Vor­
schrift''] Eule, Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis 1982, l, 4, 
und Walter / Hausmann, a . a . 0., 
S. 41). Es handelt sich um die Parti­
zipialform des heute nur noch we­
mg geläufigen Tätigkeitswortes 
.. halten" im Sinne von .,zu etwas an­
halten'' . Allgemein wird es in der 
Verbindung .. zu etwas gehalten 
sein'' gleichgesetzt mit den Formu­
lierungen .. auferlegt bekommen 
haben; verpflichtet, gebunden 
oder verbunden sein'' (vgl. Duden, 
Das große Wörterbuch der deut­
schen Sprache, Band 3, 1977; 
Grimm, Deutsches Wörterbuch, 
Nachdr. 1984, Band 5, S. 2319). Das 
Wort .,übernehmen" verstärkt -
gerade im Vergleich zu der in § 14 
Abs. 1 PrO verwandten Wendung 
.,beschließt" - die beabsichtigte 

Bindung des Prüfungsausschusses. 
Bei einer Verpflichtung zur Über­
nahme von Prüfungsaufgaben 
bleibt kein Raum für die Untersu­
chung, ob etwa ein atypischer Fall 
vorliegt, der abweichende Rechts­
folgen rechtfertigen könnte. Hätte 
der Berufsbildungsausschuß mit 
§ 14 Abs. 2 PrO lediglich eine Richt­
linie für typische Fälle geben wol­
len, von der .. aus wichtigen Grün­
den' ' zur Fehlerkorrektur oder zum 
Ausgleich regionaler Besonderhei­
ten abgewichen werden dürfte, so 
hätte er auf Formulierungen wie 
.,soll" oder ..in der Regel" zurück­
greifen müssen, die in der Rechts­
sprache seit jeher für eine differen­
zierte Gebundenheit der Rechts­
anwendung stehen (vgl. Wolff/ 
Bachof, Verwaltungsrecht I, 9. Auf­
lage 1974, § 31 Ilb). Im übrigen be­
darf es zur Fehlerkorrektur keines 
Einsichtsrechts; denn der Prü­
fungsausschuß kann von ihm für 
fehlerhaft erachtete Aufgaben im 
Rahmen der allein ihm obliegen­
den Bewertung der Prüfungslei­
stungen berücksichtigen und aus­
gleichen. 

Angesichts des eindeutigen Wort­
lauts des § 14 Abs. 2 PrO können 
Zweckmäßigkeitserwägungen (vgl. 
Düring / Wohlgemuth, a.a.O., S. 11: 
Beachtung regionaler Besonder­
heiten, Beseitigung möglicher An­
fechtungsgründe im Vorfeld der 
Prüfung; vgl. ferner Berufsbil­
dungspolitischer Ausschuß des 
DGB, Thesen zur Arbeit der Auf­
gabenerstellungsausschüsse, Ge­
werkschaftliche Bildungspolitik 
1984, 44), entsprechende Befug­
nisse des Prüfungsausschusses 
nicht begründen (vgl. BVerwG, 
a. a. 0., [DVBl. 1985, S. 58]). 

Die von der Prüfungsordnung m 
Übereinstimmung mit dem Berufs­
bildungsgesetz versagte Kompe­
tenz läßt sich auch nicht aus sonsti­
gen Rechtsvorschriften herleiten. 

Es gibt insbesondere keinen allge­
mein anerkannten Grundsatz des 
Prüfungsrechts, nach dem ein Prü­
fungsausschuß neben der Lei­
stungsbewertung auch die Aufga­
benerstellung durchführen muß . 
Vielmehr ist das Prüfungswesen 
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geprägt durch eine Vielzahl ne­
beneinander bestehender Prü­
fungssysteme, d ie sowohl e ine ein­
geschränkte wie eine umfassende 
Mitwirkung des Prüfungsausschus­
ses kennen. Im schriftlichen Prü­
fungsverfahren überwiegen je­
doch die Fallgestaltungen, in de­
nen die Erarbeitung der Prüfungs­
fragen und die Bewertung der Lö­
sung - wie hier - durch verschie­
dene Personen erfolgt. 

Auch der Grundsatz der Chancen­
gleichheit im Prüfungswesen ge­
bietet e ine Einsichtnahme und e ine 
Beschlußfassung durch den Prü­
fungsausschuß nicht. Es dient viel­
mehr in besonderem Maße der 
Chancengleichheit. wenn die Auf­
gaben und damit der Schwierig­
keitsgrad der Prüfungsanforderun­
gen für alle Prüflinge möglichst 
gleich sind. Denn die Abschluß­
prüfung ist nach dem System des 
Berufsbildungsgesetzes überre­
gional ausgestaltet. Nach§ 35 BBiG 
ist ihr die jeweilige Ausbildungs­
ordnung zugrunde zu legen. Diese 
wiederum wird nach § 25 BBiG 
bundesweit erlassen. Dem liegt die 
Zielsetzung zugrunde, den Auszu­
bildenden eine möglichst breite 
Berufsausbildung zu ermöglichen 
und ihnen zur Förderung ihrer be­
ruflichen Mobilität eine Qualifika­
tion unabhängig von den Bedürf­
nissen des Einzelbetriebes zu ver­
mitteln (vgl. Walter /Hausmann, 
a. a. 0., S. 42). Der Chancengleich­
heit der Prüflinge dient die Bin­
dung des Prüfungsausschusses an 
überörtlich gestellte Prüfungsauf­
gaben im übrigen auch unter dem 
Gesichtspunkt der Geheimhaltung 
der Aufgaben vor der Prüfung. Es 
liegt - auch bei Würdigung der 
Verschwiegenheitspflicht der Aus­
schußmitglieder gemäß § 6 PrO -
auf der Hand, daß der Prüfungs­
stoff bei der ausschließlichen Be­
fassung eines überörtlichen Gre­
miums besser gegen eine vorzeiti­
ge Bekanntgabe geschützt werden 
kann, als dies bei der Einsichtnah­
me durch e ine Vielzahl örtlicher 
Prüfungsausschüsse möglich wäre. 
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Der folgende Beitrag von Magdalena ]oos ist im Rahmen eines Praktikums entstanden, das 
die Autorin als Studentin der Verwaltungswissenschaften im BIBB abgeleistet hat und wäh­
rend dessen sie zeitweise im Forschungsprojekt "Berufsbildungssituation ausländischer ju­
gendlicher in der Bundesrepublik" tätig war. Im Zuge der Bearbeitung des Projekts sollte 
vor allem die Frage geklärt werden, warum sich die Berufsbildungsbeteiligung der hier le­
benden Ausländertrotz insgesamt besserer Lernvoraussetzungen über einen Zeitraum von 
zehn fahren nur wenig erhöht hat. Bezogen auf die Berufsausbildung wurde die Hypothese 
aufgestellt, daß die früher ermittelten Einflußfaktoren - Einreisealter, Deutschkenntnisse, 
Schulabschlüsse -langsam an Gewicht verlieren. Welche anderen Faktoren treten an ihre 
Stelle? Ein solcher Faktor sind die Kontakte. 

Allerdings sind Kontakte zwischen Ausländern und Deutschen gleichermaßen Indikatoren 
wie Determinanten der Integration. Es schien daher geraten, vorhandenes Erhebungsmate­
rial aus diesem Bereich und dem der Vorurteile auszuwerten. 

Interaktionen und Ressentiments bestimmen sich wesentlich aus der ökonomischen Situa­
tion. Deshalb lag es nahe, das Material aus zwei Bundesländern mit deutlich unterschiedli­
cher wirtschaftlicher Lage zu vergleichen. Die günstigen Bedingungen in Baden-Württem­
berg kontrastieren für Analysezwecke ausreichend mit den in Nordrhein-Westfalen 

Die Darstellung mag auf den ersten Blick etwas zugespitzt und eingeschränkt erscheinen. 
Der Nutzen der Fragestellung liegt in einer gewissen Verallgemeinerungsfähigkeit der Aus­
sagen. Die Ergebnisse finden Verwendung in der weiteren Projektarbeit. 

(Die Redaktion) 

Ressentiments gegen Ausländer -
Ergebnisse einer Befragung Jugendlicher 
in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen 
Im Rahmen eines BIBB-Forschungsprojektes zur Berufsbildungssituation ausländischer 
Jugendlicher wurde unter anderem auch der Frage der Ausländerfeindlichkeit unter Ju­
gendlichen nachgegangen. Auf der Basis einer 1985 durchgelührten repräsentativen 
Mehrthemen-Befragung der 14- bis 29jährigen Jugendlichen in der Bundesrepublik ein­
schließlich Berlin (West) wurden die Einstellungen der Jugendlichen gegenüber Auslän­
dern untersucht. Die Studie war als Ländervergleich zwischen Baden-Württemberg (BW) 
und Nordrhein-Westfalen (NRW) angelegt, um mögliche Unterschiede in den Einstellun­
gen, die sich auf Faktoren wie Arbeitslosigkeit, beruflicher Status und Gemeindegröße 
zurückführen lassen, zu ermitteln. 

Ausgangspunkt der Überlegungen bildete die Frage, ob zwischen Arbeitslosigkeit und 
Ausländerfeindlichkeit ein statistischer Zusammenhang nachgewiesen werden könne. 
Dabei wurde insbesondere die Frage untersucht, ob unter den arbeitslosen Jugendlichen 
in NRW eine häufigere ablehnende Haltung festgestellt werden könne als in BW, da in 
NRW die Arbeitslosenquote in NW mit 10,6 o/o doppelt so hoch ausfällt wie in BW (5,1 o/o). 

Des weiteren wurde untersucht, ob Facharbeiter gegenüber Ausländern relativ ableh­
nend eingestellt seien. Da in Baden-Württemberg 21 o/o der Befragten Facharbeiter sind 
(gegenüber 10% in Nordrhein-Westfalen), müßten hier- so die Annahme- die negati­
ven Aussagen gegenüber ausländischen Mitbewohnern höher liegen als in Nordrhein­
Westfalen. 

Außerdem wurde die Frage geprüft, ob sich zwischen der Wohnortgröße und der Einstel­
lung gegenüber Ausländern ein statistischer Zusammenhang nachweisen lasse. Dieser 
Fragestellung liegt die Annahme zugrunde, daß sich der spezifische Lebensraum - ne­
ben zahlreichen anderen Faktoren - prägend auf bestimmte Lebenshaltungen auswir­
ken könne; insbesondere in Großstädten - so die Annahme - sei die Möglichkeit zum 
Abbau von Vorurteilen gegenüber Ausländern eher gegeben, weil sich häufigere Gele­
genheit zum Kontakt mit Ausländern ergäbe. Da in BW der größte Teil der Jugendlichen 
in mittelgroßen und kleinen Gemeinden und demgegenüber in NRW jeder zweite Ju­
gendliche in Kernstädten mit über 500000 Einwohnern lebt, müsse die ablehnende Hal­
tung in BW stärker als in NRW ausgeprägt sein. 

Ergebnisse 
Wie die Untersuchungsergebnisse 
zeigen, hat jeweils die Hälfte der 
Jugendlichen in beiden Ländern 
, ,regelmäßig'' bzw. , ,häufig'' Kon­
takt zu Ausländern; ebenso viele 
kommen dagegen .. selten" oder 

, ,praktisch nie'' mit ausländischen 
Mitbürgern in Kontakt. Weiter be­
richten die Jugendlichen, daß sie 
..eher gute" (90% NRW; 80% BW) 
als .. eher schlechte" Erfahrungen 
(9% NRW; 14% BW) im Umgang mit 
Ausländern gemacht haben. 
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Zwischen der Tätigkeit der Jugend­
lichen und den mit Ausländern ge­
machten Erfahrungen besteht ein 
nur schwacher Zusammenhang: 
Arbeitslose Jugendliche geben et­
was häufiger die Antwort "eher 
schlechte Erfahrungen" (14 %) als 
die nicht arbeitslosen Jugendli­
chen (10 %). Die meisten (76 %) be­
werten jedoch ihre Erfahrungen 
mit Ausländern positiv. 

Ein stärkerer Zusammenhang (bei 
einem Signifikanzniveau von l %) 
ergibt sich zwischen der Stellung 
im Beruf und den mit Ausländern 
gemachten Erfahrungen. Die 
Gruppe der Facharbeiter gibt 
überdurchschnittlich häufig an, 
eher schlechte Erfahrungen ge­
macht zu haben, während sich die 
Gruppe der qualifizierten bzw. lei­
tenden Angestellten häufiger posi­
tiv äußert. 

Interessant erscheint dieses Er­
gebnis im Hinblick auf die weiter 
oben gemachte Feststellung, daß 
Facharbeiter tendenziell selten re­
gelmäßig Kontakt zu Ausländern 
pflegen, aber vergleichsweise häu­
fig schlechte Erfahrungen machen 
(es stellt sich die Frage nach Ursa­
che und Wirkung). 

Zwischen den Erfahrungen im Um­
gang mit Ausländern und der Zu­
gehörigkeit zu einer bestimmten 
Gemeindegröße läßt sich eben­
falls ein Zusammenhang auf einem 
Signifikanzniveau von 5% erken­
nen: Jugendliche aus Städten mit 
20 000 bis 100 000 Einwohnern ga­
ben relativ selten eher schlechte 
Erfahrungen an (3 %), ähnlich die 
Befragten aus städtischen Randzo­
nen (7 %; der Durchschnitt liegt bei 
10 %). Personen aus Gemeinden mit 
5 000 bis 20 000 Einwohnern geben 

Erfahrungen mit Ausländern und Stellung im Beruf 

Erfahrungen Arbeiter Facharbeiter Angestellte Angestellte 
mit Ausländern un- I angelernt ausführend qualifiziert 

% 

eher gute 87 73 85 92 
eher schlechte ll 22 14 4 
keine Angabe 2 5 2 3 

Summe 100 100 101 99 

Einige Anmerkungen zu der Diskussion 
über Jugendliche ohne Ausbildung 

In der bildungspolitischen Diskussion wird öfters darüber geklagt, daß trotz großer Be­
mühungen in der schulischen und außerschulischen Berufsausbildung ein erheblicher 
Teil der jungen Generation ohne Berufsausbildung bleibt. Weniger über die Größenord­
nung- aber auch darüber- als über die Zusammensetzung der Gruppe bestehen diver­
gierende Vorstellungen. 

Klemm 1) hat auf der Grundlage 
des Mikrozensus ermittelt, daß von 
den Geburtenjahrgängen 1960 bis 
1969 rund 1,5 Mio ., das entspricht 
einem Anteil von 15 % der J ahrgän­
ge, ohne Berufsausbildung blei­
ben. In einer früheren Berechnung 
wurde aufgrund der Schülerströ-
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me 2) der Anteil der Schulentlasse­
nen aus dem Sekundarbereich I 
ohne anschließende Berufsausbil­
dung auf gut 10 % geschätzt. 

Diesen Angaben scheint zu wider­
sprechen, daß im Durchschnitt der 
80er Jahre 

häufiger an, eher schlechte Erfah­
rungen gemacht zu haben als die 
anderen. Daß 40% der Jugendli­
chen aus kleinen Gemeinden (d.h. 
mit weniger als 5 000 Einwohnern) 
praktisch nie Kontakt zu Auslän­
dern haben und somit die Gruppe 
mit der geringsten Kontakthäufig­
keit darstellen, dabei aber ver­
gleichsweise oft die Kategorie der 
eher schlechten Erfahrungen von 
dieser Gruppe angegeben wird, 
erstaunt. Durch dieses Resultat 
kann die These unterstützt werden, 
daß in kleinen Gemeinden und 
ländlichen Regionen Vorurteile ge­
gen Ausländer stärker ausgeprägt 
sind als in Städten, wo auch eher 
die Möglichkeit gegeben ist, mit 
ausländischen Mitbewohnern zu­
sammenzutreffen und bestehende 
Vorbehalte abzubauen. 

Die Ergebnisse insgesamt lassen 
den vorläufigen Schluß zu, daß in 
BW die Ressentiments gegen Aus­
länder stärker ausgeprägt sind als 
in NRW: Zum einen ist die Berufs­
gruppe der Facharbeiter in BW 
stärker vertreten, die weniger mit 
Ausländern zu tun hat und ihnen 
skeptischer gegenübersteht als an­
dere Berufsgruppen. 

Zum anderen lebt ein Großteil der 
Befragten aus BW in Gemeinden 
der Größenordnung unter 5 000 
Einwohner, in denen deutlich höhe­
re Vorbehalte Ausländern gegen­
über bestehen. 

(Magdalena Joos) 

e 650 000 oder zwei Drittel eines 
Jahrganges eine betriebliche 
Berufsausbildung aufnahmen, 

e 200 000 oder 20% eines Jahrgan­
ges eine mehrjährige Berufs­
fachschule 3) einschließlich Ge­
sundheitsschule begannen, 

e 210 000 oder 21% eines Jahr­
gangs sich als Studienanfänger 
an einer Hochschule immatriku­
lierten und 

e etwa weitere 60 000 bis 70 000 
oder 6 bis 7% eines Jahrganges 
andere Berufsausbildungsgän­
ge wie z. B. Beamtenausbil­
dung, Berufsakademie begon­
nen haben. 
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Bei der Addition dieser Zahlen für 
einen Jahrgang müssen Doppel­
zählungen berücksichtigt werden. 
Viele, die z. B. eine Lehre absolvie­
ren, beginnen im Anschluß daran 
mit einem Studium. Die Addition 
der Jahrgangsanteile zeigt aber, 
daß rein rechnerisch rd. 112% 
eines Altersjahrganges mit der Ab­
solvierung einer Berufsausbildung 
beginnen. Berücksichtigt man, daß 
etwa 4 bis 5% eines Jahrganges au­
ßer einer einjährigen vollzeitschuli­
schen Maßnahme wie z. B. Berufs­
vorbereitungsjahr keine Berufs­
ausbildung ergreifen, dann kann 
man folgern, daß etwa jeder sechste 
Jugendliche an zwei Berufsausbil­
dungen (,, Doppelqualifizierung' ') 
teilnimmt. Ferner folgt aus der Zahl 
von 112 %, daß wenn 15% eines 
Jahrganges ohne Berufsausbildung 
bleibt, dies weniger an der man­
gelnden Teilnahmechance, son­
dern an der hohen drop-out-Quote 
des Berufsbildungssystems liegt. 

Erstaunlicherweise entzündet sich 
über die drop-out-Quote des Be­
rufsbildungssystems keine große 
bildungspolitische Debatte. Am 
ehesten noch im Bereich der Hoch­
schulen, aber auch dort beklagt 
man sich mehr über die vermeint­
lich zu langen Studienzeiten als 
über die drop-out-Quote. Wenn 
man mangels verlaufsstatistischer 
Daten den Studienanfängern der 
Jahre 1975 bis 1980 die von der 
KMK berechneten Hochschulab­
solventenzahlen von 1981 bis 19864) 

gegenüberstellt, dann ergibt sich 
daraus eine Differenz von 26%, die 
man in grober Annäherung als die 
obere Grenze der drop-out-Quote 
für die Studierenden bezeichnen 
kann. In verschiedenen HIS-Stu­
dien wird eine Abbruchquote um 
20% ermittelt. 5) 

Wie hoch ist die drop-out-Quote 
der betrieblichen Ausbildung? Ge­
naue statistische Zahlen liegen 
auch für diese Berechnung nicht 
vor. Auch läßt eine Gegenüberstel­
lung der Zahl der Beginner einer 
Berufsausbildung ( = neu abge­
schlossene Ausbildungsverträge) 
mit der Zahl der bestandenen Prü­
fungen keine ausreichenden Rück­
schlüsse für den drap-out zu. Die 
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Schwierigkeiten liegen nicht an 
den Prüfungszahlen, sondern an ih­
rer mangelnden Möglichkeit, nach 
einzelnen Personengruppen zu un­
tergliedern. 

Die Prüfungszahlen umfassen nicht 
nur die Prüfungen von (regulären) 
Auszubildenden, sondern auch die 
von externen Teilnehmern bzw. 
Umschülern. Diese müssen jedoch 
genauso wie die erfolgreichen Prü­
fungen für die zweite Stufe ("Stufen­
ausbildung''), soweit bereits eine 
Prüfung für die erste Stufe erfolg­
reich abgelegt wurde, von der Ge­
samtzahl der bestandenen Prüfun­
gen abgezogen werden. Nur die so 
verbliebenen , ,Restprüfungen'' 
sind für die Gegenüberstellung mit 
den Neuabschlüssen relevant. 

Die Probleme liegen bei der exter­
nen Prüfung, die bis heute trotz 
vielfach geführter Klagen nur sehr 
unzureichend erfaßt werden. In 
längerer Zeitreihe werden sie nur 
für den !HK-Bereich ausgewiesen, 
für die Bereiche Hauswirtschaft 
und Freie Berufe liegen entspre­
chende Angaben lediglich aus den 
letzten fünf Jahren vor. Für den Be­
reich des Handwerks fehlen die 
Zahlen völlig. Die Prüfungen in an­
erkannten Ausbildungsberufen bei 
den von der Bundesanstalt für Ar­
beit geförderten Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen6) stie­
gen von lO 000 1980 auf 35 000 1989 
(vgl. Berufsbildungsbericht 1990) an. 

Ein nicht bekannter Teil dieser 
Prüfungen wird auch unter den 
Prüfungszahlen Externer im !HK­
Bereich (Anstieg von 15 000 1980 
auf 22 000 1988) erfaßt. Aus den ge­
nannten Gründen kann der drap­
out der betrieblichen Berufsausbil­
dung nur grob geschätzt werden: 

Ausbildungsbeginner 
von 1978 bis 1985 
(9 Jahrgänge) 5,900 Mio. 

Bestandene Prüfun­
gen von 1980 bis 1988 
(9 Jahrgänge) 5,600 Mio. 

abzügl. Prüfungen 
für die 2. Stufe 
(1980 bis 1988) 0,300 Mio. 

Externe Prüfungen 
insgesamt 0,250 Mio. 
davon im 
!HK-Bereich 0,160 Mio. 

Prüfungen von 
"Umschülern", die 
nicht bei externen, 
sondern bei regulä­
ren Prüfungen er-
faßt werden 0,150 Mio. 

Die von den Ausbildungsbegin­
nern der Jahrgänge 1978 bis 1985 
bestandenen Prüfungen betragen 
nach der o. g. Schätzung 4,900 Mio.; 
das entspricht einer drop-out-Quo­
te von 17 %. 
Eine Mittelwertbildung für einen 
Durchschnittsjahrgang aus den 
drop-out-Quoten verschiedener 
Bildungsbereiche ist wegen der 
"Doppelqualifizierer'' unzulässig. 
Die hohen drop-out-Quoten in den 
beiden wichtigsten Berufsbil­
dungsbereichen zeigen aber, daß 
die Berechnungen von Klemm 
eher an der unteren Grenze der 
Quote der Jugendlichen ohne Aus­
bildung liegen. Sie zeigen auch, 
daß die ausbildungsbegleitenden 
Maßnahmen Vorrang bei der Re­
duzierung der Zahl der Jugendli­
chen ohne Ausbildung .haben müs­
sen. Zu lange haben Versorgungsa­
spekte die Effizienzgesichtspunkte 
verdrängt. 

(Laszlo Alex) 

Anmerk ungen 

1) Klemm, K.: Die vergessene Generation, Bilanz 
der Ausbildungskrise, in Pädagogik 7/8 - 1989 
S. lll ff. 

2) Alex, L.: Be ruflicher Bildungsweg e ines Schul­
jahrganges, Be rufsbildung in Wissenschaft und 
Praxis, Heft 6 1980. 

3) Dabei wird im Gegensatz zur e injährigen Be­
rufsfachschule sowie zum Be rufsgrundb ildungs­
bzw. Be rufsvorbere itungsjahr unterstellt, daß 
diese Schulen e ine vollwertige Be rufsausbil­
dung vermitteln . 

4) KMK-Dokumentation 106 vom April 1989. 

5) Hochschul-Informations-Syste m: Erge bnisspie­
gel 1987 S. 175. 

6) Diese Zahle n werde n nicht gesondert in der Be­
rufsbildungsstatistik erfaßt, sondern in der Stati­
stik de r Bundesanstalt für Arbe it unter Förde­
rung der beruflichen Weiterbildung. 
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Ausbildungsvergütungen im Jahr 1989 Die Spitzenverdiener unter den 
Auszubildenden waren 1989 - wie 
auch im Jahr zuvor- im Bauhaupt­
gewerbe zu finden; die angehen­
den Maurer, Zimmerer, Straßen­
bauer, Stukkateure/innen, Fliesen-, 
Platten- und Mosaikleger linnen 
usw. bekamen durchschnittlich 
l 100 DM pro Monat. Relativ hoch 
waren auch die Ausbildungsvergü­
tungen im Bergbau: Dem künftigen 
Bergmechaniker wurden z. B. l 057 
DM monatlich gezahlt. Fast ebenso 
viel erhielten die Versicherungs-

Bei 694 DM pro Monat lag 1989 der 
Durchschnitt der tariflichen Ausbil­
dungsvergütungen in der Bundes­
republik Deutschland. Dies bedeu­
tet eine Steigerung um 3,1% ge­
genüber dem Vorjahr. Damit ent­
wickelten sich die Ausbildungsver­
gütungen etwas günstiger als die 
Tariflöhne und -gehälter, die nach 
Angaben des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung um 
durchschnittlich 2, 7 % angehoben 
wurden. 

Zu diesem Ergebnis kommt das 
Bundesinstitut für Berufsbildung in 
seiner Auswertung tariflicher Aus­
bildungsvergütungen, die jedes 
Jahr zum Stand l. Oktober durch­
geführt wird. Grundlage bilden die 
Tarifvereinbarungen zu den Alls­
bildungsvergütungen aus über 400 
Tarifbereichen der Bundesrepu­
blik. Mittels einer Zuordnung von 
Ausbildungsberufen zu Tarifberei­
chen werden derzeit für 234 Berufe 
die durchschnittlichen Ausbil­
dungsvergütungen berechnet. Es 
handelt sich um Berufe mit einer 
Besetzungszahl von mindestens 250 
Auszubildenden; insgesamt 93 % 
aller Ausbildungsverhältnisse ent­
fallen hierauf. 

Der oben genannte Vergütungs­
durchschnitt wurde auf der Basis 
der tariflichen Grundbeträge be­
rechnet. In ca. 15 % der Tarifverträ­
ge werden außerdem für Jugendli­
che ab einem bestimmten Lebens­
alter- in der Regel ab 18 Jahren­
erhöhte Ausbildungsvergütungen 
vereinbart. Bei Berücksichtigung 
dieser altersabhängigen Zuschlä­
ge ergibt sich ein um 8 DM höherer 
Vergütungsdurchschnitt von 702 
DM. Die Einbeziehung der erhöh­
ten Beträge wurde in der Auswer­
tung 1989 erstmals vorgenommen, 
und zwar angesichts des in den 
vergangenen Jahren deutlich an­
gestiegenen Alters der Auszubil­
denden - zwei Drittel sind inzwi­
schen 18 Jahre und älter. Im folgen­
den werden nun jeweils diese un­
ter Einrechnung der "Alterszu­
schläge'' ermittelten Vergütungs­
werte zugrunde gelegt. 
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Für 81 % der Jugendlichen, die 
1989 in einem der untersuchten Be­
rufe betrieblich ausgebildet wur­
den, lag der monatliche Verdienst 
zwischen 550 DM und 800 DM. We­
niger als 550 DM erhielten 8%, 
mehr als 800 DM erreichten ll % 
der Auszubildenden. Zu berück­
sichtigen ist dabei allerdings, daß 
die tariflichen Ausbildungsvergü­
tungen Bruttobeträge sind. 

Abbildung 1: 
Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen pro Monat 
in ausgewählten Berufen 1989 - in DM -

Maurer (IH / Hw) 

Bergmechaniker (IH) 

Versicherungskaufmann / frau (!H) 

Industriemechaniker /in -
Betriebstechnik (!H) 

Energieelektroniker /in -
Anlagentechnik (IH) 

Kaufmann / frau im 
Einzelhandel (IH) 

Industriekaufmann I frau (!H) 

Arzthelfer I in (FB) 

Verwaltungsfachangestellte I r (ÖD) 

Gas- und Wasserinstallateur I in (HW) 

Koch / Köchin (!H) 

Kfz-Mechaniker /in (Hw) 

Gärtner /in (Lw) 

Maler /in und Lackierer /in (Hw) 

Hauswirtschafter I in (Hausw) 

Elektroinstallateur I in (Hw) 

Bäcker /in (Hw) 

Augenoptiker I in (Hw) 

Friseur / in (Hw) 

Herrenschneider /in (Hw) - 255 

IH = Industrie und Handel 
Hw = Handwerk 
Lw = Landwirtschaft 

ÖD = Öffentlicher Dienst 
FB = Freie Berufe 
Hausw = Hauswirtschaft 

581 

579 

572 

567 

442 

l 053 

766 

762 

761 
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kaufleute mit l 053 DM (s. Abb. l). 
Den mit Abstand geringsten Ver­
dienst hatten 1989 die - meist 
weiblichen - Auszubildenden im 
Herren- und im Damenschneider­
handwerk mit 255 DM bzw. 265 DM 
pro Monat. Auch in dem von Mäd­
chen bevorzugten Friseurhand­
werk waren die Ausbildungsvergü­
tungen mit durchschnittlich 442 DM 
recht knapp bemessen. Ver­
gleichsweise niedrig waren außer­
dem die Vergütungen im Augen­
optikerhandwerk mit 460 DM. 

In Abb. l sind darüber hinaus die 
Vergütungsdurchschnitte in einer 
Reihe sehr stark besetzter Ausbil­
dungsberufe, die als "typische" 
Beispiele für das gesamte Berufs­
spektrum ausgewählt wurden, dar­
gestellt. Dabei fällt auf, daß die Be­
rufe aus Industrie und Handel 
meist im höheren Vergütungsbe­
reich über 700 DM angesiedelt 
sind, während die Handwerksbe­
rufe fast ausschließlich im niedri­
geren Vergütungsbereich unter 
700 DM vertreten sind; dies trifft 
auch auf die Gesamtheit der unter­
suchten Berufe zu. 

Bei den ermittelten berufsspezifi­
schen Ausbildungsvergütungen ist 
zu beachten, daß es sich um 
Durchschnitte über die von Lehr­
jahr zu Lehrjahr ansteigenden Ver­
gütungsbeträge handelt. Aufgrund 
des in der Bundesrepublik beste­
henden Tarifsystems unterschei­
den sich bei vielen Berufen die 
Ausbildungsvergütungen darüber 
hinaus nach Branchen und Regio­
nen, was ebenfalls in die Durch­
schnittswerte eingegangen ist. 

Bei einer Gesamtbetrachtung nach 
Ausbildungsbereichen ist festzu­
stellen, daß in Industrie und Han­
del 1989 - ebenso wie in den vor­
angegangenen Jahren - die höch­
sten Ausbildungsvergütungen ge­
zahlt wurden (siehe Abb. 2): 768 
DM betrug hier der durchschnittli­
che Monatsverdienst der Auszubil­
denden. Die Hauswirtschaft stellte 
dagegen mit 579 DM den Ausbil­
dungsbereich mit den geringsten 
Vergütungen dar; sie ist allerdings 
mit einem Auszubildendenanteil 
von weniger als einem Prozent 
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quantitativ eher unbedeutend. Re­
lativ niedrige Vergütungen sind au­
ßerdem im Handwerk - nach In­
dustrie und Handel der zweitgröß-

Abbildung 2: 

> %1 I 

te Ausbildungsbereich - zu ver­
zeichnen, hier lag der Durchschnitt 
der Ausbildungsvergütungen bei 
608 DM. 

Durchschnittliche Ausbildungsvergütungen pro Monat 
nach Ausbildungsbereichen 1989*) - in DM -

Industrie und Handel 

Öffentlicher Dienst 

Landwirtschaft 

Freie Berufe 

Handwerk 

Hauswirtschaft 

Gesamtdurchschnitte 

Grundbeträge 

< Einbeziehung der 
altersbedingten Zuschläge 

694 

702 

-
*) Für die einzelnen Ausbildungsbereiche sind die Durchschnitte unter Einbeziehung 

der altersbedingten Zuschläge ausgewiesen< 

Dieter Euler: 

Kommunikation und Computer­
unterstütztes Lernen 

Wirtschafts-, Berufs- und Sozialpäd­
agogische Texte, WBST, Hrsg. M. 
Twardy, Band 13, Düsseldorf 1989, 
Müller Botermann Verlag, Köln 

Dies sei vorausgeschickt: Proble­
me, die ganz offensichtlich erschei­
nen, Fragestellungen, die aktuell 
sind, führen denjenigen, der sich 
damit auseinandersetzt, häufig zu­
rück auf grundsätzliche Fragen, 
von denen andere vielleicht mei­
nen, sie seien längst gelöst. - So 
etwas offenbart sich dem Leser, 
wenn er sich mit der von Euler vor­
gelegten Abhandlung: "Kommuni­
kation und Computerunterstütztes 
Lernen'' beschäftigt. Scheint doch 
,,Kommunikation'' hinlänglich be­
kannt und nicht einer Klärung be­
dürftig und ist "Computerunter-

stütztes Lernen'' ganz sicher aktuell 
und klärungsbedürftig. 

Erwartungen des Lesers ... 
So vermutet man als Leser, wenn 
man den Titel liest, daß mit der Ge­
genüberstellung von "Kommunika­
tion" einerseits und "Computerun­
terstütztes Lernen' ' andererseits 
ein ideologiekritisch zu beleuch­
tendes Spannungsfeld angedeutet 
ist, daß es ggf. um den Computer 
als Lehrmaschine geht, um die 
Grenzen, die dieses Medium er­
fährt, daß untersucht wird, welche 
Möglichkeiten es für den Compu­
tereinsatz in Unterricht und Unter­
weisung gibt. 

Vorgaben des Autors ... 
Über Kommunikation zu reden, 
darüber zu schreiben, setzt Kom­
munikation voraus. Als Autor einer 
Abhandlung über Kommunikation 
sieht sich Euler in genau dieser Si­
tuation. Er kommuniziert über das 
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von ihm präsentierte Kommunikat 
- dem hier rezensierten Buch -
mit dem Leser, was er einleitend 
auch thematisiert (S. l7f.). So ist 
dann Kommunikation nicht nur zen­
traler Gegenstand der Untersu­
chung, sondern immer auch für 
den Leser ein sich beim Lesen voll­
ziehender Prozeß, auf den der Au­
tor verweist. Thematisch bietet er 
dem Leser drei Problembereiche 
an: 
(l) den Problembereich sozial-kom­
munikatives Handeln, (2) den Pro­
blembereich Wissenschaftstheorie 
und (3) den Problembereich Com­
puterunterstütztes Lehren und Ler­
nen. Genau in diese drei Teile ist 
das Buch dann auch gegliedert. 
Auch wenn sie anfänglich für den 
Leser eher nebeneinander stehen, 
zeigt sich doch bei der vertiefen­
den Lektüre der drei Problembe­
reiche, daß sie aufeinander bezo­
gen sind und ein gemeinsames 
Ganzes darstellen, welches zu ver­
stehen letztlich Voraussetzung ist, 
um als Leser die einzelnen Pro­
blembereiche vollkommen zu 
durchdringen. So ist dann das letzt­
lich als unbekannt vermutete Phä­
nomen , ,Computerunterstütztes 
Lernen'' genau dadurch geklärt, 
daß das vermutlich bekannte Phä­
nomen "Kommunikation" der Klä­
rung unterzogen wird. 

Über Kommunikation reden ... 
Autoren konstruieren in Texten 
Sinn, · d. h., sie verfolgen mit Hilfe 
von Themen und unter Verwen­
dung von Methoden im Rahmen ei­
ner Tradition bestimmte Ziele. Sie 
werben, damit ihre Texte gelesen 
werden - entscheidend und vor­
rangig-, mit dem Titel: Euler wirbt 
mit: "Kommunikation und Compu­
terunterstütztes Lernen'' , wobei es 
- wie bereits gesagt - vorerst 
nicht um das Unterrichtsmedium 
Computer geht. Zuerst ist das Buch 
für den Leser eine auf Grundsätzli­
ches zielende Abhandlung über 
Kommunikation. Läßt man sich 
hierbei auf Euler ein, vollzieht man 
seinen Gedankengang konsequent 
nach, gewinnt man als Leser eine 
Anschauung über Kommunikation, 
so daß das Buch für den Leser zu 
einer Antwort auf Fragen, die er 
erwartet, werden kann. 
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... und Kommunikation (re-)kon­
struieren 
Der Leser rekonstruiert den Sinn 
des Textes, wobei er der eigentlich 
Mächtige ist , da er abschließend 
festlegt, was der Autor meint. Bü­
cher sind i. d. S. als Medium (Kom­
munikate) der Kommunikation zwi­
schen Autor und Leser zu begrei­
fen, was den Autor in die Situation 
bringt, den unbekannten Leser 
beim Schreiben mitzudenken. So 
werden Bücher zu Prozeßbeschrei­
bungen. Der Autor bietet Informa­
tionen an, legt - ganz i. S. einer 
wissenschaftlichen Tradition 
dar, wie er sie erzielt. Lesen ist 
dann die Rekonstruktion von Inten­
tion, Thematik und Methodik des 
Autors. Es ist dann niemals nur Re­
produktion von Teilen, sondern i. S. 
Gedamers Produktion eines Gan­
zen. So ist auch Eulers Einleitung zu 
verstehen: "Es ändert sich alles, al­
les verändert sich'' (S. 22). Dieses 
Zitat von Julio Numhauser und Mer­
cedes Sosa ist das Motto, welches 
der Verfasser dem Problembe­
reich sozial-kommunikatives Han­
deln vorausstellt Sich auf Eulers 
Argumentationsgang einzulassen 
bedeutet i. S. Eulers, daß man in 
eine Kommunikation tritt. Hierbei 
sieht sich Euler selbst in einem 
kommunikativen Prozeß mit der 
Fachliteratur eingebunden: Kom­
munikation geschieht allgegenwär­
tig bei der Erstellung und darüber 
hinaus bei der Rezension des Bu­
ches. Der Prozeß der Kommunika­
tion verändert stetig die theoreti­
sche Vorstellung über Kommunika­
tion, die - ganz i. S. Apels - ein 
pragmatisches Phänomen ist, wel­
ches bei seiner eigenen Klärung 
vorausgesetzt werden muß. Kom­
munikation ist eine Form von Han­
deln, und zwar koordiniertes Han­
deln von zwei und mehr Aktoren. 

Die Teile ... 
Sozial-kommunikatives Handeln ist 
somit sowohl die Reflexion von 
Kommunikation, einschließlich der 
Selbstreflexion von wissenschaft­
lichem Handeln, als auch prakti­
sches Handeln, beispielsweise in 
der Unterrichtswirklichkeit Eulers 
Ausführungen zum sozial-kommuni­
kativen Handeln sind somit unter­
suchungsmethodisch eine Klam-
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mer zwischen den Problemberei­
chen Wissenschaftstheorie und 
Computerunterstütztes Lehren und 
Lernen. Eine thematische Präzisie­
rung erfährt Kommunikation durch 
eme systemtheoretische Ausle­
gung (S. 40f.), als koordiniertes Han­
deln von Aktoren. Der Verfasser 
geht dabei davon aus, daß Kommu­
nikation immer im Erlebnisvollzug 
zu Erfahrungen führt , die sich in 
subjektiven Erfahrungsstrukturen 
(S. 51) niederschlagen. Kommunika­
tion determiniert Erfahrungsstruk­
turen und wird durch diese deter­
miniert, und zwar in einem koordi­
nierten Prozeß, der "als eine Ereig­
nisfolge wechselseitiger Äußerun­
gen und Interpretationen'' (S. 97) 
verstanden werden kann. 

Eine weitere thematische Präzisie­
rung wird über eine lernzieltheore­
tische Erörterung sozial-kommuni­
kativen Handelns (zusammenfas­
send: S. 148 ff.) erreicht. Euler ent­
wickelt ein Zielklassensystem, bei 
dem davon ausgegangen wird, daß 
sich jedes sozial-kommunikative 
Lehr- / Lernziel durch drei Kompo­
nenten: Inhalt, Verhalten und Situa­
tion, bestimmen läßt. So entsteht 
ein dreidimensionales Kontinuum, 
bei dem der Koordinationsgrad so­
zial-kommunikativen Handelns zu 
folgender taxonomischen Gliede­
rung der Verhaltenskomponente 
führt: 
(1) Dialogfähigkeit 
(1.1) Artikulationsfähigkeit 
(l . l.l) Kontaktfähigkeit 
(1 .1. 2) Ausdrucksfähigkeit 
( l . l . 3) Rückspiegelungsfähigkeit 
( l. 2) Interpretationsfähigkeit 
(1 .2. 1) Fähigkeit zur Sachinterpre-

tation 
(1.2.2) Fähigkeit zur Absichtsinter­

pretation 
(1.2.3) Fähigkeit zur Wirkungs-

interpretation 
(2) Kooperationsfähigkeit 
(2.1) Konfliktfähigkeit 
(2.1 .1) Explorationsfähigkeit 
(2 .1.2) Toleranzfähigkeit 
(2 .1.3) Fähigkeit zur Identitätsein-

bringung 
(2.1.4) Begründungsfähigkeit 
(2. 2) Konsensfähigkeit 
(2 .2.1) Akzeptanzfähigkeit 
(2.2.2) Meta-Kommunikationsfähig­

keit 
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(2.2.3) Kompromißfähigkeit 
(3) Solidaritätsfähigkeit 
(3.1) Partizipationsfähigkeit 
(3.2) Sozialverantwortungsfähig-

keit 

Diese Verhaltensklassen sind auf 
Situationen zu beziehen, in denen 
Kommunikation stattfindet, wobei 
diese Situationen nach dem Anony­
mitätsgrad in eine Rangfolge ge­
bracht werden können (von "inten­
sive emotionale Beziehung'' bis 
, ,instrumentale Anonymitätsbezie­
hung''). 

Der Inhalt wird von Euler nach 
dem Objektivierungsgrad in die 
Merkmale "subjektive Welt" (Ge­
fühle, Emotionen etc.), "intersub­
jektive Welt'' (Beziehungen etc.) 
und "objektive Welt" (Sachverhal­
te) unterteilt. 

Als Ergebnis des ersten Teils er­
gibt sich somit eine Lehr-/Lernziel­
matrix in Form eines geordneten 
Systems von Dispositionen, die für 
jede denkbare Lebenssituation 
herangezogen werden kann (Euler 
illustriert dies am Beispiel "Ar­
beitssituation'' auf S. 150 sehr an­
schaulich!). 

Die Gedanken des Verfassers zur 
sozial-kommunikativen Kompetenz 
haben auch untersuchungsmetho­
dische Konsequenzen. Bezieht man 
sie auf sich selbst, so führt dies zur 
Wissenschaftstheorie, dem zweiten 
Teil der Untersuchung: Die Theo­
rie der Kommunikation wird zu ei­
ner Metatheorie transzendiert. Die 
selbstreferentielle Betrachtung von 
Kommunikation durch Euler (als 
Folge des systemtheoretischen An­
satzes von Kommunikation als Han­
deln im ersten Problembereich, 
u. a. S. 40) innerhalb dieses zweiten 
Untersuchungsteils, der Wissen­
schaftstheorie, erhebt diesen me­
thodologischen Problembereich zu 
einer Basisbetrachtung. Euler be­
gründet in ihm die normenlogi­
schen und kommunikationstheore­
tischen Voraussetzungen, die es 
ermöglichen, Handlungsanweisun­
gen für die und in Kooperation mit 
der Praxis zu formulieren. Daher 
ist dieser Problembereich Wissen­
schaftstheorie gleichzeitig auch 
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eine Klammer zwischen den kam­
munikationstheoretischen Überle­
gungen im ersten Problembereich 
und der praktischen Umsetzung im 
dritten Teil. Euler stellt die Betrach­
tung als Vertreter der neo-normati­
ven Position der Neuen Kölner 
Wirtschafts- und Sozialpädagogik 
in Anlehnung an Umberto Eco un­
ter das Motto, daß Wissenschaft 
, ,nicht nur darin besteht, zu wissen, 
was man tun muß oder kann, son­
dern auch, was man könnte, aber 
lieber nicht tun sollte'' (S. 151). Euler 
erarbeitet thematisch die Kommu­
nikation zwischen Wissenschaft 
und Praxis, bei der es um die Ent­
wicklung und Erprobung von Lö­
sungsentwürfen für praktische Pro­
bleme geht (vgl. u. a. S. 205). Diese 
Klärung schafft wiederum untersu­
chungsmethodisch die Grundla­
gen für die Bearbeitung von Pro­
blemen, wie dies das ,,Computer­
unterstützte Lehren und Lernen'' 
darstellt. 

Bei der Erarbeitung des Problem­
bereichs Computerunterstütztes 
Lehren und Lernen betrachtet Eu­
ler thematisch den Computer als 
Medium (S. 235). Es ist kein Selbst­
zweck, sondern im Rahmen eines 
didaktischen Gesamtdesigns Mit­
tel. Ganz i. S. seiner normenlogi­
schen Analyse im Teil Wissen­
schaftstheorie (S. 186 ff.) fordert Eu­
ler daher, den Einsatz des Compu­
ters über die Ziele zu begründen, 
die erreicht werden sollen. In die­
sem Kontext steht auch das an We­
niger angelehnte Motto dieses Un­
tersuchungsteils: "Die Entschei­
dung über die anzuwendende Me­
thode muß mehr enthalten als die 
Feststellung ihrer Zweckmäßigkeit. 
Man entscheidet immer zugleich 
über ihre geistigen Hintergrün­
de . .. '' (S. 219). Euler begnügt sich 
daher nicht mit der oberflächli­
chen Analyse der Wirkung von 
computerunterstütztem Lernen hin­
sichtlich einer Realisierung von 
möglichen sozial-kommunikativen 
Lehr- / Lernzielen. Vielmehr nimmt 
er diese Erörterung auf der Grund­
lage einer didaktischen Konzeption 
vor, in der didaktisches Handeln 
"als aufeinanderbezogenes, zielge­
richtetes Lehren und Lernen, als 
Prozeß der Handlungskoordination 

im Kontext der situativ wirksamen 
Erfahrungsstrukturen der Lehren­
den und Lernenden" (S. 220) ver­
standen wird. Hierbei wird vom 
Verfasser sowohl eine detaillierte 
Aufarbeitung der Fachliteratur als 
auch eine grundlegende Kritik an 
den Möglichkeiten und Unmöglich­
keiten der Kommunikationsförde­
rung durch das Medium Computer 
vorgenommen. Dabei greift Euler 
auf eigene Forschungsarbeiten zu­
rück, die dem gerade am Problem­
bereich Computerunterstütztes 
Lehren und Lernen interessierten 
Leser zugute kommen. 

Untersuchungsmethodisch gese­
hen ist dieser Teil eine evaluative 
Klammer zwischen den beiden 
vorausgehenden Teilen. Sie hat da­
bei eher exemplarische Funktion 
für die Bearbeitung des Komplexes 
Kommunikation, was sich nicht zu­
letzt darin zeigt, daß eine Vielzahl 
von Informationen nebenher in 
Fußnoten mitgeliefert werden (z. B. 
Fußnoten 7 ff., S. 238 ff.). 

. . . und das Ganze 
Hiermit schließt sich in gew1sser 
Weise ein Kreis. Der letzte Teillebt 
- wie auch die anderen - aus der 
konzeptionellen Strenge des Ge­
samtansatzes. Es zeigt sich, daß 
eine Analyse genau dann so weit­
reichend sein kann, wie hier vorge­
führt, wenn sie auf einem dezidier­
ten und auf grundsätzliche Klärung 
ausgerichteten Fundament steht. 

Am Schluß des Buches fragt sich 
der durchaus begeisterte Rezen­
sent, der viele Kapitel mehrfach in­
teressiert und i. S. des ersten Mot­
tos "Es ändert sich, alles verändert 
sich'' mit immer neuen Ideen und 
Überlegungen gelesen hat, von 
welcher Absicht die Wahl des Ti­
tels bestimmt war! Warum heißt 
dieses Buch nicht "Wissenschafts­
theorie, Kommunikation, Computer­
unterstütztes Lernen"? Vielleicht 
war der Partner des Autors da eher 
ein Stratege, wollte den Leser nicht 
erschrecken. Nun, den Leser, der 
die Erwartung hat, neben den heu­
te im Überfluß vorhandenen Bü­
chern rund um den Computer ein 
weiteres, schnell zu überlesendes 
gar auf Rezepte angelegtes Buch 
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vorzufinden, wird Euler trotz des 
Titels erschrecken. Einer vermeint­
lichen, quantitativen Erwartung 
steht hier eine qualitative Erörte­
rung gegenüber, die für Pädago­
gen: Forscher wie Praktiker eine 
Quelle für fundierte Ideen und Ge­
danken sein kann. Euler präsen­
tiert eine sehr fundierte und in die­
ser Form neue Betrachtung von 
Kommunikation, eine in der Tat di­
daktisch-kommunikativ orientierte 
Aufarbeitung von computerunter­
stütztem Lehren und Lernen und 
einen pragmatisch-kommunikati­
ven Entwurf von Wissenschaft. Der 
gelungene Versuch, nicht einfach 
Teile nebeneinander aufzubauen, 
bedeutet dabei, daß der Leser ge­
zwungen ist, den Dialog mit dem 
Verfasser zu suchen. Man kann 
dieses Buch nicht konsumieren, 
man muß mit ihm arbeiten. 

(Peter F. E. Sloane) 

Martin Kröll: 

Lehr-Lernplanung 
Grenzen und Möglichkeiten 

Köln 1989, 611 Seiten. 68,- DM 

Ausgehend von der Prämisse, der 
tatsächlich erzielbare Lernerfolg 
hänge nicht zuletzt von der Intensi­
tät und der Qualität der antizipati­
ven Unterrichtsplanung ab, dann 
kann durch eine Verbesserung der 
Planungsstrategien nicht nur das 
subjektive Erfolgserlebnis des 
Lehrenden, sondern auch das ob­
jektiv nachprüfbare Lernergebnis 
bei den Lernenden positiv beein­
flußt werden. 

Die Interdependenz und Kausalität 
von Unterrichtsplanung und Unter­
richtsdurchführungstand und steht 
immer wieder im Zentrum wissen­
schaftlicher Untersuchungen und 
praxisorientierter Beiträge zur Un­
terrichtsgestaltung. Bei den erste­
ren führen inhärente Wissen­
schaftsverständnisse zu unter­
schiedlichen Planungsansätzen, 
bei letzteren werden konkrete, auf 
Erfahrungswerten basierende 
Handlungsanweisungen für be­
stimmte Unterrichtssituationen kon­
zipiert und als Handlungsoptionen 
konstituiert. 
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Der Anspruch, unter dem die vor­
liegende Veröffentlichung von 
Herrn MARTIN KRÖLL angetreten 
ist, eine Zusammenfassung, Inter­
pretation und Integration der exi­
stierenden wissenschaftstheoreti­
schen Erklärungsansätze zur Pla­
nungsproblematik mit dem Ziel der 
Entwicklung einer subjektiven 
Lehr-Lerntheorie für den Lehren­
den zu leisten, ist - nicht zuletzt 
aufgrund der Stoffhülle und der 
damit verbundenen Anforderun­
gen an die Strukturierungsfähig­
keit und die Stringenz der Gedan­
kenführung - als sehr hoch einzu­
stufen; dieser wird jedoch, be­
trachtet man den sachlogischen 
Aufbau der Ausführungen und die 
erzielte sprachliche Klarheit, die 
darüber hinaus durch hervorra­
gende graphische Abbildungen 
ergänzt und erweitert werden, 
durch den Autor in einer beein­
druckenden Weise eingelöst. 

Als erkenntnisleitende Elemente, 
auf denen sich der komplexe sub­
jektive Planungsprozeß - quasi 
auf einer Metaebene - spiegelt, 
werden in Kap. II unterschiedliche 
Wissenschaftsverständnisse und in 
Kap. III -als Gegenpol- die Er­
ziehungswirklichkeit thematisiert 
und auf ihre Relevanz für die Lehr­
Lernplanung hin untersucht. Eine 
weitere Facette der Arbeit bildet 
das Beziehungsgefüge der beiden, 
vielfach als unüberbrückbare Ge­
gensätze postulierten Erkenntnis­
felder, Praxis und Wissenschaft, in 
Kap. IV. Als letzter Baustein für ei­
nen eigenständigen Planungsan­
satz werden in Kap. V Theorien zur 
Voraussage vorgestellt. 

Das von Herrn Kröll entwickelte 
Planungskonzept in Kap. VI, das 
auf der subjektiven Lehr-Lerntheo­
rie der Lehrenden basiert, enthält 
zwei essentielle Modellaussagen: 
- Planung wird als ein permanen-

ter, sowohl antizipativer als auch 
unterrichtsbegleitender Prozeß, 
der durch die Unterrichtsnach­
bereitung reflexiv abgeschlos­
sen wird, begriffen. 

- Planungsprozesse werden als 
sequentielle Abläufe definiert, 
bei denen der Lehrende - ent­
sprechend seinen individuellen 
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Fähigkeiten und Neigungen -
eine Selektion aus der Vielzahl 
möglicher Planungsalternativen 
trifft und treffen muß, da er nicht · 
alle Komponenten des mehrdi­
mensionalen didaktischen Fel­
des gleichzeitig berücksichtigen 
kann. 

Die von Herrn Kröll klar herausge­
arbeitete Erkenntnis, die Komplexi­
tät der existierenden Unterrichts­
planungsmodelle sei für den An­
fänger, der am Anfang seiner Be­
rufspraxis lediglich über rudimen­
täre Handlungsmuster verfügt, und 
daher lediglich zur Berücksichti­
gung einiger weniger Parameter in 
der Lage ist, eher ein Hindernis 
denn eine Hilfe, stellt eine wichtige 
Anregung zur Bewältigung der Pro­
bleme bei der Lehrerausbildung 
dar. Das stufenweise, aus unter­
schiedlichen Planungselementen 
baukastenförmig aufgebaute -Pla­
nungsmodell zur Unterrichtsgestal­
tung bietet für die individuellen 
Fragestellungen von Berufsanfän­
gern und erfahrenen Praktikern 
gezielte Hilfestellungen, weil es 
dem Lehrenden überlassen bleibt, 
diejenigen Komponenten des Pla­
nungsmodells auszuwählen, die er 
entsprechend seiner jeweiligen 
Unterrichtspraxis und seiner spezi­
fischen Fähigkeitenstruktur im Un­
terrichtsverlauf zu integrieren 
vermag. 

Infolge der vorgenommenen Diffe­
renzierung und der damit erzielten 
Flexibilität der Planungskonzeption 
eignet sich das vorliegende Buch 
einerseits für den Praktiker im 
Lehrberuf, andererseits für den 
Wissenschaftler als Bestandsauf­
nahme derzeitigen Wissensstan­
des und gleichzeitiger Ansatzpunkt 
für weitere Forschungsaktivitäten, 
die von Herrn Kröll an mehreren 
Stellen herausgearbeitet werden. 
Damit bietet diese umfassende Ar­
beit eine Breite des Erwartungs­
spektrums, die relativ selten bei 
vergleichbaren Veröffentlichungen 
anzutreffen ist. 

(Brigitte Bauer) 
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Volker Thomas 
unter Mitarbeit von Albert Schlag: 

. Perspektiven kaufmännisch­
verwaltender Berufsbildung 
Schriftenreihe Arbeits- und 
Sozialforschung des Forschungs­
institutes der Friedrich-Ebert­
Stiftung 

Band 1, herausgegeben von Ursula 
Mehrländer. J. H. W. Dietz Nachf. 
GmbH, Bonn 1989. 
ISBN 3-8012-4002-9 

Was verbirgt sich hinter diesem all­
gemein gehaltenen Titel? Lassen 
wir den Autor sich hierzu am be­
sten selbst äußern. Nach ihm hat 
die Veröffentlichung zum Gegen­
stand den , ,Gesamtzusammenhang 
von sich verändernden Arbeitsan­
forderungen, Arbeitspolitik, markt­
ökonomischen Bedingungen und 
geschäftspolitischen Strategien, 
subjektiven Ansprüchen von Be­
schäftigten und Auszubildenden an 
Arbeit und Ausbildung, Ausbil­
dungsgestaltung und Neuord­
nungspolitik im kaufmännisch-ver­
waltenden Bereich'' (S. 23). Es han­
delt sich somit um ein komplexes, 
anspruchsvolles Thema. 

Zugrunde liegt dem em For­
schungsauftrag des DGB an die 
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Kon­
sequenzen der Veränderungen 
kaufmännisch-verwaltender Arbeit 
für berufsbildungspolitische Per­
spektiven zu untersuchen. Handelt 
es sich aber dabei nun um eine 
Weiterentwicklung des Diskus­
sions- und Arbeitspapiers des DGB 
"Zur Neuordnung der Ausbildung 
im kaufmännisch und verwalten­
den Bereich'', an das der Autor an­
knüpft, oder um einen Neuansatz? 

Dieses Papier hatte sich als ein 
überlastig auf bildungspolitischen 
Forderungen aufgebautes, aber 
mangels ausreichenden Realitäts­
bezugs ziemlich lebensfremdes 
Gedankengebilde herausgestellt. 
Mit dem nun gewählten Ausgangs­
punkt der empirischen Sozialfor­
schung, deren Ergebnisse zu ganz 
neuen Schlußfolgerungen führen, 
scheint eher ein Bruch mit dem 
1981 veröffentlichten Gewerk-
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Schaftspapier vollzogen. Die Tatsa­
che, daß der Autor in seinen Aus­
führungen auch kaum hierauf Be­
zug nimmt, scheint dies zu bestäti­
gen. Zur Erarbeitung nun der 
bisher weitgehend fehlenden em­
pirischen Grundlagen und, daraus 
abgeleitet, eines berufsbildungs­
theoretischen Fundamentes für 
eine arbeitnehmerorientierte Neu­
konzeption der kaufmännischen 
und verwaltenden Berufe, leistet 
der Verfasser einen beachtenswer­
ten Beitrag. 

Dabei wäre es falsch anzunehmen, 
Thomas ' Buch böte nur für die Ar­
beitnehmerseite interessante Infor­
mationen. Zum einen werden Ent­
wicklungen analysiert. Hier stehen 
objektive Faktoren jenseits der 
Meinungen der am Arbeitsprozeß 
Beteiligten und ihrer Interessen­
standpunkte im Vordergrund. Zum 
andern kann auch dem Arbeitge­
ber nicht gleichgültig sein, wie 
kaufmännische und Verwaltungs­
angestellte ihre Arbeit sehen und 
erleben und welche Ansprüche sie 
an sie stellen. Dies gilt insbesonde­
re in Anbetracht der Tendenz zur 
Dezentralisierung von Verantwor­
tung und Entscheidungsfindung. 
Schließlich erkennt man unschwer 
in den Ausführungen von Volker 
Thomas das Streben nach Objekti­
vität, das u. a. vieles zutage fördert, 
an dem auch die Gewerkschaften 
zu schlucken haben dürften. 

Was charakterisiert Thomas' Werk 
außer der bereits erwähnten Poin­
tierung der Arbeitnehmerperspek­
tive? 

Es ist zunächst die Tatsache, daß es 
sich bei ihm um eine umfassende 
und zugleich differenzierende Un­
tersuchung der Berufe des Berufs­
feldes Wirtschaft und Verwaltung 
handelt. Sie unterscheidet sich 
wohltuend von den üblichen einzel­
beruflichen bzw. undifferenzierten 
Darstellungen von allgemeinen 
Fragen kaufmännischer oder ver­
waltender Berufe, wobei es bei die­
sen sicher häufig zu vorschnellen 
Generalisierungen gekommen ist. 

Wie interessant z. B. zu erfahren, 
daß die vielzitierte Reintegration 

von Hilfsfunktionen in die kaufmän­
nische Sachbearbeitung ein bisher 
sehr partieller und begrenzter Pro­
zeß ist, also keineswegs eine um­
fassende und funktionsübergrei­
fende Enwicklung, wie vielfach un­
terstellt. Interessant ferner, wie 
sehr sich die Nutzungskonzepte 
des EDV-Einsatzes in den verschie­
denen Wirtschaftszweigen unter­
scheiden. 

In der Gegenüberstellung wird 
wieder einmal die außerordentli­
che Vielfalt und Heterogenität von 
Aufgaben, Arbeitsbedingungen 
und beruflichen Anforderungen im 
Berufsfeld Wirtschaft und Verwal­
tung deutlich. Das gilt sowohl im 
Verhältnis zwischen den Berufen 
als auch Funktionen. Hieran hat 
auch die Informationsverarbeitung 
nichts geändert, die u. a . dank ih­
rer Bausteinstruktur und Speicher­
programmierung ein erhebliches 
organisatorisches Flexibilitätspo­
tential aufweist und daher den je­
weiligen Gegebenheiten angepaßt 
werden kann. 

Dies leitet über zu einem weiteren 
bestimmenden Gedanken des Ver­
fassers. Thomas setzt sich explizit 
ab von dem herkömmlichen Bild 
der Anpassungsqualifizierung, d . h. 
von der Zielsetzung, die Berufsbil­
dung auf Qualifikationsanforderun­
gen auszurichten, die sich aus 
der vorliegenden Aufgabenstruk­
tur und absehbaren Veränderun­
gen ergeben. Er stellt dem den er­
weiterten, subjektbezogenen Qua­
lifikationsbegriff entgegen, der be­
rufliche Bildung generell als die 
Befähigung versteht, auf die Her­
ausforderungen des Arbeitslebens 
zu antworten. Dies beinhaltet nicht 
nur aktive und passive Anpas­
sungsfähigkeit an veränderte An­
forderungen , sondern auch die Fä­
higkeit , die eigene Position im kom­
plexen Spannungsfeld der Kräfte 
im Betriebe zu verstehen, Ansprü­
che an die Qualität der Arbeit zu 
formulieren, Gestaltungsspielräu­
me und -möglichkeiten zu erken­
nen und Aufgaben und Abläufe 
selbst (mit-)zugestalten. 

Von zentraler Bedeutung in Volker 
Thomas' "Perspektiven" sind fer-
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ner seine Strukturtypen kaufmän­
nisch-verwaltender Arbeit. Unter­
scheidungskriterium ist der kauf­
männisch-verwaltende Sinnbezug. 
Bezogen auf den kaufmännischen 
Bereich gibt es dementsprechend 
bei Erfüllung dieses Kriteriums 
den Grundtyp der - in der Termi­
nologie des Autors - "kaufmänni­
schen Funktion'' mit eigentlichen 
kaufmännischen Aufgabeninhal­
ten, bei fehlendem Sinnbezug den 
der am Verfahrensprozeß orien­
tierten "kaufmännischen Tätig­
keit''. Kaufmännische Funktionen 
werden als das wesentliche sub­
stantiellere und beständigere Bil­
dungselement angesehen. Für die 
kaufmännische Ausbildung wird 
die Forderung erhoben, Verfah­
renskenntnisse nicht vom kaufmän­
nischen Sachinhalt isoliert zu ver­
mitteln. Dies ist u. a. von weitrei­
chender Konsequenz für das im­
mer wichtiger werdende Gebiet 
der Informationsverarbeitung, der­
gestalt, hierauf bezogene Kenntnis­
se, Fertigkeiten und Fähigkeiten 
grundsätzlich in kaufmännische In­
halte zu integrieren. 

Letztlich sei noch die abschließen­
de Kategorisierung kaufmännisch­
verwaltender Berufsausbildungsin­
halte im weitesten Sinne hervorge­
hoben, in die die Ausführungen 
des Autors münden. Überschrie­
ben ist dieser Abschnitt mit "Grund­
elemente kaufmännisch-verwalten­
der Ausbildung und Überlegun­
gen zu einer grundbildungsorien­
tierten Neukomposition mit erwei­
terten Berufsbezügen' '. Wenn auch 
hier eine Weiterentwicklung denk­
bar ist, so bedeutet doch eine sol­
che Systematisierung weit mehr als 
ein Ordnen von Bildungsinhalten, 
sie ist ein Weg, an das Wesen der 
Dinge heranzukommen, und damit 
ein Stück Aufarbeitung der Theo­
riedefizite der Berufsbildungsfor­
schung. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, 
dies ist keine Lektüre für den eili­
gen Leser. Themen- und niveaube­
dingt verlangt sie vom Leser ein 
gewisses Maß an Zeit, Konzentra­
tion und Versenkung. Nicht diago­
nales Lesen ist gefragt, sondern 
zeitweiliges Einhalten, Nachden-
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ken und ggf. auch zurücksetzen. 
Die Schätze liegen hier zum Teil un­
ter der Oberfläche und nötigen 
ihm geistige Schürfarbeit ab, loh­
nen aber seine Mühe durch ei­
nen entsprechenden Erkenntnis­
gewinn. 

Soweit so gut. Gibt es auch Gründe 
zur Kritik? - Dies bleibt i. a . wie 
auch hier nicht aus. Sie liegen ein­
mal in der recht engen empiri­
schen Basis in Form von sehr weni­
gen Fallstudien (pro Beruf eine bis 
zwei), die der Autor jedoch in wis­
senschaftlicher Redlichkeit einge­
hend darlegt. Da wird dann über­
dies offenbar, daß Klein- und Mit­
telbetriebe aus der Betrachtung 
ausgeklammert bleiben. Das glei­
che gilt für einige Berufe des Be­
rufsfeldes Wirtschaft und Verwal­
tung. Das geht natürlich auf Kosten 
der Allgemeingültigkeit bzw. Vali­
dität der Aussagen. Macht man 
sich die Breite des betrachteten 
Spektrums und die Vielschichtig­
keit der untersuchten Probleme 
bewußt, so mag man eher Ver­
ständnis für Begrenzungen aufbrin­
gen. Dann vermißt man immer 
noch einen Hinweis auf eine ent­
sprechende Vormerkung für eine 
Ergänzung der Untersuchung die­
ser auch für die kaufmännische 
Ausbildung so wichtigen Betriebs­
größenklassen und der fehlenden 
Berufe. Ebenso wird die schulische 
Seite abgekoppelt. Dabei haben 
wir ein duales System. Darin spielt 
die Schule keineswegs eine Ne­
benrolle. Deswegen hätte eine 
grundsätzliche Auseinanderset­
zung mit Fragen der Neukonzep­
tion kaufmännisch-verwaltender 
Berufsausbildung der Einbezie­
hung des Berufsschulunterrichts 
bedurft. 

Allerdings kann man dem Autor 
nicht entgegenhalten, daß er nicht 
einhält, was er im Titel ankündigt. 
Mit der Formulierung "Perspekti­
ven kaufmännisch-verwaltender 
Berufsbildung'' hat er sich einen 
entsprechenden Spielraum ge­
schaffen. 

(Gerd Alschner) 

REZENSIONEN 

Wolfgang Fix 

Juniorenflrmen: ein innovatives 
Konzept zur Förderung von 
Schlüsselqualifikationen 

Band 29 der Schriftenreihe "Aus­
bildung - Fortbildung - Personal­
entwicklung", hrsg. von Joachim 
Münch, begründet von Alfons Dör­
schel, Erich Schmidt Verlag, Berlin, 
Bielefeld, München 1989, 160 Sei­
ten 

Neue Qualifikationsanforderungen 
an Mitarbeiter in kaufmännischen 
Berufen, u . a. bedingt durch den 
Einsatz neuer Technologien und 
Veränderungen in den verschie­
densten Tätigkeitsbereichen, kön­
nen nicht allein durch Weiterbil­
dungsmaßnahmen aufgefangen 
und berücksichtigt werden, son­
dern erfordern schon eine entspre­
chende Anpassung der berufli­
chen Ausbildung. Zur Vermittlung 
der benötigten Handlungskompe­
tenz am späteren Arbeitsplatz 
reicht jedoch die Aufnahme zusätz­
licher und neuer Inhalt nicht aus. 
Es bedarf vor allem methodischer 
Neuorientierungen, die inzwischen 
in unterschiedlicher Weise in der 
betrieblichen und auch schuli­
schen Ausbildung erprobt und ein­
gesetzt werden. 

Nachdem in den vergangenen Jah­
ren im Rahmen eines Modellver­
suchs verschiedene Unternehmun­
gen die Juniorenfirma als ein Me­
thodenkonzept für die kaufmänni­
sche Ausbildung entwickelt und 
überprüft haben, gibt Fix in dem 
vorliegenden Buch einen Über­
blick über Verlauf und Ergebnisse 
des Modellversuchs unter Einbe­
ziehung der Informationen über Ju­
niorenfirmen, die nicht an dem 
Versuch beteilgt waren (hier sei 
insbesondere auf die einzige an ei­
ner Schule existierende Junioren­
firma verwiesen) und erleichtert 
damit nicht nur jedem theoretisch 
Interessierten die Information über 
diese Methode, ihre Gestaltungs­
und Einsatzmöglichkeiten und ihre 
Grenzen, sondern gibt auch dem 
Praktiker wertvolle Hinweise für 
die Planung und Entwicklung wei­
terer Juniorenfirmen. 
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REZENSIONEN 

Im ersten Kapitel werden zunächst 
in kurzer, aber umfassender Form 
die Veränderungen der Anforde­
rungen erfaßt, die das Produk­
tionssystem an die Qualifikation 
des einzelnen stellt, sowie Ansätze 
aus dem Bildungsbereich skizziert, 
die diesen in besonderer Weise 
entgegenkommen und die Vermitt­
lung der Qualifikationen fördern 
und unterstützen können. Insbeson­
dere wird hier durch den Rückgriff 
auf den Leitsatz des "Learning by 
doing'' und die folgende methodi­
sche Entwicklung (Projektmetho­
de, Reformpädagogik, Leittextme­
thode, psychologische Handlungs­
theorie, Junior Achievement) das 
Konzept der Juniorenfirma prak-
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forschung 
Bodenseestraße 5 
8000 München 60 

Kurt Kielwein 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Friesdorfer Straße 152 
5300 Bonn 2 

Marie-Luise Langenbach 
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tisch und theoretisch fundiert ab­
geleitet. 

Die Vorstellung der unterschied­
lichen Ausprägungen dieses Kon­
zeptes bei den zugrunde gelegten 
Firmen erfolgt anband der funktio­
nalen Struktur einer Unterneh­
mung, die auch bei der Organi­
sation der Juniorenfirmen vor­
herrscht, und beinhaltet neben der 
Darstellung auch die Begründung 
für Gestaltungsalternativen sowie 
Möglichkeiten und Grenzen des 
Modells. 

Die sich aus dem Modellversuch 
ergebenden Konsequenzen für die 
Gestaltung einer Juniorenfirma 

Doris Löwisch 
Sachsenwaldstraße 17 
2071 Kuddewörde 

Barbara Meifort 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 

Angelika Nicol 
Prof. Dr. Rolf Oberliesen 
Universität Harnburg 
Fachbereich Erziehungswissen­
schaft 
Von-Melle-Park 8 
2000 Harnburg 13 

sind übersichtlich und vor allem 
sehr praxisorientiert als Rahmen­
bedingungen zusammengestellt 
und können als Informations- und 
Planungshilfen bei der Konzipie­
rung e iner Juniorenfirma hinzuge­
zogen werden. Unterstützt wird 
diese Funktion des Buches noch 
durch kurze Wertungen einiger 
Auszubildenden über ihre eigene 
Juniorenfirma sowie durch Firmen­
porträts und weitere Informationen 
zu den entsprechenden Ausbil­
dungsbetrieben bzw. -institutionen 
mit Ansprechpartnern. 

(Anna Stexkes) 

Prof. Dr. Wolfgang Rudolph 
Zentralinstitut für Berufsbildung 
der DDR 
Reinhold-Huhn-Straße 5 
1080 Berlin 

Kurt Vossen 
Bayer AG 
PS-BW, Berufsausbildung techn. 
Gebäude C 202 
5090 Leverkusen, Bayerwerk 

Das europäische Dokumentationszentrum für die Berufsausbildung ICODOC / CIDOC (belgisches Mit­
glied im Informationsnetz des CEDEFOP) hat Ende 1989 ein Dossier "Forschung im Bereich der Berufs­
ausbildung in Flandern-Belgien'' erstellt. Die Dokumentation liegt in französischer Sprache vor. 
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ICODOC / CIDOC will dieses Dossier in den europäischen Zentren der Berufsbildungsforschung ver­
breiten, um die Kooperation zwischen belgiseben und anderen europäischen Forschungszentren mit Pro­
jekten gleicher Themenstellung zu fördern. 

Das Dossier enthält Informationen über rund zwanzig belgisehe Forschungszentren mit Projektbeschrei­
bungen (Ziel, Inhalt, Methode, Forschungsdauer, Adressen) aus dem Forschungsfeld "Berufsbildung". 
Interessierte Institutionen können das Dossier auf Anfrage bei folgender Adresse kostenlos beziehen: 

VDAB 
ICODOC 
Frederik Geers 
Keizerslaan ll 

B-1000 Brüssel 

BWP 3/ 90 



Bundesinstitut für Berufsbildung 

Wolf-Dieter Gewande 
unter Mitarbeit von Ulrich Gomolla 

Integration der Übersiedler 
aus der DDR 
Anerkennung von Übersiedlerzeugnissen 
Beschreibung von DDR-Facharbeiterberufen 
Empfehlungen für die Gleichstellung mit Ausbildungsberufen 

1990, 624 Seiten, 25,- DM 
ISBN 3-88555-395-3 

Diese Publikation widmet sich ausschließlich der Facharbeiterebene in der DDR. Sie 
enthält die Berufsbeschreibungen für alle derzeit erlernbaren 347 Facharbeiterberufe 
der DDR und stellt sie den anerkannten Ausbildungsberufen in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber. Damit werden zum ersten Mal die bisher in der Bundesrepu­
b lik Deutschland unzugänglichen "Ausbildungsunterlagen für die Facharbeiterausbil­
dung" sowie der "Berufsbilder für die Berufsberatung" einer breiten Öffentlichkeit zu­
gänglich gemacht. 

Die Veröffentlichung soll es Arbeitgebern, Arbeitsämtern und sonstigen Behörden er­
leichtern, die in der DDR abgelegten Berufsabschlüsse in das System der beruflichen 
Bildung der Bundesrepublik Deutschland e inzuordnen. 

Am Zustandekommen dieser Broschüre haben neben Privatpersonen auch offizielle 
Stellen in der DDR mitgeholfen, indem sie entsprechendes Vergleichsmaterial zur Ver­
fügung stellten. Dadurch wurde es u. a. möglich, erstmals auch Angaben über abge­
schlossene Lehrverträge in den einzelnen Facharbeiterberufen zu veröffentlichen. 

Dieses Werk ergänzt und erweitert die im April 1990 aufgelegte Broschüre 

, ,Anerkennung von Übersiedlerzeugnissen'' 
Berufliche Bildung und berufliche Qualifikation 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

Von Wolf-Dieter Gewande 
1990, 400 Seiten, 25,- DM 
ISBN 3-88555-389-9 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung-Referat Veröffent­
lichungswesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-l 
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Seminarkonzepte zur Ausbilderförderung 

Die neuen 
industriellen Metallberufe 
Ein Seminar zum praktischen Umgang mit der Verordnung 
über die Berufsausbildung in den industriellen Metallberufen 

Planen ... 
selbständiges 
Durchführen ... Kontrollieren 

e Berufliche Handlungsfähigkeit, Selbstänciigkeit, 
Kooperationsfahigkeit - Neue Modewörter 
oder tatsächlich erreichbare Ausbildungsziele? 

e Modeme Ausbildungsmethoden - Eine 
Schreibtisch-Erfindung oder zeitgemäße 
Instrumente für die Ausbildungspraxis? 

e Betrieblicher Ausbildungsplan -
Wie wird er aufgestellt? 

e Praxisnahe Prüfungen - Wie sehen sie 
aus und wie werden die Prüflinge darauf 
vorbereitet? 

Im Seminarpaket werden diese und weitere Fragen, die den für die Ausbildung Verantwort­
lichen in der Praxis begegnen, betriebsnah und systematisch behandelt. Es enthält 

0 Erläuterungen zur Industriellen Metall-Ausbildungsverordnung und zur Struktur der neuen 
industriellen Metallberufe. Dabei wird ausführlich auf den Aufbau der Ausbildungsrahmen­
pläne und auf den neuen Qualifikationsbegriff eingegangen. 

0 Grundzüge ausgew!3.hlter und in Betrieben erprobter und bewährter moderner Ausbildungs­
methoden, mit denen im Rahmen einer effizient gestalteten Ausbildung vor allem Selbstän­
digkeit, Kooperatio'nsfähigkeit und andere übergreifende Qualifikationen gefördert werden 
können. 

0 Einzelne Aspekte der Umsetzung der Ausbildungsverordnung in die Praxis. An einem Bei­
spiel wird dargestellt, wie aus dem Ausbildungsrahmenplan ein betrieblicher Ausbil­
dungsplan abgeleitet werden kann. 

Seminarpaket (3 Teilbände) 

zusätzliche Teilnehmerunterlagen 
(Mindestabnahme 10 Stück) 

BIBB-Best.-Nr. 

12613 

1'2643 

Preis ISBN 

50,- DM 
3-88555-354-6 

7,- DM pro Stück 

Sie erhalten dieses Seminarpaket beim Bundesinstitut für Berufsbildung-Referat Veröffent­
lichungswesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-1 


